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I. Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwaltungsbestimmungen

Rechtsverordnung zur Änderung der
Rechtsverordnung über die
Gewährung von Beihilfen in

Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen
an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

im öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis einschließlich der
Versorgungsempfängerinnen und

-empfänger (Beihilfeverordnung) in
der Fassung der Bekanntmachung

vom 7. Juli 2009

Vom 16. November 2018

Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 2 des Kirchen-
gesetzes über die Gewährung von Beihilfen in Krank-
heits-, Pflege- und Geburtsfällen an Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis einschließlich der Versorgungsempfängerin-
nen und -empfänger (Beihilfegesetz) vom 19. Novem-
ber 1999 (KABl.-EKiBB S. 202), zuletzt geändert
durch Kirchengesetz vom 15. Mai 2009 (KABl.
S. 115), die folgende Rechtsverordnung beschlossen:

§ 1

Die Rechtsverordnung über die Gewährung von Bei-
hilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen an
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis einschließlich der Versor-
gungsempfängerinnen und -empfänger (Beihilfever-
ordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom
7. Juli 2009 (KABl. S. 140), zuletzt geändert durch
Rechtsverordnung vom 14. Juli 2017 (KABl. S. 172),
wird wie folgt geändert:

§ 4 Absatz 1 Satz 1 erhält folgenden Wortlaut:

„Die in der gesetzlichen Krankenversicherung versi-
cherten Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten sowie sonstigen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter im öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis erhalten einen nach ihren Dienstbezügen
berechneten Zuschuss zu ihrem Krankenversiche-
rungsbeitrag in Höhe von 50 % des Beitragssatzes (in-
klusive Zusatzbeitrag) für freiwillig Versicherte ohne
Krankengeldanspruch der Allgemeinen Ortskranken-
kasse am Dienstsitz des Konsistoriums."

§ 2
Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Januar 2019 in
Kraft.

Berlin, den 18. November 2018
Kirchenleitung

(L. S.) Dr. Markus Dröge

*

Richtlinie zum diakonisch-
gemeindepädagogischen Dienst

Vom 21. September 2018

Präambel
Kirchengemeinden, Kirchenkreise und Landeskirche
nehmen in der Gemeinschaft der Dienste in der EKBO
den Auftrag der Kirche Jesu Christi durch die diako-
nisch-gemeindepädagogische Arbeit mit Menschen
jeden Alters an verschiedenen Lernorten in unterstüt-
zender, bildender und helfender Ausrichtung wahr.
Ziel der diakonisch-gemeindepädagogischen Arbeit
ist es, Menschen je nach ihren Möglichkeiten in evan-
gelischer Verantwortung in ihrer geistlich-geistigen
Identitätsentwicklung und -findung zu begleiten. Ins-
besondere die evangelische Kinder- und Jugendarbeit
wird inhaltlich unter Einbeziehung/Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen gestaltet und wird von be-
ruflichen und ehrenamtlich Mitarbeitenden gleicher-
maßen in gemeinsamer Verantwortung gestaltet. Dazu
werden durch die Kirche berufliche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter angestellt, die in gemeindepädagogi-
schen, gemeindediakonischen und sozialpädagogi-
schen Berufen ausgebildet sind und entsprechende
Abschlüsse und Anstellungsbefähigungen erworben
haben. Diakonisch-gemeindepädagogischer Dienst
mit seiner Orientierung an den Lebenssituationen von
Menschen geht von ganzheitlichen Lernprozessen in
allen Fragen des christlichen Lebens aus, unterstützt
die christliche Sozialisation und umfasst konkret:
(1) bildende, unterstützende und verkündende Arbeit

mit Kindern, Jugendliche, Familien
(2) bildende, unterstützende und verkündende Arbeit

mit Erwachsenen, auch Senioren
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Insbesondere die gemeindepädagogischen Arbeitsbe-
reiche „Arbeit mit Kindern und Familien“ sowie „Ar-
beit mit Jugendlichen“ sind konzeptionell eng aufei-
nander bezogen und bilden eine strukturelle Einheit.
Die Richtlinie hat zum Ziel, Rahmenbedingungen für
die Anstellung und den Einsatz von beruflich Mitar-
beitenden festzulegen.

§ 1
Grundlage des Dienstes

Grundlagen für den Dienst der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im diakonisch-gemeindepädagogischen
Dienst sind die geltenden landeskirchlichen Gesetze
und Regelungen.

§ 2
Grundbestimmungen

(1)  Diese Richtlinie soll die Arbeit der diakonisch-
gemeindepädagogischen Mitarbeitenden unterstützen
und ermöglichen. Die diakonisch-gemeindepädagogi-
sche Arbeit soll nach Möglichkeit auf der Basis eines
kreiskirchlichen Gesamtkonzeptes erfolgen. Ein sol-
ches Gesamtkonzept berücksichtigt eine sinnvolle
Strukturierung der jeweiligen Arbeitsgebiete in regi-
onaler und inhaltlicher Hinsicht und legt fest, unter
welchen Bedingungen kreiskirchlichen Anstellungen
vorzugswürdig sind.
(2)  Dienstlich veranlasste Wege, insbesondere Wege
innerhalb des Arbeitsbereiches, sind Wegezeiten, die
insgesamt angerechnet werden müssen im Rahmen
der Gesamtjahresarbeitszeit. Dabei gilt der Weg zur
ersten Dienststätte und der Weg von der letzten
Dienststätte nicht als dienstlich veranlasst. Die Ge-
samtstundenzahl der durch den Dienst notwendigen
Wegezeiten müssen zeitlich in einem angemessenen
Verhältnis zur Gesamtjahresarbeitszeit stehen; sie soll
20 % des Gesamtumfangs nicht überschreiten.
(3)  Neben der pädagogischen Vorbereitungszeit gibt
es die hier so benannten Randzeiten. Sie sind Teil der
Jahresarbeitszeit. Eine Erfassung der Randzeiten soll
je nach Arbeitssituation, Bedarf und regionalen Ge-
gebenheiten ermittelt werden.
(4)  Hinweise für die Erstellung eines Jahresberichtes
erarbeiten die Kreisbeauftragten je individuell unter
besonderer Berücksichtigung der regionalen und in-
haltlichen Bezüge.
(5)  Für Sonderformen der Arbeit wie Mehrarbeit und
Überstunden und deren Ausgleich wird auf §§ 7 und
8 TV-EKBO verwiesen.
(6)  Eine angemessene technische, materielle Büro-
und Arbeitsausstattung gehört zu den Voraussetzun-
gen einer nachhaltigen Fachkräftegewinnung und zur
angemessenen Fürsorge für die Fachkräfte. Die Auf-
teilung der Kosten zwischen Kirchenkreis und gege-
benenfalls Kirchengemeinde müssen im gemeinsa-
men Interesse des diakonisch-gemeindepädagogi-
schen Dienstes der Kirche getroffen werden.
(7)  Sofern beim Anstellungsträger kein Arbeitszeit-
konto gemäß § 10 TV-EKBO eingerichtet ist, soll die

Arbeitszeit durch geeigneten Nachweis erfasst wer-
den, um die Einhaltung der durchschnittlichen Jahres-
arbeitszeit zu gewährleisten.

§ 3
Anstellungsvoraussetzungen und Qualifikation

der beruflichen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter

(1)  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im gemeindepä-
dagogischen Dienst haben in der Regel ein abge-
schlossenes Studium (Diplom/BA/MA) der Religi-
onspädagogik mit Schwerpunkt Gemeindepädagogik
oder Sozialpädagogik oder einen Fachschulabschluss
der Gemeindepädagogik oder eine Ausbildung als Di-
akonin oder Diakon oder einen vergleichbaren Ab-
schluss.
(2)  In begründeten Einzelfällen können auch Absol-
ventinnen und Absolventen mit anderen Abschlüssen
angestellt werden. Diese Fälle sind zuvor mit dem
Konsistorium zu beraten.

§ 4
Arbeitsbereiche

(1)  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im diakonisch-
gemeindepädagogischen Dienst können in unter-
schiedlichen diakonischen und gemeindepädagogi-
schen Handlungsfeldern eingesetzt werden, z. B. Ar-
beit mit Kindern, Jugendarbeit, Erwachsenenarbeit,
Offene Arbeit.
(2)  Der Anstellungsträger legt unter Berücksichti-
gung der konkreten diakonisch-gemeindepädagogi-
schen Konzeption die Arbeitsbereiche für den Einsatz
der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters fest, wobei der
Einsatz möglichst in nicht mehr als zwei Handlungs-
feldern erfolgen sollte, dabei wird ein Handlungsfeld
als Schwerpunkt festgelegt.
(3)  Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter im diako-
nisch-gemeindepädagogischen Dienst arbeitet auf der
Ebene des Kirchenkreises gemeinsam mit den anderen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im diakonisch-ge-
meindepädagogischen Dienst in einem Team. Aufga-
be des Teams ist die Koordinierung, fachliche Leitung
und Vernetzung der diakonisch-gemeindepädagogi-
schen Arbeit im Kirchenkreis. Das Team wird durch
eine zu benennende Kirchenkreisbeauftragte oder ei-
nen zu benennenden Kirchenkreisbeauftragten für die
Arbeit mit Kindern und/oder Jugendarbeit geleitet.

§ 5
Aufgabenbeschreibungen

(1)  Zu den Aufgaben gehören schwerpunktmäßig:

a. Koordination und Vernetzung, Beratung und Be-
gleitung der gemeindepädagogischen Arbeit im
jeweiligen Einsatzgebiet (Kirchengemeinde,
Kirchenkreis),

b. Projektarbeit,
c. Arbeit mit ausgewählten Gruppen,
d. Verwaltung der Ressourcen.
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(2)  Die Aufgaben im Einzelnen sind in der Anlage 2
dieser Richtlinie beschrieben.
(3)  Für die jeweilige Arbeitsplatzbeschreibung sind
als Anlage zur Dienstanweisung entsprechend An-
lage 2 dieser Richtlinie konkrete Vereinbarungen zu
treffen. Diese Anlage ist Bestandteil der Dienstanwei-
sung.

§ 6
Religionsunterricht

Diakonisch-Gemeindepädagogische Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter können bei Eignung gemäß den in der
Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesi-
sche Oberlausitz geltenden Regelungen zur Erteilung
von Religionsunterricht beauftragt werden. Die Be-
auftragung erfolgt durch die zuständige Fachabteilung
des Konsistoriums im Einvernehmen mit den kreis-
kirchlichen Leitungen und den Beauftragten.

§ 7
Musisch-kulturelle Aufgaben

(1)  Für den Schwerpunkt in musisch-kultureller Ar-
beit, insbesondere für Anteile im kirchenmusikali-
schen Dienst, die in die Dienstanweisung aufgenom-
men werden, gelten die jeweils aktuellen Bestimmun-
gen der Kirchenmusik.
(2)  Entsprechend der auf den kirchenmusikalischen
Dienst entfallenden Dienstanteile ist der diakonisch-
gemeinde-/sozialpädagogische Dienst zu reduzieren.

§ 8
Offene Arbeit und schulkooperative Arbeit

Die Tätigkeit in der sozialdiakonischen/Offenen Ar-
beit sowie in Kooperation mit der Schule bzw. Schul-
sozialarbeit wird gegebenenfalls durch entsprechende
Kooperationsvereinbarungen geregelt.

§ 9
Weitere Dienstpflichten

(1)  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im diakonisch-
gemeindepädagogischen Dienst sind grundsätzlich
verpflichtet zur
- Teilnahme an Konventen,
- Teilnahme an Sitzungen der Gemeindekirchenräte,

soweit Angelegenheiten des Dienstes betroffen
sind,

- Mitarbeit bei arbeitsbereichsbezogenen Aktivitä-
ten auf der Ebene des Kirchenkreises und der Lan-
deskirche,

- kontinuierlichen Fortbildung entsprechend den
Regelungen der Landeskirche und

- Mentoren- oder Mentorinnentätigkeit.
(2)  Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erstellt jähr-
lich einen Arbeitsbericht. Ein jährliches Orientie-
rungsgespräch soll der Mitarbeiterin oder dem Mitar-
beiter angeboten werden.

§ 10
Arbeitszeit

(1)  Die Regelung zur Arbeitszeit ergibt sich aus Ar-
beitsvertrag und Tarifvertrag. Bei einer regelmäßigen
wöchentlichen Arbeitszeit von 39 Stunden und 24 Mi-
nuten bei Vollbeschäftigung (§ 6 Absatz 1 TV-EKBO)
ergibt sich eine Jahresarbeitszeit von 1.734 Arbeits-
stunden. Grundlage für die Berechnung ist die „Ori-
entierungshilfe zur Bewertung der Arbeitszeit“ (An-
lage 3 – Tabelle).
(2)  Der Durchschnitt der regelmäßigen wöchentli-
chen Arbeitszeit ist gemäß § 6 Absatz 2 TV-EKBO auf
der Grundlage eines Zeitraums von bis zu einem Jahr
zu berechnen. Daraus folgt, dass eine Über- bzw. Un-
terschreitung der wöchentlichen Arbeitszeit innerhalb
eines Jahres auszugleichen ist. Verminderungen bzw.
Erhöhungen der Arbeitszeit, die sich als Ausgleich aus
der Durchschnittsberechnung ergeben, legt der An-
stellungsträger kraft seines Direktionsrechtes im Aus-
gleichszeitraum fest.
(3)  Bei der Durchführung von Gruppenfahrten, Rüst-
und Freizeiten u. Ä. ist § 44 Nr. 2 TV-EKBO zu be-
achten.
(4)  Für die Arbeitszeitberechnung von Religionsun-
terricht gelten die dafür bestehenden kirchlichen und
staatlichen Regelungen.

§ 11
Dienstort und Dienstwege

(1)  Der Anstellungsträger legt einen Dienstort fest.
Der kann in Abhängigkeit vom Schwerpunkt des je-
weiligen Arbeitsbereiches festgelegt werden.
(2)  Fahrtkosten für die Dienstwege werden nach der
geltenden Reisekostenordnung der EKBO erstattet.

§ 12
Dienstaufsicht und Fachberatung

(1)  Die Dienst- und Fachaufsicht liegt beim Anstel-
lungsträger. Einzelne aufsichtliche Elemente kann der
Anstellungsträger übertragen.
(2)  Die Fachberatung erfolgt durch den Kreisbeauf-
tragten oder durch die Kreisbeauftragte für die jewei-
ligen Arbeitsbereiche des Kirchenkreises.

§ 13
Arbeitsplatzbeschreibung

(1)  Der Anstellungsträger erstellt eine Arbeitsplatz-
beschreibung.
(2)  Bei der Erstellung der Arbeitsplatzbeschreibung
ist die oder der Kreisbeauftragte einzubeziehen.
(3)  Die Überprüfung kann Teil der Orientierungsge-
spräche sein.

§ 14
Dienstanweisung

(1)  Für jede/r Mitarbeiter/in wird eine Dienstanwei-
sung einseitig vom Anstellungsträger erstellt. Die
Dienstanweisung berücksichtigt die konzeptionelle
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Ausrichtung des Handlungsfeldes sowie die Schwer-
punkte des Arbeitseinsatzes.
(2)  Bei wesentlichen Änderungen der Aufgabensitu-
ation ist die Dienstanweisung zu ändern.

§ 15
Orientierungsgespräche

(1)  Das Gespräch mit der oder dem Mitarbeitenden
soll jährlich geführt werden.
(2)  Die Verantwortung für die Durchführung des Ori-
entierungsgespräches liegt beim Anstellungsträger.

Sie kann auf die Fachberatung (Kreisbeauftragte oder
Kreisbeauftragter) übertragen werden. Wird sie vom
Anstellungsträger wahrgenommen, ist die Fachbera-
tung vorab zu konsultieren.

Berlin, den 21. September 2018

Kirchenleitung
(L. S.) Dr. Markus Dröge

Anlage 1
Formular einer Dienstanweisung

D i e n s t a n w e i s u n g

Für ……………………………………………………………………………………………….
Berufsbezeichnung Name

wohnhaft .........................................................................................................................
Anschrift
Der Anstellungsträger ...................................................................................................................
erteilt ……………................................................................…………………………………….
im Zusammenwirken mit der zuständigen Fachberatung
der/dem Mitarbeiter/in folgende Dienstanweisung:
1. Dienstumfang

Die/der Mitarbeiter/in ist mit einem Gesamtumfang der Anstellung von ............ % Dienstumfang
mit folgendem Schwerpunkt tätig (Zutreffendes benennen):
Arbeit mit Kindern und Familien
Gemeindebezogene Arbeit mit Jugendlichen
oder …

2. Dienstaufsicht
Die Dienstaufsicht liegt bei: ……………….....……………………………………………

3. Fachberatung
Die Fachberatung liegt bei: ………………………………….....………………………….
Die übergeordnete Fachberatung liegt beim Amt für kirchliche Dienste.

4. Aufgaben
4.1 Die/der Mitarbeiter/in versieht ihren/seinen Dienst mit einem Dienstumfang

- von .............. % im gemeindlichen Dienst für pädagogische Aufgaben im
Bereich/Region ....................................................................................................................
mit den Orten .......................................................................................................................

- von .............. % im Verantwortungsbereich des gemeindepädagogischen Dienstes des Kirchenkreises
(kreiskirchliche Aufgaben).

- von .............. % im Religionsunterreicht (in folgenden Schulen:....................................................)
- von .............. % im kirchenmusikalischen Bereich
- von .............. % im Bereich .....................................................

5. Sonstiges
……………………………….. ……………………………………….
Ort, Datum
………………………………. ……………………………………….
Anstellungsträger Fachberatung
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Anlage 2
Arbeitsplatzbeschreibung

Diakonisch-gemeindepädagogischer Dienst

Aufgabenschwerpunkte Richtwerte* konkrete Vereinbarung
Beratung und Begleitung, Koordination
und Vernetzung der Arbeit z. B. 20 %

- Gewinnung und Begleitung ehren- und
nebenamtlicher Mitarbeiter, Mitarbeite-
rinnen

- Begleitung und Anleitung von Teams
von Mitarbeitenden

- Kooperation mit anderen kirchlichen
Arbeitsfeldern (Kinder, Konfirmanden,
Jugend, Erwachsenen, Senioren, landes-
kirchliche Aktivitäten)

- Kooperation mit anderen Trägern der
Kinder-, Jugend- und Bildungsarbeit im
Gemeinwesen

- Konzeptionsentwicklung/Entwicklung
neuer Arbeitsansätze

Projektarbeit z. B. 20 %
- Freizeiten/Rüstzeiten
- Kooperation mit Schulen
- Projekte in Kirchengemeinden/Regio-

nen (Familien-, Kinder-, Jugendgottes-
dienste, Kinder-, Jugend-, Familienta-
ge)

Arbeit mit ausgewählten Gruppen z. B. 50 %
- Regelmäßige Gruppenarbeit mit Kin-

dern, Konfirmanden, Jugendlichen
- Erwachsenen- und Elterngruppen
- Beratung und Seelsorge
- Offene Arbeit
Verwaltung der Ressourcen z. B. 10 %
- Arbeitsbereichsbezogene Verwaltung
- Fördermittelgewinnung
Mitarbeiter- und Fachkonvente
Teambesprechungen
Gremien
- Mentoren- und Mentorinnentätigkeit
- Evaluation und Supervision
Religionsunterricht
Kirchenmusik
Andere Aufgaben

* Die in der Tabelle genannten Prozentangaben sind Beispiele für mögliche Richtwerte, die je nach Konzeption
in der Gemeinde/Region/Kirchenkreis und dem Zuschnitt der Stelle jeweils nach den Erfordernissen vor Ort
festzulegen sind.
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Anlage 3
Richtlinien zur Bewertung der Arbeitszeit im diakonisch-gemeindepädagogischen Dienst

Bei der Berechnung der Arbeitszeit wird die Jahresarbeitszeit bei Vollbeschäftigung mit 44 Arbeitswochen,
d. h. 1.734 Arbeitsstunden (AZStd.) zugrunde gelegt. Die genaue Einschätzung kann in Anlehnung an das
Modell der Jahresarbeitszeitkonten je nach Schwerpunkt dynamisch erfolgen, z. B. mit einer schwerpunktmä-
ßigen Verlagerung auf Projekte in die Schulferien.

Tätigkeit Arbeitszeitorientierung einschl. Vor- und
Nachbereitung

Regelmäßige Gruppenangebote mit Kindern, Jugend-
lichen und Erwachsenen mit mindestens 7 TN. Es kann
nach Fachberatung davon abgewichen werden.

1 Stunde (Std.) = 2,5 Arbeitszeitstunden (AZStd.)
(1 Stunde Vorbereitung, 1 Stunde Durchführung)
Randzeiten werden ermittelt nach Situation und
Bedarf.

Regelmäßige Bildungsangebote, auch Anleitung und
Qualifizierung ehren- und nebenamtlicher Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, Bildungsarbeit mit anderen Er-
wachsenengruppen

1 Std. = 3 AZStd. (incl. Vor- und Nachbereitung, auch
Werbung pro Bildungsangebot)

Projekte mit Übernachtung Freizeiten/Rüstzeiten,
Fahrten, Exkursionen

10 Std. pro Tag als Höchstbegrenzung (ggf. auch we-
niger, wenn der Beginn z. B. erst am Nachmittag ist)
und 5-8 Std. pro Tag generell für Vor-, Nachbereitung,
Organisation, Werbung

Sonstige Projekte ohne Übernachtung (Kinder-, Ju-
gend-, Familientage, besondere kirchenjahreszeitliche
Angebote, z. B. (KiBiWo, Krippenspiel, Chorprojekt)

10-25 Std. pro Projekt (die genaue Stundenzahl muss
für jedes Projekt im Vorfeld festgelegt werden) (incl.
Vor- und Nachbereitung und Werbung pro Bildungs-
angebot)

Jugend- und Familiengottesdienste bzw. zielgruppen-
orientierte Andachten und Gottesdienste (Vorberei-
tung und Gestaltung mit Gruppen/Teams) (je nach un-
terschiedlicher Verantwortlichkeit)

7-12 Std. pro Projekt (für Vorbereitung, Durchführung,
Nachbereitung, Werbung, Mitarbeiterteam bilden und
weitere notwendige Arbeiten)

Für weitere Tätigkeiten wird empfohlen, im Vorfeld die anteilige Arbeitszeit festzulegen, die für die Tätigkeit
aufgewendet werden kann, z. B. für
- die Gewinnung, Anleitung und Vernetzung Ehrenamtlicher und freiwillig Engagierter,
- für die Regionale Zusammenarbeit,
- für die Öffentlichkeitsarbeit,
- Gremienarbeit innerhalb der Kirche wie mit nichtkirchlichen Partnern,
- für Besuche und seelsorgende Aufgaben,
- für Mitarbeitenden- und Fachkonvente,
- für Dienstberatungen und Abstimmungsprozesse, für arbeitsbezogene Verwaltung (10 Stunden pro Monat),
- für Sonderaufgaben wie Mentorentätigkeit (in Absprache mit der Dienstaufsicht; hier ist die Stundenzahl je

nach Aufgabe und Bedarf im Vorfeld festzulegen),
- für Unvorhergesehenes (2-8 Stunden im Monat), für Fortbildungen.
Es gilt für Berufseinsteigende in den ersten zwei Dienstjahren eine Arbeitseinstiegserleichterung („Anfänger-
bonus“) von 44 Stunden (gerechnet von der Jahresarbeitszeit), d. h. Berufseinsteiger gehen von einer Gesamt-
jahresarbeitszeit von 1.690 Stunden aus.
Die Jahresarbeitszeit beträgt bei Vollbeschäftigung mit 44 Arbeitswochen 1.734 Arbeitsstunden (AZStd.):
75 % Anst. = 1.300
50 % Anst. = 867

*
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Kirchengesetz zur Novellierung des
Haushaltsrechts

Vom 27. Oktober 2018

Die Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz hat das folgende
Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Das Kirchengesetz über die Haushalts-, Kassen- und
Vermögensverwaltung der Evangelischen Kirche Ber-
lin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz (HKVG)
vom 17. April 2010 (KABl. S. 87) wird wie folgt ge-
ändert:
1. Die Überschrift des Abschnitts I wird wie folgt

gefasst:
„Abschnitt I

Allgemeine Vorschriften“
2. § 1 Absatz 3 wird aufgehoben.
3. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt:

„§ 1a
Grundsätze

(1) Das kirchliche Finanzwesen unterstützt die
Aufgabenerfüllung der jeweiligen kirchlichen
Körperschaft. Es nimmt insbesondere Elemente
der Outputorientierung, der Steuerung über Ziel-
vereinbarungen und der Übertragung von Res-
sourcen- und Fachverantwortung auf. In geeig-
neten Fällen soll eine Kosten und Leistungsrech-
nung (KLR) erstellt werden.
(2) Ein Berichtswesen kann die Daten aus dem
Finanzwesen einschließlich der Zielinformatio-
nen zur Steuerungsunterstützung der Körper-
schaft zum Controlling aufbereiten.
(3) Die Regelungen zur Ordnungsmäßigkeit und
Risikominimierung im Finanzwesen sollen in ei-
nem Internen Kontrollsystem (IKS) zusammen-
geführt sein. Dies sind insbesondere Dienstan-
weisungen, Ausführungsbestimmungen und
Richtlinien zu Organisation und Ablauf sowie
Dokumentationen der Durchführung und Kon-
trolle.
(4) Die Umsetzung der Absätze 1 bis 3 erfolgt
unter Berücksichtigung der erforderlichen Anfor-
derungen der jeweiligen Körperschaft. Das Nä-
here kann durch Rechtsverordnung geregelt wer-
den.“

4. In § 2 wird nach dem Wort „Feststellung“ das
Wort „,Darstellung“ eingefügt.

5. In § 5 Absatz 2 werden die Wörter „dieser Ord-
nung“ durch die Wörter „dieses Gesetzes“ ersetzt.

6. § 5 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Das Eingehen von Verpflichtungen, die in
künftigen Haushaltsjahren Haushaltsmittel für
Investitionen oder Investitionsförderungsmaß-
nahmen binden, setzt eine förmliche Ermächti-

gung (Verpflichtungsermächtigung) im Haus-
haltsgesetz oder Haushaltsbeschluss voraus. Dies
gilt nicht für Geschäfte der laufenden Verwal-
tung. Bei Verpflichtungsermächtigungen sind die
entsprechenden Haushaltsstellen und der Betrag,
bis zu dem Verpflichtungen eingegangen werden
dürfen, anzugeben. Erstreckt sich eine Ermächti-
gung über mehrere Jahre, so ist ferner anzugeben,
welche Teilbeträge in den einzelnen Jahren haus-
haltswirksam werden dürfen. Verpflichtungser-
mächtigungen sollen auf höchstens drei Jahre be-
grenzt werden. Sie sind nicht übertragbar.“

7. Dem § 6 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Bei der Feststellung, ob Maßnahmen erhebliche
finanzielle Bedeutung haben, sind insbesondere
zu berücksichtigen:
1. die Größe der Maßnahme im Verhältnis zum

Gesamthaushalt,
2. die Größe der Maßnahme im Verhältnis zum

Bereich des Haushalts, in dem die Maßnahme
zu veranschlagen ist,

3. die Sicherheit der erwarteten Haushaltsmittel
und

4. die Belastung künftiger Haushalte (Folgekos-
ten).“

8. § 6 Absatz 3 wird aufgehoben.
9. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe „(1)“ wird gestrichen.
b) Absatz 2 wird aufgehoben.

10. § 9 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Finanzplanung“
b) In Absatz 1 werden die Wörter „dreijährige

Einnahmeplanung“ durch die Wörter „fünf-
jährige Finanzplanung“ ersetzt.

c) In Absatz 2 und 3 wird das Wort „Einnah-
meplanung“ durch das Wort „Finanzpla-
nung“ ersetzt.

d) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Sie soll die voraussichtliche Haushaltsent-
wicklung aufzeigen und drohende Ungleich-
gewichte frühzeitig offen legen.“

11. § 10 wird wie folgt gefasst:
„§ 10

Bestandteile und Inhalt des Haushalts
und Anlagen

(1) Der Haushalt besteht aus
a) dem Haushaltsbuch oder Haushaltsplan mit

der Summe aller Haushaltsmittel,
b) dem Stellenplan, der die Soll-Stellen aller im

öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis und
der nicht nur vorübergehend privatrechtlich
Beschäftigten nach der Ordnung des Haus-
halts mit Angabe der Besoldungs- oder Ent-
geltgruppe enthält und

c) den Verpflichtungsermächtigungen.
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(2) Stellen, die künftig ganz oder teilweise weg-
fallen, sind im Stellenplan mit einem „kw“-Ver-
merk zu kennzeichnen. Stellen, die künftig um-
zuwandeln sind, sind im Stellenplan mit einem
„ku“-Vermerk und der Angabe der Besoldungs-
oder Entgeltgruppe, in die sie umgewandelt wer-
den sollen, zu kennzeichnen.
(3) Dem Haushalt sind als Anlage beizufügen:
a) die Bilanz oder Vermögensübersicht zum

letzten Stichtag,
b) der Bericht über mögliche Risiken und Vor-

belastungen künftiger Haushaltsjahre, ins-
besondere zu absehbaren künftigen Finan-
zierungslasten,

c) Wirtschafts- oder Sonderhaushaltspläne und
neueste Jahresergebnisse der Wirtschaftsbe-
triebe, Einrichtungen und Sonderhaushalte
und

d) je eine Übersicht über die Rücklagen, über
die Rückstellungen sowie über die Ver-
pflichtungsermächtigungen.

(4) Dem Haushalt soll ferner die mittelfristige Fi-
nanzplanung beigefügt werden.
(5) Im Haushalt ist die Wirtschafterin oder der
Wirtschafter kraft Amtes auszuweisen.
(6) Der Haushalt ist als Haushaltsbuch aufzustel-
len. Abweichend davon können Kirchengemein-
den mit eigenen Einnahmen im Sinne von § 6 Fi-
nanzgesetz von bis zu 5.000 Euro jährlich den
Haushalt in Form eines Haushaltsplans aufstel-
len. Ebenso können diese Kirchengemeinden auf
die Beifügung des Anhangs (§ 58) und der Anla-
gen zum Anhang (§ 59) der Bilanz verzichten.
(7) Für jede kirchliche Körperschaft ist ein eige-
ner Haushalt aufzustellen. Abweichend von
Satz 1 ist die Aufstellung eines gemeinsamen
Haushalts mehrerer kirchlicher Körperschaften
für längstens fünf Haushaltsjahre möglich, wenn
1. die kirchlichen Körperschaften verbindlich

beschlossen haben, sich innerhalb dieses Zeit-
raums zu vereinigen,

2. eine steuerrechtlich gegebenenfalls erforder-
liche Einzelveranlagung sichergestellt ist und

3. vertragliche Regelungen über eine mögli-
che Vermögensauseinandersetzung getroffen
wurden.

Andere Regelungen dieses Gesetzes sowie solche
nach dem Kirchengesetz über die Gesamtkir-
chengemeinden bleiben unberührt.“

12. § 11 wird wie folgt gefasst:
„§ 11

Vollständigkeit, Fälligkeitsprinzip
und Gliederung

(1) Der Haushalt muss alle im Haushaltsjahr zu
erwartenden Einnahmen und die voraussichtlich
zu leistenden Ausgaben enthalten. Dies betrifft
alle Organisationseinheiten der kirchlichen Kör-

perschaften mit Ausnahme der in § 62 genannten
Wirtschaftsbetriebe.
(2) Gliederung und Gruppierungen richten sich
nach den von der Evangelischen Kirche in
Deutschland festgelegten Grundlagen zur Haus-
haltssystematik. Der Haushalt ist nach Organisa-
tionseinheiten oder kirchlichen Handlungsfel-
dern zu gliedern und gegebenenfalls weiter zu
untergliedern.
(3) Wird der Haushalt in Form des Haushaltsplans
aufgestellt, ist er entsprechend der vom Konsis-
torium veröffentlichten Haushaltssystematik in
Einzelpläne, Abschnitte und, soweit erforderlich,
Unterabschnitte zu gliedern. Die Zuordnung der
Einnahmen und Ausgaben erfolgt entsprechend
dem Gruppierungsplan.
(4) Innerhalb der Untergliederungen des Haus-
haltsbuches sind die Ziele der kirchlichen Arbeit
zu beschreiben, Angaben zur Zielerreichung zu
machen sowie die dafür zu erbringenden Leis-
tungen und der erforderliche Ressourceneinsatz
darzustellen. Im Haushaltsplan kann dies erfol-
gen. Im Haushaltsbuch können die Sachkonten
entsprechend vom Konsistorium veröffentlichten
Grundsätzen oder Systematik verdichtet werden.
Für jede Untergliederung ist ein Ergebnis zu bil-
den. Dabei sind die Haushaltsmittel nach der
Haushaltssystematik zu ordnen.“

13. § 12 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„Der Haushalt ist in Gesamteinnahme und
Gesamtausgabe auszugleichen. Ein Über-
schuss oder Fehlbetrag der Jahresrechnung
ist im Reinvermögen als Ergebnisvortrag
auszuweisen.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„Jahresüberschüsse sollen mit vorheriger
Haushaltsermächtigung zur Auffüllung
nicht ausreichender Substanzerhaltungs-
oder sonstiger Pflichtrücklagen verwendet
werden, soweit andere rechtliche Regelun-
gen dem nicht entgegenstehen.“

c) In Absatz 3 wird das Wort „Haushaltsplan“
durch das Wort „Haushalt“ ersetzt.

14. § 13 wird wie folgt gefasst:
„§ 13

Wirtschafterin oder Wirtschafter kraft Amtes
(1) Die Wirtschafterin oder der Wirtschafter kraft
Amtes wird mit dem Haushalt festgelegt. Das
Amt endet durch Bestellung einer anderen Person
oder durch Niederlegung. Das Amt ist personen-
gebunden. Stellvertretung ist möglich. Die Rei-
henfolge der Stellvertretung ist festzulegen und
der Kasse bekannt zu geben.
(2) Die Wirtschafterin oder der Wirtschafter kraft
Amtes kann Wirtschaftern kraft Auftrages für
Teilbereiche des Haushalts Wirtschaftsbefugnis
übertragen.“
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15. § 17 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das Wort „Einnah-

men“ durch das Wort „Haushaltsmitteln“ er-
setzt.

b) Nach Absatz 1 Satz 1 werden folgende Sätze
eingefügt:
„Gebühreneinnahmen dürfen nur zur De-
ckung der Kosten Verwendung finden, für
die sie erhoben worden sind. Eines Haus-
haltsvermerkes bedarf es insoweit nicht.“

c) In Absatz 2 wird die Angabe „Satz 2“ durch
die Angabe „Satz 3“ ersetzt.

16. § 19 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Zuordnung von Budgets soll sich
nach der Gliederung des Haushalts richten.
Für die Bewirtschaftung und den kassenmä-
ßigen Vollzug des Haushalts ist ein Bu-
chungsplan aufzustellen. Inhalt und Aufbau
hat den Bestimmungen des § 11 zu entspre-
chen.“

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Die Budgets bilden den finanziellen
Rahmen, mit dem die vorgegebenen Ziele
verfolgt werden. Art und Umfang der Um-
setzung der Zielvorgabe haben die bewirt-
schaftenden Stellen im Rahmen eines Be-
richtswesens nachzuweisen.“

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt:
„(5) Sofern in der Planung des Haushalts-
buchs keine Zielvorgaben aufgenommen
sind, kann die Budgetierung nach den ver-
fügbaren Mitteln ausgerichtet werden.“

17. § 21 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort

„decken“ die Wörter „oder eine kirchenauf-
sichtliche Genehmigung der Kreditaufnah-
me vorliegt“ eingefügt.

b) Absatz 4 wird aufgehoben.
c) In Absatz 7 Satz 1 wird das Wort „Betriebs-

mittelrücklage“ durch das Wort „Risiko-
rücklage“ ersetzt.

d) In Absatz 8 werden die Wörter „eine Ver-
stärkung des Kassenbestandes durch“ durch
das Wort „ein“ ersetzt.

e) In Absatz 8 wird das Wort „so“ gestrichen.
18. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „benötigt“
die Wörter „und sind diese nicht für die Ab-
sicherung der Personalkosten gesperrt,“ ein-
gefügt.

b) In Satz 1 werden nach dem Wort „vorüber-
gehend“ die Wörter „– bei Pflichtrücklagen
bis zur Höhe des Mindestbestandes –“ ein-
gefügt.

c) In Satz 3 wird die Angabe „(§ 88 Absatz 1
Nr. 4)“ gestrichen.

19. § 23 wird wie folgt geändert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) In Absatz 1 werden die Wörter „und Patro-

natserklärungen“ gestrichen.
c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Patronatserklärungen dürfen nur in
Ausnahmefällen und nur bei Vorliegen eines
kirchlichen Interesses abgegeben werden.
Sie dürfen nur von der Landeskirche abge-
geben werden. Über die Abgabe entscheidet
die Kirchenleitung mit Zustimmung des
Ständigen Haushaltsausschusses.“

20. In § 24 Absatz 1 und Absatz 3, § 34 Absatz 2 und
§ 72 Absatz 5 Nummer 1 wird jeweils das Wort
„Baumaßnahmen“ durch das Wort „Bauvorha-
ben“ ersetzt.

21. § 24 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„Sind die geplanten Bauvorhaben und sons-
tigen Investitionen für den jeweiligen Haus-
halt von erheblicher finanzieller Bedeutung
oder ist die Durchführung über mehrere Jah-
re geplant, sind sie über eine – gegebenen-
falls mehrjährige – Baukasse zu führen.
Wird eine Baukasse geführt, ist das dem
Haushaltsjahr zuzuordnende Bau- oder In-
vestitionsvolumen im Haushalt als Summe
sämtlicher für die Finanzierung einzuset-
zender Haushaltsmittel und in dieser Höhe
als Zuführung zur Baukasse zu veranschla-
gen.“

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:
„(4) Bei Bauvorhaben, die sich über mehrere
Jahre erstrecken, sind neben dem veran-
schlagten Jahresbedarf die Haushaltsmittel
(einschließlich Fremdfinanzierung) für die
gesamte Maßnahme anzugeben. Die in den
folgenden Jahren noch erforderlichen Haus-
haltsmittel sind bei der Finanzplanung zu
berücksichtigen.“

22. Dem § 25 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„Bei Zuwendungen für Bauvorhaben und sonsti-
ge Investitionen gilt § 24 Absatz 1 entsprechend.
Bei anderen Zuwendungen sind die zur Urteils-
bildung notwendigen Unterlagen vorzulegen
(z. B. Haushalt und Stellenplan, Bilanz, Übersicht
über das Vermögen und die Schulden).“

23. § 26 wird aufgehoben.

24. § 28 Absatz 2 Nummer 1 wird ein „oder“ ange-
fügt.

25. § 29 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„Für kirchliche Einrichtungen, Werke, Anstalten,
Sonderhaushalte für Sondervermögen und Stif-
tungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit kön-
nen, soweit nichts anderes bestimmt ist, geson-
derte Haushalts- oder Wirtschaftspläne aufge-
stellt werden. Im Haushalt der zuweisenden Kör-
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perschaft sind nur die Zuweisungen und Abliefe-
rungen zu veranschlagen.“

26. In § 30 wird die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

„Erhebung und Bewirtschaftung der
Haushaltsmittel“

27. § 33 wird wie folgt gefasst:
„§ 33

Sicherung des Haushaltsausgleichs
(1) Durch Haushaltsüberwachung ist sicherzu-
stellen, dass der Haushaltsausgleich gewährleis-
tet bleibt.
(2) Ist der Haushaltsausgleich in Frage gestellt,
sind unverzüglich geeignete Maßnahmen, insbe-
sondere durch Erhöhung der Einnahmen, der
Minderung der Ausgaben oder beides, zu treffen.
(3) Ist ein Haushaltsausgleich in drei aufeinan-
derfolgenden oder in drei von fünf aufeinander-
folgenden Haushaltsjahren
1. nur

a) durch Entnahme aus der Risikorücklage
oder durch zweckfremde Entnahmen aus
Rücklagen oder

b) Stundung oder Erlass von Rückzahlun-
gen Innerer Darlehen, Krediten oder
Vortrag möglich,

oder übersteigt
2. das Doppelte des Betrages nach Nummer 1

eines Haushaltsjahres das Gesamthaushalts-
volumen,

unterliegt die kirchliche Körperschaft der Haus-
haltssicherung. Zulässige negative Ergebnisse
(§ 12 Absatz 3) bleiben außer Betracht.
Die Feststellung der Haushaltssicherung erfolgt
durch das den Haushalt beschließende Gremium.
Die Feststellung kann im Rahmen der Finanzauf-
sicht auch durch das Konsistorium oder den
Kreiskirchenrat erfolgen.
(4) Unterliegt eine kirchliche Körperschaft der
Haushaltssicherung, setzt bei Kirchengemeinden
und deren Verbänden der Kreiskirchenrat, im Üb-
rigen das Konsistorium unverzüglich eine Sach-
walterin oder einen Sachwalter ein, deren oder
dessen ehrenamtliche Aufgabe die nachhaltige
Sicherung des Haushaltsausgleichs ist. Stellver-
tretung ist möglich.
Eine nicht ehrenamtliche Aufgabenwahrneh-
mung ist im besonderen Einzelfall mit Zustim-
mung des Konsistoriums möglich, wenn die Höhe
des Haushaltsvolumens oder der Umfang dies
rechtfertigen. Unabhängig von der Form der Auf-
gabenwahrnehmung trägt die der Haushaltssiche-
rung unterliegende Körperschaft die entstehen-
den Kosten.
(5) Ab Feststellung der Haushaltssicherung be-
dürfen alle Ausgaben der kirchlichen Körper-
schaft, soweit diese nicht auf rechtlicher Ver-
pflichtung, insbesondere aus Arbeitsverhältnis-

sen beruhen, der Zustimmung der Sachwalterin
oder des Sachwalters. Das Anordnungsrecht der
Wirtschafterin oder des Wirtschafters kraft Am-
tes und Auftrags ist insoweit beschränkt und be-
darf des zusätzlichen Anordnungsvermerks der
Sachwalterin oder des Sachwalters. Die Sachwal-
terin oder der Sachwalter kann hiervon abwei-
chende Regelungen treffen.
(6) Die Haushaltssicherung endet durch Feststel-
lung der die Sachwalterin oder den Sachwalter
einsetzenden Stelle, wenn eine nachhaltige Haus-
haltssicherung eingetreten ist. Dies ist insbeson-
dere dann gegeben, wenn die Voraussetzungen
des Absatzes 3 Nummer 1 in zwei aufeinander-
folgenden Haushaltsjahren nicht mehr gegeben
sind.“

28. In § 34 Absatz 2 wird das Wort „Ausgabemitteln“
durch das Wort „Haushaltsmitteln“ ersetzt.

29. In § 35 wird das Wort „Verdingungsordnung“ je-
weils durch die Wörter „Vergabe- und Vertrags-
ordnung“ ersetzt.

30. § 37 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Stundung, Niederschlagung und Erlass
sind der kassenführenden Stelle unverzüg-
lich anzuzeigen.“

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Entsprechendes gilt bei Ratenzahlungsver-
einbarungen.“

c) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Vor-
schriften“ die Wörter „, sowie solche nach
dem Friedhofsgesetz“ eingefügt.

31. § 38 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „haupt- und

nebenberuflichen sowie ehrenamtlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern“ durch
das Wort „Mitarbeitenden“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„Persönliche Ausgaben für Mitarbeitende
und die Versorgung dürfen nur nach den Be-
soldungsverordnungen, den Dienst- und Ar-
beitsverträgen, nach Tarifverträgen, den
Versorgungsvorschriften oder anderen
Rechtsvorschriften, für planmäßige Mitar-
beitende außerdem nur nach dem Stellen-
plan, geleistet werden.“

32. In der Überschrift des § 40, § 40 Absatz 1, 2, 3
und 6 sowie § 47 Absatz 4 wird jeweils das Wort
„Kassenanordnungen“ durch das Wort „Anord-
nungen“ ersetzt.

33. § 40 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „(Zah-

lungs- oder Buchungsanordnungen)“ gestri-
chen.

b) In Absatz 1 Nummer 3 wird das Wort „und“
durch das Wort „oder“ ersetzt.

c) In Absatz 1 Nummer 5 werden die Wörter
„Haushalts- bzw. Buchungsstelle“ durch die
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Wörter „für die Kontierung maßgeblichen
Angaben“ ersetzt.

d) In Nummer 10 wird der Punkt durch das
Wort „und“ ersetzt.

e) Es wird folgende Nummer 11 angefügt:
„11. im Falle des § 33 Absatz 5 die Unter-
schrift der Sachwalterin oder des Sachwal-
ters.“

f) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Bei digitalen Signaturen gilt die Bestim-
mung sinngemäß.“

34. In § 40 Absatz 2, § 40 Absatz 3, § 46 Absatz 1
und § 47 Absatz 2 wird jeweils das Wort „Kas-
senanordnung“ durch das Wort „Anordnung“ er-
setzt.

35. § 40 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a) Satz 2 wird gestrichen.
b) In Nummer 2 wird das Wort „Wasserauf-

wendungen“ durch das Wort „Wasserkos-
ten“ ersetzt.

36. § 40 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„Einnahmen dürfen nicht durch Kürzung von
Ausgaben und Ausgaben nicht durch Kürzung
von Einnahmen angeordnet werden (Saldierungs-
verbot).“

37. Dem § 40 werden folgende Absätze 7 bis 9 an-
gefügt:
„(7) Bei bereits zum Soll gestellten Ausgangs-
rechnungen bedarf die Einzahlung keiner geson-
derten Anordnung, wenn die Ausgangsrechnun-
gen die Elemente des § 40 Absatz 1 enthalten.
(8) Durch eine Aktivierung von Sachanlagegü-
tern gelten die daraus resultierenden Abschrei-
bungen und zugehörige Auflösungen des Sonder-
postens für erhaltene Investitionszuschüsse als
angeordnet. Die Übernahme von Anlagen im Bau
in das endgültige Bestandskonto bedarf einer ge-
sonderten Anordnung.
(9) Ohne Anordnung dürfen abgewickelt werden:
1. Einzahlungen, die der Kasse irrtümlich oder

zur Weiterleitung an Dritte zugehen,
2. Verteilung von Kosten und Erlösen in der

Kosten- und Leistungsrechnung, insbesonde-
re wenn Verteilungsschlüssel festgelegt wur-
den,

3. Berichtigungen von fehlerhaften Buchungen,
sofern für diese Fälle eine ordnungsgemäße
Anordnung vorgelegen hat, der Fehler jedoch
in der Kasse entstanden ist,

4. Abschluss der Sachbücher oder
5. betragsgleiche Umbuchungen zwischen Bü-

rokassenbestand und Guthaben bei Kreditins-
tituten sowie zwischen verschiedenen Gutha-
ben desselben Kontoinhabers.“

38. § 41 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Sparbücher sowie Wertsachen sind im Tre-
sor aufzubewahren.“

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„Die Einheits- oder die gemeinsame Kasse
kann mit der Besorgung von Kassengeschäf-
ten Dritter betraut werden (fremde Kassen-
geschäfte), wenn gewährleistet ist, dass
1. diese Kassengeschäfte separat geführt

werden,
2. diese in die Prüfung der Einheits- oder

der gemeinsamen Kasse einbezogen
werden und

3. die ordnungsgemäße und termingerechte
Erledigung der eigenen Aufgaben nicht
beeinträchtigt wird.“

c) Folgender Absatz 8 wird angefügt:
„(8) Durch das Interne Kontrollsystem ist
sicherzustellen, dass die Aufgaben der Kas-
se ordnungsgemäß erledigt werden. Unter
besonderer Berücksichtigung des Umgangs
mit Zahlungsmitteln ist eine Dienstanwei-
sung für die Kasse durch die zuständige Stel-
le zu erlassen.“

39. In § 44 werden die Wörter „Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter“ durch das Wort „Mitarbeitende“ er-
setzt.

40. § 45 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Das in einer Einheitskasse verwaltete Fi-
nanzvermögen einer Körperschaft ist weiterhin
unmittelbar der Körperschaft zugeordnet und ver-
liert seine Zweckbestimmung nach § 65 Absatz 3
nicht. Die Verwaltung des Vermögensbestandes
als Poolvermögen, insbesondere die Liquiditäts-
planung und die Vermögensanlage obliegt der die
Einheitskasse führenden Stelle.“

41. § 46 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird das Wort „Auszahlungsan-

ordnung“ durch das Wort „Anordnung“ er-
setzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort „Annahmeanord-
nung“ durch das Wort „Anordnung“ ersetzt.

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Bei Geldeingängen ohne Anordnung ist
diese zeitnah zu erstellen. § 40 Absatz 7 gilt
entsprechend.“

d) Absatz 3 wird aufgehoben.
e) In Absatz 4 werden die Wörter „Abbu-

chungsaufträge und Einzugsermächtigun-
gen“ durch das Wort „Lastschriftmandate“
ersetzt.

42. § 48 wird wie folgt geändert:
a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestri-

chen.
b) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.
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43. § 49 wird wie folgt gefasst:
„§ 49

Führung der Bücher
(1) Die kirchlichen Körperschaften sind zur Er-
füllung der in § 48 genannten Zwecke verpflich-
tet, Bücher zu führen, in denen
1. alle mit dem Haushaltsvollzug verbundenen

Einnahmen und Ausgaben und
2. der Bestand und die Veränderung ihres Ver-

mögens und der Schulden vollständig und
zeitnah aufgezeichnet werden.

(2) Die Buchführung richtet sich nach den Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB).
Sie muss so beschaffen sein, dass sie einen Über-
blick über die Geschäftsvorfälle, den Ressour-
ceneinsatz und -verbrauch und die wirtschaftliche
Lage der kirchlichen Körperschaft vermittelt. Die
Geschäftsvorfälle müssen sich in ihrer Entste-
hung und Abwicklung verfolgen lassen.
(3) Die Buchungen sind nach zeitlicher Ordnung
im Zeitbuch und nach sachlicher Ordnung im
Sachbuch vorzunehmen. Das Sachbuch kann
durch Vorbücher ergänzt werden. Die Ergebnisse
der Vorbücher sind mindestens vierteljährlich in
das Sachbuch zu übernehmen.
(4) Die Bücher sind so zu führen, dass
1. sie zusammen mit den Belegen beweiskräftige

Unterlagen für die Jahresrechnung sind,
2. Unregelmäßigkeiten ausgeschlossen sind,
3. die Zahlungs- und Buchungsvorgänge in ihrer

richtigen Ordnung dargestellt werden und
4. die Übereinstimmung der zeitlichen und sach-

lichen Buchung gewährleistet und leicht nach-
prüfbar ist.

(5) Aus den Büchern müssen in Verbindung mit
den Belegen der Buchungsgrund und der Einzah-
ler oder Empfänger festzustellen sein.
(6) Berichtigungen in Büchern müssen so vorge-
nommen werden, dass die ursprüngliche Eintra-
gung erkennbar bleibt.
(7) Werden die Bücher in EDV-gestützten Ver-
fahren geführt, muss sichergestellt sein, dass
1. das angewandte Verfahren vom Konsistorium

freigegeben ist,
2. die verwendeten Programme dokumentiert

sind,
3. die Daten vollständig und richtig erfasst, ein-

gegeben, verarbeitet, gespeichert und ausge-
geben werden,

4. in das automatisierte Verfahren nicht unbe-
fugt eingegriffen werden kann,

5. die Unterlagen, die für den Nachweis der ma-
schinellen Abwicklung der Buchungsvorgän-
ge erforderlich sind, und die Dokumentation
der verwendeten Programme bis zum Ablauf
der Aufbewahrungsfrist für Belege verfügbar
bleiben,

6. Berichtungen der Bücher protokolliert und die
Protokolle wie Belege aufbewahrt werden und

7. die in Nummer 3 genannten Tätigkeitsberei-
che gegenüber der Programmierung und ge-
gebenenfalls gegeneinander abgegrenzt und
die dafür Verantwortlichen bestimmt werden.

(8) In der Regel sind zu führen:
1. Zusätzlich zum Zeitbuch das Tagesabschluss-

buch, das Schecküberwachungsbuch und
Vorbücher,

2. Vorbücher,
3. das Verwahr- und Vorschussbuch und
4. der Vermögensnachweis.
(9) Die Bücher sind durch geeignete Maßnahmen
gegen Verlust, Beschädigung, Wegnahme und
unbefugte Veränderungen zu schützen.“

44. In § 50 Absatz 3 werden die Wörter „sind in ei-
nem geordneten Verfahren“ durch die Wörter
„grundsätzlich nach der Ordnung des Sachbu-
ches“ ersetzt.

45. § 51 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Einzahlungen sind zu buchen
1. bei Übergabe oder Übersendung von

Zahlungsmitteln am Tag des Eingangs in
der Kasse oder

2. bei Überweisung auf ein Konto der Kas-
se an dem Tag, an dem die Kasse von der
Gutschrift Kenntnis erhält.“

b) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt:
„(3) Auszahlungen sind zu buchen
1. bei Übergabe von Zahlungsmitteln an die

empfangsberechtigte Person am Tag der
Übergabe oder

2. bei bargeldlosen Zahlungen spätestens
an dem Tag, an dem die Kasse von der
Belastung Kenntnis erhält.

(4) Abweichungen von den Regelungen der
Absätze 2 und 3 sind im Einzelfall mit Zu-
stimmung der zuständigen Stelle möglich.“

46. § 53 wird aufgehoben.
47. § 55 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Der Jahresabschluss ist nach den
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung aufzustellen und umfasst die Jahres-
rechnung, die Verwahr- und Vorschussrech-
nung, den Vermögensnachweis, die Bilanz
und den Anhang. Der Jahresabschluss muss
ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Haushaltsausführung und
ihrer Auswirkungen auf das Vermögen, die
Schulden und die Finanzsituation der kirch-
lichen Körperschaft vermitteln.“

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„In der Jahresrechnung sind die wesentli-
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chen Abweichungen von den Haushaltsstel-
len oder Budgets zu erläutern.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6.
d) Folgende Absätze 4 und 5 werden angefügt:

„(4) Ein Überschuss oder Fehlbetrag der
Jahresrechnung ist im Reinvermögen als Bi-
lanzergebnis auszuweisen. Ein positives Bi-
lanzergebnis ist vorrangig zum Ausgleich
eines negativen Ergebnisvortrages zu ver-
wenden.
(5) Ein Posten der Jahresrechnung, der Ver-
mögensrechnung oder der Bilanz, für den
kein Betrag auszuweisen ist, muss nicht auf-
geführt zu werden, sofern nicht im Jahres-
abschluss des Vorjahres unter diesem Posten
ein Betrag ausgewiesen wurde.“

e) In dem neuen Absatz 6 wird die Nummer 5
aufgehoben.

48. § 57 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze ange-

fügt:
„Die Form der Darstellung, insbesondere die
Gliederung der aufeinander folgenden Bi-
lanzen ist beizubehalten, soweit nicht in
Ausnahmefällen wegen besonderer Umstän-
de Abweichungen erforderlich sind. Die Ab-
weichungen sind zu erläutern.“

b) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.
49. § 58 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Im Anhang sind die wesentlichen Bilanz-
positionen zu erläutern. Zudem sind insbe-
sondere anzugeben:“

b) In Nummer 3 wird der Punkt durch ein Kom-
ma ersetzt.

c) Folgende Nummern 4 bis 7 werden ange-
fügt:
„ 4. Sondervermögen, Sonderhaushalte

und Treuhandvermögen, soweit nicht
aus der Bilanz ersichtlich,

5. die Deckungslücke aus Substanzer-
haltungsrücklagen,

6. das Unterschreiten von Mindesthö-
hen weiterer Pflichtrücklagen und

7. erhebliche Unterschiede in der Bilanz
gegenüber dem Vorjahr.“

50. § 59 wird wie folgt gefasst:

„§ 59
Anlagen zum Anhang

Als Anlagen sind dem Anhang insbesondere bei-
zufügen:
1. je eine Übersicht über die Rücklagen, die

Rückstellungen sowie die Sonderposten für
zweckgebundene Spenden, Erbschaften und
Vermächtnisse, mit dem jeweiligen Stand zu

Beginn, den Zu- und Abgängen und dem
Stand zum Ende des Haushaltsjahres,

2. der Anlagenspiegel mit dem Stand des Anla-
gevermögens zu Beginn und zum Ende des
Haushaltsjahres, den Zu- und Abgängen so-
wie den Zuschreibungen und Abschreibungen
und

3. die Übersicht über die Forderungen und Ver-
bindlichkeiten mit dem Gesamtbetrag zu Be-
ginn und zum Ende des Haushaltsjahres.“

51. § 60 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Haushalte, die erstmalige Eröffnungs-
bilanz und die Jahresabschlüsse sind dau-
ernd, die Bücher und die Belege mindestens
sechs Jahre aufzubewahren. Die Fristen be-
ginnen am Tag der Entlastung.“

b) In Absatz 2 werden die Wörter „gesichert
ist.“ durch die Wörter „und die Lesbarkeit
gesichert sind.“ ersetzt.

c) In Absatz 3 werden die Wörter „Die steuer-
rechtlichen“ durch die Wörter „Längere
steuerrechtliche“ ersetzt.

52. § 61 wird aufgehoben.
53. In § 62 Absatz 2 werden die Wörter „dieser Ord-

nung“ durch die Wörter „dieses Gesetzes“ ersetzt.
54. § 63 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „durch das
zuständige Gremium“ gestrichen.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Ihm ist eine outputorientierte Darstellung
der inhaltlichen kirchlichen Arbeit beizufü-
gen.“

55. In § 64 Absatz 1 wird dem Wort nach „Verlust-
rechnung,“ das Wort „Anhang,“ eingefügt.

56. § 65 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 Nummer 4 wird das Komma durch

ein „und“ ersetzt.
b) In Satz 2 Nummer 2 wird das Wort „Kin-

dergärten“ durch das Wort „Kindertages-
stätten“ ersetzt.

c) Absatz 3 Nummer 1 lit. b) wird wie folgt ge-
ändert:
aa) Die Wörter „gesetzlichen Vorschrif-

ten“ werden durch das Wort „Rechts-
vorschriften“ ersetzt.

bb) Die Angabe „z. B.“ wird durch das
Wort „insbesondere“ ersetzt.

57. § 66 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter „ist

durch Rechtsverordnung zu regeln.“ durch
die Wörter „kann durch Rechtsverordnung
geregelt werden.“ ersetzt.

b) In Absatz 5 wird das Wort „Anlagevermö-
gen“ durch das Wort „Sachanlagevermö-
gen“ ersetzt.
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c) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6a
eingefügt:
„(6a) Liegt ein Mietspiegel vor, sollen Ge-
werbe- und Wohnraummietverträge min-
destens zum Mittelwert der ortsüblichen
Vergleichsmiete abgeschlossen werden.“

d) In Absatz 7 Satz 3 werden die Wörter „darf
nur“ durch das Wort „kann“ ersetzt.

e) Absatz 8 wird wie folgt geändert:
aa) Das Wort „Geldmittel“ wird durch das

Wort „Finanzmittel“ ersetzt.
bb) Das Wort „ertragbringend“ wird durch

das Wort „ertragsbringend“ ersetzt.
58. § 67 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 Nummer 4 wird der Punkt

durch ein „und“ ersetzt.
bb) In Satz 1 wird folgende Nummer 5 an-

gefügt:
„ 5. sichergestellt ist, dass zweckge-

bundene Gebühreneinnahmen
(§17 Absatz 1) und Sonderver-
mögen für die Beteiligung nicht
in Anspruch genommen wer-
den.“

cc) In Satz 2 wird das Wort „wichtige“
durch das Wort „berechtigte“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Gehört einer
kirchlichen“ durch die Wörter „Hält eine
kirchliche“ ersetzt.

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „so“ ge-
strichen.

59. § 68 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Forde-
rungen,“ das Wort „Sonderposten,“
eingefügt.

bb) In Satz 1 wird die Angabe „S.1“ durch
die Angabe „Satz 1“ ersetzt.

cc) In Satz 1 wird das Wort „genau“ gestri-
chen.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Vermögensgegenstände des Anlagever-
mögens, mit Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten im Einzelnen von mindestens
150 Euro sind zu inventarisieren. Unterhalb
dieses Betrages können sie inventarisiert
werden.“

60. § 69 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 1 wird das Wort „Bilanz“ durch

das Wort „Eröffnungsbilanz“ ersetzt.
b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

„ 3. Es ist vorsichtig zu bewerten. Alle
vorhersehbaren Risiken und Verlus-
te, die bis zum Abschlussstichtag ent-

standen sind, sind zu berücksichtigen
(Vorsichtsprinzip). Risiken und
(Wert-) Verluste, für deren Verwirk-
lichung aufgrund der besonderen
kirchlichen Haushaltswirtschaft nur
eine geringe Wahrscheinlichkeit be-
steht, bleiben außer Betracht.“

c) In Nummer 4 wird das Wort „(Periodenge-
rechtigkeit)“ angefügt.

d) In Nummer 5 wird das Wort „(Bewertungs-
stetigkeit)“ angefügt.

e) Es wird folgende Nummer 6 angefügt:
„ 6. (Wert-) Gewinne sind nur zu berück-

sichtigen, wenn sie am Abschluss-
stichtag realisiert sind (Realisations-
prinzip).“

f) Es wird folgender Satz angefügt:
„Wird von den Grundsätzen abgewichen, ist
dies im Anhang zur Bilanz zu begründen.“

61. § 70 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 werden die Wörter „in der Ver-

ordnung für die Erfassung, Bewertung und
Bilanzierung des kirchlichen Vermögens
und der Schulden“ durch die Wörter „durch
Rechtsverordnung“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 3 wird nach dem Wort „er-
gebnisrelevant“ das Wort „gebucht“ einge-
fügt.

c) In Absatz 5 wird Satz 3 gestrichen.
62. In § 71 Absatz 2 und § 76 Absatz 5 wird das Wort

„Vermögensgrundstock“ jeweils durch „Vermö-
gensgrundbestand“ ersetzt.

63. § 71 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Nachweis des Vermögens und
der Schulden, Bilanzierung“

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 ange-
fügt:
„Vermögensgegenstände des Anlagevermö-
gens sind ab Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten von 1.000 Euro bilanziell zu er-
fassen.“

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) In der Bilanz sind die zum Stichtag der
Aufstellung vorhandenen Vermögensge-
genstände grundsätzlich mit den fortgeführ-
ten Anschaffungs- und Herstellungskosten
anzusetzen.“

d) Absatz 7 wird wie folgt geändert:
aa) Das Wort „Sind“ wird durch das Wort

„Ist“ ersetzt.
bb) Die Wörter „Vermögensgrundbestand

und Rücklagen“ werden jeweils durch
das Wort „Reinvermögen“ ersetzt.

cc) Das Wort „dann“ wird gestrichen.
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64. § 72 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
„ 1. eine Risikorücklage,“

bb) Die Nummer 3 wird gestrichen.
cc) Die Nummern 4 und 5 werden die

Nummern 3 und 4.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Für kirchliche Einrichtungen, Werke,
Anstalten und Stiftungen mit besonderen
Haushalts- oder Wirtschaftsplänen (§ 29 Ab-
satz 1) sind eigene Rücklagen nach Ab-
satz 1 zu bilden, soweit Rechtsvorschriften
dem nicht entgegenstehen. Näheres zu den
Mindest- und Höchstbeständen der eigenen
Rücklagen kann durch Rechtsverordnung
geregelt werden.“

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Vorhersehbare Inanspruchnahmen der
Rücklagen sind im Haushalt zu veranschla-
gen. Erträge, Zuführungen zu und Entnah-
men aus Rücklagen sind über den Haushalt
abzuwickeln.“

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Die Risikorücklage dient der Sicher-
stellung der Zahlungsfähigkeit und des
Haushaltsausgleichs. Der Mindestbestand
soll 18 v. H. des durchschnittlichen tatsäch-
lichen Haushaltsvolumens der vorangegan-
genen drei Haushaltsjahre (ohne Personal-
kosten nach Absatz 5 Nummer 6) betragen,
ihr Höchstbestand 50 v. H. dieses Durch-
schnitts nicht übersteigen.“

e) In Absatz 5 wird die Angabe „Absätzen 3
und 4“ durch die Angabe „Absatz 4“ ersetzt.

f) In Absatz 6 wird Satz 3 durch den folgenden
Satz ersetzt: „Die Rechtsverordnung gemäß
§ 91 Absatz 2 Nummer 9 kann auch vorse-
hen, dass für bestimmte Gebäude oder bau-
liche Anlagen Abweichungen von § 72 Ab-
satz 6 Satz 1 zulässig sind.“

g) Nach Absatz 6 wird folgender neuer Ab-
satz 7 angefügt:
„(7) Entnahmen aus der Substanzerhal-
tungsrücklage können zur Finanzierung von
Bauunterhaltungsmaßnahmen der großen
Bauunterhaltung sowie Sicherungsmaßnah-
men erfolgen.“

h) Die bisherigen Absätze 7 bis 10 werden zu
den Absätzen 8 bis 11.

i) Im neuen Absatz 8 Satz 2 wird nach dem
Wort „von“ das Wort „mindestens“ einge-
fügt.

j) Im neuen Absatz 10 wird das Wort „Be-
triebsmittelrücklage“ durch das Wort „Risi-
korücklage“ ersetzt.

65. § 73 wird wie folgt geändert:
a) In den Absätzen 1 und 2 werden jeweils die

Wörter „Verpflichtungen gegenüber“ gestri-
chen.

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt:
„Sind treuhänderisch verwaltete Vermö-
genswerte einschließlich der damit verbun-
denen Verpflichtungen nicht in der Bilanz
enthalten, sind sie im Anhang nachrichtlich
aufzuführen.“

66. § 74 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der Punkt wird gestrichen und durch
ein Komma ersetzt.

bb) Es werden folgende Wörter angefügt:
„insbesondere für
1. Pensions- und Beihilfeverpflichtun-

gen nach den pfarrdienst- und be-
amtenrechtlichen Bestimmungen,

2. Verpflichtungen aus dem zwischen-
kirchlichen Kirchensteuer-Clea-
ringverfahren oder

3. bewilligte Zuwendungen, deren
Zahlungszeitpunkt oder Höhe noch
nicht feststehen.

Für eine mittelbare Verpflichtung aus
einer Zusage für eine betriebliche Al-
tersversorgung oder eine Anwartschaft
muss keine Rückstellung gebildet wer-
den.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„Finanzierte Rückstellungen müssen durch
Finanzmittel gedeckt sein (Grundsatz der Fi-
nanzdeckung). Abweichend davon können
Versorgungsrückstellungen auch durch den
entsprechenden Bilanzposten gedeckt sein.“

67. § 76 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Erstmalige Eröffnungsbilanz“
b) In Absatz 1 wird dem Wort „Eröffnungsbi-

lanz“ das Wort „erstmaligen“ vorangestellt.
c) Absatz 2 wird aufgehoben.
d) In Absatz 3 werden die Wörter „kirchliche

Gebäude“ durch die Wörter „immobiles
Sachanlagevermögen“ ersetzt.

e) In Absatz 5 Satz 1 wird dem Wort „Eröff-
nungsbilanz“ das Wort „erstmaligen“ vor-
angestellt.

f) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„Die erstmalige Eröffnungsbilanz ist nach
Maßgabe des Rechnungsprüfungsgesetzes
zu prüfen.“

g) Es werden folgende Absätze 7 und 8 ange-
fügt:
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„(7) Unterlassene Vermögensansätze oder
unrichtige Wertansätze können in der nächs-
ten Bilanz ergebnisneutral nachgeholt oder
berichtigt werden. Dies ist zulässig bis zur
sechsten Schlussbilanz nach dem Stichtag
der erstmaligen Eröffnungsbilanz.
(8) Bei Neuerrichtung, Teilung und Zusam-
menlegung von kirchlichen Körperschaften
sind die Bilanzidentität und -kontinuität zu
wahren. Es ist eine gemeinsame Eröffnungs-
bilanz zu erstellen. Absatz 7 gilt entspre-
chend.“

68. § 77 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die planmäßige Abschreibung erfolgt in
gleichen Jahresraten über die Dauer, in der
der Vermögensgegenstand voraussichtlich
genutzt werden kann (lineare Abschrei-
bung).“

b) In Absatz 2 wird das Wort „volle“ durch das
Wort „jährliche“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„Geringwertige Wirtschaftsgüter werden im
Anschaffungsjahr in voller Höhe abge-
schrieben. Näheres kann durch Rechtsver-
ordnung geregelt werden.“

d) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
„Entfällt der Grund des niedrigen Wertan-
satzes, ist eine außerplanmäßige Zuschrei-
bung in Höhe der vorausgegangenen außer-
planmäßigen Abschreibung abzüglich der
zwischenzeitlich erforderlichen Abschrei-
bungen vorzunehmen.“

e) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„Bei Vorräten sind nur dann Abschreibun-
gen vorzunehmen, wenn diese von wesent-
licher Bedeutung sind.“

69. § 85 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Es nimmt den Prüfungsbericht entgegen
und entscheidet über die Entlastung.“

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „ist
das Prüfungsverfahren durch Erteilen der
Entlastung abzuschließen“ durch die Wörter
„soll die Entlastung erteilt werden“ ersetzt.

70. Die Überschrift des Abschnitts VIII wird wie
folgt gefasst:

„Aufsicht in Finanzangelegenheiten,
kirchenaufsichtliche Genehmigungen,

Versicherungsschutz“
71. § 86 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „den Kir-
chengemeinden und Kirchenkreisen“, „ih-
re“ und „sie“ gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) In Ausübung der Aufsicht kann das
Konsistorium Auskünfte, Berichte und die

Vorlage von Unterlagen (auch von Dritten)
anfordern sowie zum Zwecke der Prüfung
und Sicherung an sich nehmen, Prüfungen
veranlassen, unmittelbar auf gespeicherte
Daten aus der automatisierten Datenverar-
beitung zugreifen und Besichtigungen vor-
nehmen.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „Anhalt-

punkte vorliegen“ durch die Wörter
„ihm Anhaltspunkte bekannt werden“
ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz angefügt:
„Das Konsistorium ist in den voran ge-
nannten Fällen unverzüglich zu infor-
mieren.“

d) Es werden folgende Absätze 4 und 5 ange-
fügt:
„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für den Kreis-
kirchenrat im Rahmen seiner Aufsicht nach
Artikel 50 Absatz 5 Grundordnung entspre-
chend.
(5) Das Konsistorium kann für bis zu 2 Wo-
chen das Ruhen der Wirtschafterbefugnisse
von Wirtschaftern Kraft Amtes oder Auf-
trags aussprechen, wenn schwerwiegende
Gründe die Besorgnis einer unsachgemäßen
Amtsführung rechtfertigen. Die oder der
Vorsitzende, im Falle der Verhinderung
oder persönlicher Befangenheit die oder der
stellvertretende Vorsitzende des Leitungs-
gremiums der betroffenen kirchlichen Kör-
perschaft, ist vorab anzuhören. Widerspruch
und Klage haben keine aufschiebende Wir-
kung. Der kassenführenden Stelle ist das Ru-
hen bekannt zu geben.“

72. § 87 wird folgender Absatz 5 angefügt:
„(5) Bei Beschlüssen und Rechtsgeschäften, für
die eine Anzeige mit Genehmigungsvorbehalt er-
forderlich ist (§ 88 Absatz 2), gilt Absatz 3 ent-
sprechend. Das Konsistorium teilt innerhalb von
sechs Wochen nach Zugang mit, ob ein Geneh-
migungsverfahren durchgeführt wird. Beschlüsse
und Rechtsgeschäfte, für die eine Anzeige erfor-
derlich ist, werden erst wirksam, wenn die Mit-
teilung nach Satz 2 vorliegt, dass kein Genehmi-
gungsverfahren durchgeführt oder die Genehmi-
gung erteilt wird. Beschlüsse und Rechtsgeschäf-
te dürfen vorher nicht vollzogen werden.“

73. § 88 wird wie folgt gefasst:
„§ 88

Genehmigungsbedürftige Beschlüsse,
Erklärungen und Rechtsgeschäfte

(1) Beschlüsse und Rechtsgeschäfte über folgen-
de Gegenstände bedürfen der kirchenaufsichtli-
chen Genehmigung des Konsistoriums, es sei
denn eine Rechtsverordnung bestimmt etwas an-
deres:
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1. Erwerb, Veräußerung, Belastung, Rangände-
rung, Übertragung oder Aufgabe von Grund-
stücken, Rechten an Grundstücken oder
grundstücksgleichen Rechten (ausgenommen
Erklärungen kirchlicher Körperschaften bei
der Belastung ausgegebener Erbbaurechte mit
Grundpfandrechten), Zustimmung zur rechts-
geschäftlichen Übertragung sowie zum Zu-
schlag im Zwangsversteigerungsverfahren
von ausgegebenen Erbbaurechten,

2. Erklärungen, durch die öffentlich-rechtliche
Baulasten übernommen werden,

3. Anlegung, Erweiterung, Übernahme, Wid-
mung, beschränkte Schließung, Schließung,
Entwidmung und Aufhebung von kirchlichen
Friedhöfen und Friedhofsteilen sowie Verträ-
ge über die Übertragung der Friedhofsträger-
schaft oder Teilaufgaben daraus oder Verträ-
ge, die eine die Ausübung der Friedhofsträ-
gerschaft berührende Kooperation mit privat-
rechtlich organisierten Dritten zum Inhalt ha-
ben,

4. Aufnahme von Darlehen, soweit diese nicht
aus laufenden Einnahmen bis zum Ende des
nächsten Haushaltsjahres erfüllt oder getilgt
werden können, oder soweit nicht der Ver-
tragspartner eine kirchliche Körperschaft des
öffentlichen Rechts ist,

5. Annahme und Ausschlagung von Schenkun-
gen, Vermächtnissen oder Erbschaften, sofern
jeweils Immobilien Gegenstand sind, oder

6. Einführung, Änderung oder Aufhebung von
Gebühren.

Sofern für die Umsetzung des Beschlusses der
Abschluss eines Vertrages erforderlich ist, unter-
liegt nur der Vertrag dem Genehmigungsvorbe-
halt.
(2) Beschlüsse und Rechtsgeschäfte über folgen-
de Gegenstände unterliegen der Anzeigepflicht
mit kirchenaufsichtlichem Genehmigungsvorbe-
halt des Konsistoriums, es sei denn eine Rechts-
verordnung bestimmt etwas anderes:
1. Rechtsgeschäfte mit Mitarbeitenden der Kör-

perschaft sowie mit deren Eltern, Ehegattin-
nen oder Ehegatten, Partnerinnen oder Part-
nern in eingetragener Lebenspartnerschaft, 
Kindern und Schwiegerkindern, soweit sie 
nicht die kurzfristige Überlassung von Räu-
men und Gegenständen betreffen oder unter 
Absätze 1, 3 oder Absatz 4 Nummern 2 oder 
4 fallen,

2. Verwendung des Allgemeinen Vermögens
und seiner Erträge zu anderen als den bestim-
mungsgemäßen Zwecken sowie Innere Dar-
lehen des Allgemeinen Vermögens über
200.000 €,

3. Schuldanerkenntnisse, Schuldversprechen,
Gewährung von Darlehen mit Ausnahme von
Vorschüssen im Rahmen eines Dienst-, Ar-
beits- oder Ausbildungsverhältnisses sowie

die Übernahme von Bürgschaften, Garantien
und sonstigen Gewährleistungen von jeweils
über 10.000 €, soweit diese nicht aus laufen-
den Einnahmen bis zum Ende des nächsten
Haushaltsjahres erfüllt oder getilgt werden
können, oder soweit nicht der Vertragspartner
eine kirchliche Körperschaft des öffentlichen
Rechts ist,

4. Verträge aller Art, von denen sich die kirch-
liche Körperschaft nicht spätestens zum Ab-
lauf des fünften Jahres durch ordentliche Kün-
digung lösen kann oder bei denen die Zah-
lungsverpflichtung für drei Jahre 25.000 Euro
übersteigt, sofern sie im Übrigen nicht unter
Absatz 1 oder Absatz 4 fallen,

5. Pacht- und Betriebsführungsverträge über
Einrichtungen und wirtschaftliche Unterneh-
men sowie zu deren Betrieb erlassene Ord-
nungen oder Satzungen,

6. Vermögensauseinandersetzungen kirchlicher
Körperschaften,

7. Errichtung, Übernahme, wesentliche Ände-
rung oder Aufgabe von Unternehmen oder ei-
ne über 10.000 Euro hinausgehende Beteili-
gung an ihnen und

8. Einführung, Änderung oder Aufhebung von
Kostenbeiträgen.

Sofern für die Umsetzung des Beschlusses der
Abschluss eines Vertrages erforderlich ist, unter-
liegt nur der Vertrag dem Genehmigungsvorbe-
halt.
(3) Beschlüsse und Rechtsgeschäfte über folgen-
de Gegenstände sind dem Konsistorium unver-
züglich mitzuteilen, es sei denn eine Rechtsver-
ordnung bestimmt etwas anderes:
1. Verträge über den Abbau von Bodenbestand-

teilen,
2. Annahme und Ausschlagung von Schenkun-

gen, Vermächtnissen oder Erbschaften, sofern
sie nicht unter Absatz 1 Nummer 5 fallen oder

3. Erhebung einer Klage vor einem staatlichen
ordentlichen Gericht sowie vor einem staatli-
chen Verwaltungsgericht oder Erledigung ei-
nes Rechtsstreits durch Vergleich, soweit
nicht die Amtsgerichte für den Rechtsstreit
sachlich zuständig sind.

(4) Beschlüsse, Erklärungen und Rechtsgeschäfte
über folgende Gegenstände bedürfen der kirchen-
aufsichtlichen Genehmigung des Kreiskirchenra-
tes:
1. Änderung der Zweckbestimmung und Ver-

wendung des übrigen kirchlichen Vermögens
und seiner Erträge zu anderen als den bestim-
mungsgemäßen Zwecken sowie Innere Dar-
lehen des Zweckvermögens und Innere Dar-
lehen des Allgemeinen Vermögens bis
200.000 Euro,

2. Pachtverträge über landwirtschaftliche Flä-
chen, Gartenpacht-, Grundstückspacht-,
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Grundstücksmiet- und Gewerberaummietver-
träge sowie Verträge über die Nutzung von
Dienstwohnungen, die zeitweilig nicht für
dienstliche Zwecke benötigt werden,

3. Wohnraummietverträge oder

4. Verzicht auf und Ablösung oder Umwandlung
von Nutzungen und Rechten.

Bei Verbänden, an denen kirchliche Körperschaf-
ten mehrerer Kirchenkreise beteiligt sind, ist die
kirchenaufsichtliche Genehmigung aller betrof-
fenen Kreiskirchenräte erforderlich, sofern kir-
chengesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
(5) Die Kreiskirchenräte können ihre Genehmi-
gungsbefugnis nach Absatz 4 ganz oder teilweise
auf die Leiterin oder den Leiter des zuständigen
Kirchlichen Verwaltungsamtes übertragen.
(6) Genehmigungsvorbehalte in anderen Rechts-
vorschriften, insbesondere nach dem Kirchen-
baugesetz, Verwaltungsämtergesetz, Friedhofs-
gesetz, Kirchengesetz über die Genehmigung von
Arbeitsverträgen, Grundordnung, Kitagesetz, Fi-
nanzgesetz und Richtlinien über Zahlung von Ho-
noraren, bleiben unberührt und werden, soweit
keine andere Regelung getroffen wurde, durch
das Konsistorium ausgeübt.“

74. § 89 wird wie folgt gefasst:
„§ 89

Genehmigungsgrundsätze
(1) Die kirchenaufsichtliche Genehmigung ist zu
erteilen, wenn

1. die beabsichtigte Maßnahme rechtmäßig ist,
2. die in § 66 aufgeführten Grundsätze für die

Bewirtschaftung des Vermögens eingehalten
sind,

3. der Vollzug gesamtkirchlichen Interessen
nicht widerspricht und

4. die rechtliche Gestaltung für die kirchliche
Körperschaft nicht ungünstig ist.

(2) Eine kirchliche Körperschaft soll eine Schen-
kung, ein Vermächtnis oder eine Erbschaft nicht
annehmen, wenn dies wirtschaftlich nachteilig
(überschuldete Erbschaft) ist, gesamtkirchlichen
Interessen widerspricht oder Auflagen enthält,
die dem christlichen Auftrag widersprechen.
(3) Bei anzeigepflichtigen Rechtsgeschäften und
Beschlüssen mit Genehmigungsvorbehalt erfolgt
eine Plausibilitätskontrolle auf der Grundlage der
eingereichten Unterlagen.“

75. § 91 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 1 werden die Wörter „die Be-

standteile der Budgetierung sind (§ 19)“ ge-
strichen.

b) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:
„Bewertung der Vermögensgegenstände und
Schulden einschließlich des vereinfachten Ver-
fahrens, zur Nutzungsdauer sowie zu Abschrei-
bungen und Zuschreibungen und der Höhe der
Substanzerhaltungsrücklage (Verordnung für die
Erfassung, Bewertung und Bilanzierung des
kirchlichen Vermögens und der Schulden) (§§ 69,
70, 71, 72 Absätze 6 und 7, 76 Absätze 3 und 6,
77).“

76. Die Anlage I wird wie folgt gefasst:
„Anlage I

Schema der vom Rechnungsstil unabhängigen Bilanzgliederung für kirchliche Körperschaften nach § 57

AKTIVA PASSIVA
A 0 Ausgleichsposten Rechnungsumstellung A Reinvermögen
A Anlagevermögen I Vermögensgrundbestand
I Immaterielle Vermögensgegenstände Davon: im nicht realisierbaren Sachanlage-

vermögen gebundenes Kapital
II Sachanlagevermögen II Kircheninterne Vermögensbindungen
II.1 Nicht realisierbares Sachanlagevermögen

1. Pflichtrücklagen
a. Unbebaute Grundstücke und grundstücksglei-

che Rechte a Rücklagen zur Risikovorsorge

b. Bebaute Grundstücke aa Betriebsmittelrücklagen

c. Glocken, Orgeln, technische Anlagen und
Maschinen

bb Ausgleichsrücklagen

d. Kulturgüter, Kunstwerke, besondere sakrale
oder liturgische Gegenstände

b Substanzerhaltungsrücklagen

e. Anlagen im Bau, geleistete Anzahlungen

c Bürgschaftssicherungsrücklagen
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AKTIVA PASSIVA
II.2 Realisierbares Sachanlagevermögen
a. Unbebaute Grundstücke und grundstücksglei-

che Rechte

2. Budgetrücklagen und weitere Rücklagen

b. Bebaute Grundstücke

3. Korrekturposten für Rücklagen

c. Technische Anlagen und Maschinen

a Korrekturposten für Wertschwankungen

d. Kunstwerke, sonstige Einrichtung und Aus-
stattung

b Innere Darlehen

e. Fahrzeuge

4. Zweckgebundene Haushaltsreste, ggf. Haus-
haltsvorgriffe

f. GWG
g. Anlagen im Bau, geleistete Anzahlungen

IV Bilanzergebnis

III Finanzanlagen und Beteiligungen
1. Finanzanlagen

B Sonderposten

2. Absicherung von Versorgungslasten
I Erhaltene Investitionszuschüsse

3. Beteiligungen
II Sonderposten für Sondervermögen und

Treuhandvermögen
4. Ausleihungen und sonstige Wertpapiere III Noch nicht verwendete zweckgebundene

Spenden und Vermächtnisse
IV Sonderhaushalte, Sondervermögen und

Treuhandvermögen
IV Sonstige Sonderposten

B B Umlaufvermögen
C Rückstellungen

I Vorräte
I Rückstellungen für Pensionen und ähnli-

che Verpflichtungen

II Forderungen 1. Versorgungsrückstellungen

1. Forderungen aus Kirchensteuern
2. Beihilferückstellungen

2. Forderungen an kirchliche Körperschaften II Rückstellungen für bewilligte Zuwendun-
gen3. Forderungen an öffentlich-rechtliche Körper-

schaften III Sonstige Rückstellungen
4. Forderungen aus Lieferungen u. Leistungen 1. Clearingrückstellungen
5. Sonstige Forderungen und Vermögensgegen-

stände
2. Weitere Rückstellungen

III Liquide Mittel
1. Kurzfristig veräußerbare Wertpapiere

D Verbindlichkeiten

2. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten
und Schecks

1. Verbindlichkeiten aus Kirchensteuern
2. Verbindlichkeiten an kirchliche Körperschaf-

ten

C Aktive Rechnungsabgrenzung

3. Verbindlichkeiten an öffentlich-rechtliche
Körperschaften

4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen u. Leis-
tungen

D Nicht durch Reinvermögen gedeckter Fehl-
betrag

5. Darlehensverbindlichkeiten
6. Sonstige Verbindlichkeiten

E Passive Rechnungsabgrenzung “
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77. Die Anlage II wird wie folgt gefasst:
„Anlage II

Begriffsbestimmungen
1. Abschnitt

Untergliederung eines Einzelplanes
2. Abschreibung

Buchmäßige Abbildung des insbesondere
mit der Nutzung des abnutzbaren Vermö-
gens verbundenen Werteverzehrs.

3. Aktiva
Summe aller Vermögensgegenstände (An-
lagevermögen, Umlaufvermögen, aktive
Rechnungsabgrenzungsposten sowie ggf.
Ausgleichsposten Rechnungsumstellung,
Nicht durch Reinvermögen gedeckter
Fehlbetrag), die in der Bilanz die Mittel-
verwendung nachweist (gemäß Anlage I).

4. Anhang
Bestandteil des Jahresabschlusses, in dem
besondere Erläuterungen zum besseren
Verständnis der Ermittlung des Jahreser-
gebnisses und zu nicht bilanzierten wirt-
schaftlichen Belastungen künftiger Haus-
haltsjahre aufzunehmen sind.

5. Anlagevermögen
Teile des Vermögens, die langfristig der
Aufgabenerfüllung der kirchlichen Kör-
perschaft dienen (Aktiv-Position A der Bi-
lanzgliederung für kirchliche Körperschaf-
ten gemäß Anlage I)

6. Anordnungen
Förmliche Aufträge der die Haushaltsmit-
tel bewirtschaftenden Einheiten an die kas-
senführende Stelle zur Ausführung des
Haushalts. Dabei kann der Zeitpunkt der
Buchung und der Zahlung auseinanderfal-
len.

7. Anschaffungskosten
Anschaffungskosten sind die Ausgaben,
die geleistet werden, um einen Vermögens-
gegenstand zu erwerben und ihn in einen
betriebsbereiten Zustand zu versetzen, so-
weit sie dem Vermögensgegenstand ein-
zeln zugeordnet werden können. Zu den
Anschaffungskosten gehören auch die Ne-
benkosten. Minderungen des Anschaf-
fungspreises sind abzusetzen, soweit sie
dem Vermögensgegenstand einzeln zuge-
ordnet werden können.

8. Ausgaben
Umfassen nicht nur die Minderung des
Geldvermögens, sondern im Rahmen der
Verbundrechnung auch nicht zahlungs-
wirksame Mehrungen von Aktivpositionen
und nicht zahlungswirksame Minderungen
von Passivpositionen.

9. Außerplanmäßige Haushaltsmittel
Haushaltsmittel, für deren Zweck im Haus-
halt keine Ansätze veranschlagt und auch
keine Haushaltsreste aus Vorjahren ver-
fügbar sind.

10. Auszahlungen
Abfluss von Bar- und Buchgeld

11. Bauvorhaben
Legaldefinition befindet sich in § 3 Kir-
chenbaugesetz.

12. Beteiligung an privatrechtlichen Unterneh-
men
Beteiligungen im Sinne des § 67 Absatz 1
sind solche, bei denen inhaltliche Ziele der
kirchlichen Arbeit erreicht werden sollen.
Bei Entscheidungen über Beteiligungen ist
das Etatrecht des zuständigen Beschlussor-
gans zu beachten.
Zu den weitergehenden Prüfungsrechten
und Berichtspflichten für solche Beteili-
gungen gehören z. B. das Prüfungsrecht der
zuständigen kirchlichen Rechnungsprü-
fungsbehörde, Berichte zur Ordnungsmä-
ßigkeit der Geschäftsführung, zur Ent-
wicklung der Vermögens- und Ertragslage,
zur Liquidität und Rentabilität sowie ver-
lustbringenden Geschäften und deren Ur-
sachen.

13. Bilanz
Gegenüberstellung der Vermögenswerte
(Aktiva) einerseits sowie des Reinvermö-
gens, der Sonderposten und der Schulden
(Passiva) andererseits zu einem bestimm-
ten Stichtag in Kontoform. In der Bilanz
werden die vermögensrelevanten Salden
aus der Jahresrechnung, den nicht abgewi-
ckelten Vorschüssen und Verwahrgeldern
und dem Vermögensnachweis zusammen-
geführt.

14. Bilanzergebnis
Die erweiterte Kameralistik berücksichtigt
in der Jahresrechnung Entnahmen aus und
Zuführungen zu Rücklagen. Deswegen
wird in die kirchliche Bilanz (Anlage I)
einheitlich der Posten „A.IV Bilanzergeb-
nis“ eingestellt.

15. Buchungsplan
Ordnung der Haushaltsmittel nach den von
der Evangelischen Kirche in Deutschland
festgelegten Grundlagen zur Haushaltssys-
tematik für die Bewirtschaftung und den
kassenmäßigen Vollzug des Haushalts,
wenn dieser in Form des Haushaltsbuchs
aufgestellt wird.

16. Budgetierung
Verbindung von Haushaltsmitteln im Rah-
men eines Systems der dezentralen Ver-
antwortung bei geeigneten Organisations-
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einheiten oder Handlungsfeldern kirchli-
cher Arbeit zu einem finanziellen Rahmen
als Budget, zur Umsetzung der Outputori-
entierung, zur Förderung der wirtschaftli-
chen Aufgabenerfüllung sowie zur Steige-
rung der Eigenverantwortlichkeit. Dabei
wird die Finanzverantwortung auf der
Grundlage der Haushaltsermächtigung auf
die Budgetverantwortlichen übertragen,
die die Fach- und Sachverantwortung ha-
ben.

17. Budgetrücklage
Mittel, die von den Budgetverantwortli-
chen im Rahmen der Haushaltsermächti-
gung angesammelt wurden und in den Fol-
gejahren ohne Genehmigung der zuständi-
gen Stelle (im Fall der Landeskirche des
Ständigen Haushaltsausschusses der Lan-
dessynode) zur Verfügung stehen.

18. Bürokasse
Einzelne Bereiche bzw. Einrichtungen
können für kleinere, laufende Ausgaben ei-
nen Vorschuss erhalten. Die hier zu füh-
rende Bürokasse ist in der Kasse abzurech-
nen.
siehe auch Zahlstelle

19. Controlling
Unterstützendes Führungs- und Entschei-
dungsinstrument zur Steuerung und Kon-
trolle der kirchlichen Arbeit durch die Be-
reitstellung und zukunftsorientierte Aus-
wertung geeigneter Informationen (Be-
richtswesen), insbesondere aus dem Rech-
nungswesen, um das Erreichen gesetzter
Ziele zu sichern.

20. Daueranordnung
Kassenanordnung für wiederkehrende
Zahlungen und für die Buchung von wie-
derkehrenden nicht zahlungswirksamen
Vorgängen, die für ein Haushaltsjahr oder
auch darüber hinaus gilt.

21. Deckungsfähigkeit
echte Deckungsfähigkeit:
Minderausgaben bei einer Haushaltsstelle
können für Mehrausgaben bei anderen
Haushaltsstellen (einseitige Deckungsfä-
higkeit) oder zusätzlich auch umgekehrt
(gegenseitige Deckungsfähigkeit) verwen-
det werden,
unechte Deckungsfähigkeit:
Mehreinnahmen bei einer Haushaltsstelle
können für Mehrausgaben bei anderen
Haushaltsstellen verwendet werden.

22. Deckungslücken der Substanzerhaltungs-
rücklagen
Die Deckungslücken der Substanzerhal-
tungsrücklagen sind im Korrekturposten

des Vermögensgrundbestandes auszuwei-
sen.

23. Deckungskreis
Haushaltsstellen, die untereinander de-
ckungsfähig sind, können zu einem De-
ckungskreis zusammengefasst werden.

24. Einnahmen
Umfassen nicht nur die Erhöhung des
Geldvermögens, sondern im Rahmen der
Verbundrechnung auch nicht zahlungs-
wirksame Minderungen von und nicht zah-
lungswirksamen Mehrungen von Passiv-
positionen. Gemeinsam mit den Ausgaben
bilden sie die Haushaltsmittel.

25. Einzahlungen
Zufluss von Bar- und Buchgeld

26. Einzelanordnung
Anordnung für eine einmalige Zahlung
oder wiederkehrende Zahlungen für je-
weils eine einzahlende oder empfangsbe-
rechtigte Person innerhalb eines Haus-
haltsjahres. Gleiches gilt für die Buchung
von einzelnen oder wiederkehrenden nicht
zahlungswirksamen Vorgängen im Rah-
men der Verbundrechnung.

27. Einzelplan
Die Zusammenstellung der Haushaltsmit-
tel eines Aufgabenbereiches entsprechend
der Gliederung der von der Evangelischen
Kirche in Deutschland festgelegten Grund-
lagen zur Haushaltssystematik.

28. Erlass
Verzicht auf einen Anspruch (mit buchmä-
ßiger Bereinigung)

29. Fehlbetrag (Jahresabschluss)
Ist-Fehlbetrag:
Betrag, um den die Ist-Ausgaben höher
sind als die Ist-Einnahmen
Soll-Fehlbetrag:
Betrag, um den unter Berücksichtigung der
Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe die
Soll-Ausgaben höher sind als die Soll-Ein-
nahmen.

30. Feststellungsvermerke
Kassenanordnungen müssen mit Feststel-
lungsvermerken versehen werden, bevor
sie angeordnet werden (4-Augen-Prinzip).
Feststellungsvermerke beziehen sich auf:
die sachliche Feststellung,
die rechnerische Feststellung und
u. U. die fachtechnische Feststellung.
Mit der Bescheinigung der sachlichen
Richtigkeit wird bestätigt:
- die Richtigkeit der im Rechnungsbeleg

enthaltenen tatsächlichen Angaben,
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- dass die Einnahme oder Ausgabe mit
den geltenden Bestimmungen im Ein-
klang steht und nach dem Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
verfahren wurde,

- dass die Lieferung oder Leistung ent-
sprechend der zugrunde liegenden Ver-
einbarung oder Bestellung sachgemäß
und vollständig ausgeführt worden ist.

Mit der Bescheinigung der rechnerischen
Richtigkeit wird bestätigt, dass der zu bu-
chende Betrag sowie alle auf Berechnun-
gen beruhenden Angaben in der förmlichen
Anordnung, ihren Anlagen und in den be-
gründenden Unterlagen richtig sind.
Die Bescheinigung der fachtechnischen
Richtigkeit erstreckt sich auf die fachtech-
nische Seite der sachlichen Feststellung,
wenn für die sachliche Feststellung beson-
dere Fachkenntnisse (z. B. auf bautechni-
schem oder ärztlichem Gebiet) erforderlich
sind.

31. Finanzanlagen
Finanzanlagen dienen der Deckung von
Rücklagen und anderer Passivpositionen.
Sie werden daher nicht zum Umlaufver-
mögen gerechnet, auch wenn sie zum Teil
für Rücklagenentnahmen kurzfristig zur
Verfügung stehen müssen. Hierzu zählen
insbesondere Wertpapiere nach der Ver-
mögensanlageverordnung, Spareinlagen
und Festgelder.

32. Finanzdeckung (Grundsatz)
Erforderliche Finanzmittel, die zur De-
ckung von Rücklagen und finanzierten
Rückstellungen vorhanden sein müssen.
Dazu gehören z. B. Tagesgeld, Festgeld,
Wertpapiere (Rentenpapiere und Aktien
etc.) und Fondsanteile sowie Giro- und
sonstige Konten bei Banken.

33. Finanzmittel
Die Summe der Bestände, die den Aktiva
A V Finanzanlagen, Nr. 1 und 4. und B III
Liquide Mittel gemäß Anlage I zugeordnet
werden können.

34. Forderungen
In Geld bewertete Ansprüche der kirchli-
chen Körperschaft an Dritte

35. Geldvermögen
Zahlungsmittel und Forderungen abzüg-
lich der Verbindlichkeiten.

36. Gliederung
Darstellung der Haushaltsmittel nach
kirchlichen Aufgaben oder Diensten ent-
sprechend den von der Evangelischen Kir-
che in Deutschland festgelegten Grundla-
gen zur Haushaltssystematik.

37. Grundsätze ordnungsgemäßer Buchfüh-
rung (GoB)
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung (GoB) sind zum Teil kodifizierte, zum
Teil ungeschriebene Regeln zur Buchfüh-
rung und Bilanzierung. Sie sind verbind-
lich anzuwenden, wenn Gesetzeslücken
vorhanden sind, Zweifelsfragen bei der
Gesetzesauslegung auftreten und eine
Rechtsanpassung an veränderte wirtschaft-
liche Verhältnisse stattfinden muss.
GoB zielen darauf, dass die Buchführung
nachvollziehbar sein muss, klar und über-
sichtlich. Sie beinhalten daher insbesonde-
re
a. eine sachgerechte Organisation,
b. die fortlaufende, vollständige, richti-

ge und zeitgerechte sowie sachlich ge-
ordnete Buchung aller Geschäftsvor-
fälle,

c. jeder Buchung liegt ein Beleg zugrun-
de,

d. das Verbot, Vermögenswerte und
Schulden sowie Einnahmen und Aus-
gaben miteinander zu verrechnen
(Bruttoprinzip, Saldierungsverbot),

e. das Verbot, Buchungen unleserlich zu
machen oder zu löschen,

f. eine übersichtliche Gliederung des
Jahresabschlusses,

g. die ordnungsmäßige Aufbewahrung
der Buchführungsunterlagen.

38. Gruppierung
Darstellung der Haushaltsmittel nach Ar-
ten entsprechend den von der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland festgelegten
Grundlagen zur Haushaltssystematik.

39. Handlungsfelder kirchlicher Arbeit
Funktionale Beschreibung eines bestimm-
ten Bereiches der inhaltlichen kirchlichen
Arbeit zur zielorientierten Planung.

40. Handvorschüsse
Beträge, die einzelnen Dienststellen oder
Personen zur Bestreitung von kleineren,
wiederkehrenden Ausgaben bestimmter
Art zugewiesen werden.

41. Haushalt
Bildet die Grundlage für die Haushalts-
und Wirtschaftsführung der kirchlichen
Körperschaft, er wird von dem zuständigen
Beschlussorgan als Plan verabschiedet. Er
dient im Rahmen der vorgegebenen Ziele
für die inhaltliche kirchliche Arbeit der
Feststellung und Deckung des Ressourcen-
bedarfs, der zur Erfüllung der damit ver-
bundenen Aufgaben voraussichtlich not-
wendig sein wird.
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42. Haushaltsbuch
Darstellungsform des Haushalts im Rah-
men der Outputorientierung. Dabei erfolgt
die Untergliederung nach den Organisati-
onseinheiten oder nach den kirchlichen
Handlungsfeldern. Innerhalb der Unter-
gliederungen sind jeweils die Ziele der
kirchlichen Arbeit zu beschreiben und An-
gaben zur Zielerreichung zu machen sowie
die dafür zu erbringenden Leistungen und
der dafür erforderliche Ressourceneinsatz
darzustellen.

43. Haushaltsmittel
Dazu gehören alle im Haushalt geplanten
Einnahmen und Ausgaben, unabhängig
von ihrer Zahlungswirksamkeit.

44. Haushaltsreste
Haushaltsmittel bis zur Höhe des Unter-
schieds zwischen Haushaltsansatz (ein-
schließlich zusätzlich genehmigter Soll-
veränderungen) und Ergebnis der Haus-
haltsrechnung, die in das folgende Haus-
haltsjahr übertragen werden.

45. Haushaltsstelle
Umfasst die Gliederungs- und Gruppie-
rungsnummer nach den von der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland festgelegten
Grundlagen zur Haushaltssystematik. Die
Haushaltsstelle kann um Objektziffern und
Unterkonten erweitert werden. Falls erfor-
derlich, ist die Sachbuchnummer voranzu-
stellen.

46. Haushaltsvermerke
Einschränkende oder erweiternde Bestim-
mungen zu Ansätzen des Haushalts (z. B.
Deckungsfähigkeit, Übertragbarkeit,
Zweckbindung, Sperrvermerke).

47. Haushaltsvolumen
Das Haushaltsvolumen ist die Gesamtsum-
me der Einnahmen oder Ausgaben eines
Haushalts in einem Haushaltsjahr. Im Ge-
samthaushaltsvolumen sind die Einnah-
men oder Ausgaben der Selbstabschließer
enthalten.

48. Haushaltsvorgriffe
Über- und/oder außerplanmäßige Ausga-
ben, die im folgenden Haushaltsjahr haus-
haltsmäßig abgedeckt werden.

49. Herstellungskosten
Ausgaben, die durch den Verbrauch von
Gütern und die Inanspruchnahme von
Diensten für die Herstellung eines Vermö-
gensgegenstands, seine Erweiterung oder
für eine über seinen ursprünglichen Zu-
stand hinausgehende wesentliche Verbes-
serung entstehen und um ihn in betriebs-
bereiten Zustand zu versetzen.

50. Innere Darlehen
Vorübergehende Inanspruchnahme von Fi-
nanzmitteln, die der Deckung von Rückla-
gen oder finanzierten Rückstellungen die-
nen, anstelle einer Kreditaufnahme.

51. Innere Verrechnungen
Verrechnungen innerhalb des Haushalts
zur verursachungsgerechten Zuordnung
zentral bewirtschafteter und veranschlag-
ter Haushaltsmittel, die sich gegenseitig
ausgleichen.

52. Internes Kontrollsystem (IKS)
Besteht aus systematisch gestalteten tech-
nischen und organisatorischen Maßnah-
men und Kontrollen zur Einhaltung von
Richtlinien und zur Abwehr von Schäden
im Rahmen interner Risiken.

53. Investitionen
Ausgaben, die das Anlagevermögen ver-
ändern.

54. Ist-Ausgaben und Ist-Einnahmen
Bis zum Abschlussstichtag zahlungswirk-
sam gewordene Ausgaben und Einnahmen.

55. Kassenkredite
Kurzfristige Kredite zur Verstärkung des
Kassenbestandes.

56. Kassenreste
Beträge, um die die Soll-Einnahmen höher
sind als die Ist-Einnahmen (Kassen-Ein-
nahmereste) oder die Soll-Ausgaben höher
sind als die Ist-Ausgaben (Kassen-Ausga-
bereste) und die in das folgende Haushalts-
jahr zu übertragen sind.

57. Kirchliche Wirtschaftsbetriebe
Insbesondere Betriebe gewerblicher Art
und andere Betriebe, für die handels- und
steuerrechtliche Grundlagen für die Wirt-
schaftsführung vorrangig sind.

58. Kosten
In Geld bewerteter Werteverzehr durch
Verbrauch oder Abnutzung von Vermö-
gensgegenständen und die Inanspruchnah-
me von Dienstleistungen zur kirchlichen
Aufgabenerfüllung in einer bestimmten
Periode.

59. Kosten- und Leistungsrechnung
Verfahren, in dem Kosten und Erlöse er-
fasst und zum Zweck spezieller Auswer-
tungen nach Kosten-/Erlösarten verursa-
chungsgerecht auf die Kostenstellen ver-
teilt und Kostenträgern (Leistungen) zuge-
ordnet werden.

60. Kredite
Unter der Verpflichtung zur Rückzahlung
von Dritten aufgenommene Finanzmittel.
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61. Leistungen
In Geld bewertbare Arbeitsergebnisse, die
zur kirchlichen Aufgabenerfüllung er-
bracht werden.

62. Liquide Mittel
Liquide Mittel sind die Zusammenfassung
von kurzfristig veräußerbaren Wertpapie-
ren sowie von Kassenbestand, Bankgutha-
ben und Schecks.

63. Nachtragshaushalt
Nachträgliche Änderung des Haushalts zur
Deckung eines erheblichen Fehlbetrages
oder zur Leistung bisher nicht veranschlag-
ter Haushaltsmittel in erheblichem Um-
fang.

64. Niederschlagung
Befristete oder unbefristete Zurückstellung
der Weiterverfolgung eines fälligen An-
spruchs ohne Verzicht auf den Anspruch
selbst, aber mit buchmäßiger Bereinigung.

65. Passiva
Summe des Reinvermögens, der Sonder-
posten, der Rückstellungen und der Ver-
bindlichkeiten sowie passive Rechnungs-
abgrenzungsposten, die in der Bilanz die
Mittelherkunft nachweist (gemäß An-
lage I).

66. Rechnungsabgrenzungsposten
Dienen der periodengerechten Erfolgser-
mittlung durch Abgrenzung zweier auf-
einanderfolgender Perioden (Rechnungs-
jahre). Aktive und passive (transitorische)
Rechnungsabgrenzungsposten erfassen
Aufwendungen bzw. Erträge, die bereits
gebucht wurden, obgleich sie tatsächlich
einem Folgejahr zuzurechnen sind.

67. Reinvermögen
Summe aus Vermögensgrundbestand,
Rücklagen, Ergebnisvortrag und Bilanzer-
gebnis. Bezeichnet den Anteil des Vermö-
gens, der unter der Verfügungsgewalt der
bilanzierenden Körperschaft steht, die
nicht durch Gesetz, Rechtsakt eines Dritten
oder Rechtsgeschäft eingeschränkt ist.

68. Ressourcen
Gesamtheit der zur Aufgabenerfüllung ver-
fügbaren Finanzmittel, Vermögensgegen-
stände, Arbeits- und Dienstleistungen.

69. Ressourceneinsatz
Zur Zielerreichung erforderlicher Einsatz
von Ressourcen

70. Rücklagen
Mittel, die gesetzlich oder freiwillig für be-
stimmte Verwendungszwecke zur Sicher-
stellung ihrer künftigen Finanzierbarkeit
aus dem laufenden Haushalt erwirtschaftet

wurden. Sie sind Teil des Reinvermögens
und durch Finanzmittel gedeckt.

71. Rückstellungen
Wirtschaftlich im Haushaltsjahr entstande-
ner Ressourcenverbrauch, verbunden mit
einer zukünftigen Zahlungsverpflichtung
in unbekannter Höhe oder zu einem nicht
genau bestimmbaren Zeitpunkt (zum Bei-
spiel Pensions- und Clearingrückstellun-
gen). Rückstellungen decken somit Ver-
pflichtungen ab, die zwar dem Grunde,
aber noch nicht der Höhe und dem Zeit-
punkt der Fälligkeit nach bekannt sind.
Die zu passivierenden Pensionsverpflich-
tungen sollen entsprechend abgesichert
sein. Die Refinanzierung kann z. B. durch
Rückversicherung bei einer Versorgungs-
kasse, einem Pensionsfonds oder einer
Versorgungsstiftung erfolgen.

72. Sammelanordnung
Anordnung für eine einmalige Zahlung
oder wiederkehrende Zahlungen für je-
weils mehrere Zahlungspflichtige oder
Empfangsberechtigte innerhalb eines
Haushaltsjahres. Gleiches gilt für die Bu-
chung von nicht zahlungswirksamen Vor-
gängen im Rahmen der Verbundrechnung.

73. Schulden
Geldwerte Verpflichtungen gegenüber
Dritten, die dem Grunde und der Höhe nach
feststehen, mit Ausnahme der Verpflich-
tungen der laufenden Kassenwirtschaft.
Dazu gehören Kredite (einschließlich in-
nerer Darlehen), sonstige in Geld zu erfül-
lende Verpflichtungen (z. B. Renten) mit
Ausnahme derjenigen aus der laufenden
Verwaltung (z. B. Dienst- und Versor-
gungsbezüge, Umlagen) sowie Bürgschaf-
ten und Patronatserklärungen.
Bilanziell umfassen die Schulden die
Rückstellungen und Verbindlichkeiten
(Passiv-Positionen C und D der Bilanzglie-
derung für kirchliche Körperschaften ge-
mäß Anlage I).

74. Selbstabschließer
In sich zu finanzierende und abzuschlie-
ßende Abschnitte oder Unterabschnitte des
Haushalts. Ergebnisse der Selbstabschlie-
ßer fließen nicht in das Ergebnis des Ge-
samthaushalts ein (vergleiche auch § 5 Ab-
satz 1 Haushaltsaufstellungsgesetz).

75. Soll-Ausgaben und Soll-Einnahmen
Aufgrund von Anordnungen in der Haus-
haltsrechnung erfasste Ausgaben und Ein-
nahmen.

76. Sonderhaushalt
Das zuständige Leitungsorgan kann festle-
gen, dass für kirchliche Werke und Ein-
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richtungen ohne eigene Rechtspersönlich-
keit sowie für Sondervermögen gesonderte
Haushalte aufgestellt werden. Ein Sonder-
haushalt liegt nur dann vor, wenn der
Grundsatz der Haushaltseinheit durchbro-
chen wird, so dass ein gesonderter Haus-
halts-, Buchungs- und ggf. Bilanzkreis ge-
führt wird. Selbstabschließer im Haushalt
der Körperschaft gehören nicht zu den Son-
derhaushalten.
Bestehen Sonderhaushalte, bilden sie ge-
meinsam mit dem Haushalt den Gesamt-
haushalt und unterliegen dem Etatrecht.
Das Etatrecht bleibt nur gewahrt, wenn die
Zuweisung zum oder vom Sonderhaushalt
im Haushalt beschlossen wird und die Fi-
nanzstruktur, das Gesamtvolumen, die
Vermögenssituation und der Stellenplan
des Sonderhaushalts erläutert sind.

77. Sonderkassen
Selbständige Kassen der Wirtschaftsbe-
triebe, Einrichtungen, Stiftungen und sons-
tigen Sondervermögen, für die getrennte
Rechnungen geführt werden

78. Sondervermögen
Teile des Gesamtvermögens der Körper-
schaft, die durch Gesetz, Rechtsakt eines
Dritten oder durch Rechtsgeschäft einer
Zweckbindung unterliegen, die die Verfü-
gungsgewalt über das Vermögen ein-
schränkt. Beispiele sind rechtlich unselb-
ständige Stiftungen.
Sondervermögen können im Einheitshaus-
halt der Körperschaft oder als Sonderhaus-
halt geführt werden.

79. Stundung
Hinausschieben der Fälligkeit eines An-
spruchs oder mehrerer Teile davon (Raten-
zahlung)

80. Treuhandvermögen
Vermögensgegenstände, die für Dritte ver-
waltet werden.

81. Überplanmäßige Haushaltsmittel
Haushaltsmittel, die den Haushaltsansatz
unter Einschluss der im Deckungskreis
verfügbaren Haushaltsmittel oder aus dem
Vorjahr übertragenen Haushaltsreste über-
steigen.

82. Überschuss
Ist-Überschuss:
Betrag, um den im Rahmen des Kassenab-
schlusses die Ist-Einnahmen höher sind als
die Ist-Ausgaben
Soll-Überschuss:
Betrag, um den im Rahmen der Haushalts-
rechnung unter Berücksichtigung der
Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe die

Soll-Einnahmen höher sind als die Soll-
Ausgaben

83. Umlaufvermögen
Teile des Vermögens, die nicht dazu be-
stimmt sind, dauerhaft der Aufgabenerfül-
lung zu dienen und keine Rechnungsab-
grenzungsposten sind (Aktiv-Position B
der Bilanzgliederung für kirchliche Kör-
perschaften gemäß Anlage I).
Zum Umlaufvermögen gehören:
1. Vorräte,
2. Forderungen und sonstige Vermögens-

gegenstände,
3. Wertpapiere, soweit sie zur Veräuße-

rung oder als kurzfristige Liquiditätsre-
serve (Liquidität) bestimmt sind,

4. Schecks, Kassenbestand, Bundesbank-
und Postgiroguthaben, Guthaben bei
Kreditinstituten

84. Verbindlichkeiten
Passivposition D nach Anlage I für Zah-
lungsverpflichtungen gegenüber Dritten,
die in der Höhe und im Zeitpunkt festste-
hen. Hierzu gehören insbesondere:
aufgenommene Kredite,
gebuchte, nicht gezahlte Rechnungen,
durchlaufende Gelder,
unklare Einzahlungen und Irrläufer sowie
Mietkautionen

85. Verbundrechnung
Buchungssystem der Kameralistik, das
auch die nicht zahlungswirksamen Verän-
derungen des Vermögens und der Schulden
mit der reinen Finanzrechnung verbindet.

86. Verfügungsmittel
Beträge, die bestimmten Personen für
dienstliche Zwecke zur Verfügung stehen

87. Vermögen
Das Vermögen gliedert sich in das Anlage-
und Umlaufvermögen (Aktiv-Positionen A
und B der Bilanzgliederung für kirchliche
Körperschaften gemäß Anlage I).

88. Vermögensgegenstand
Einzeln bewertbare und aktivierungs-
pflichtige Gegenstände und Ansprüche, die
zur Erfüllung der kirchlichen Aufgaben
eingesetzt werden können.

89. Vermögensgrundbestand
Passiv-Position A I der Bilanzgliederung
gemäß Anlage I. Er ergibt sich als Diffe-
renz zwischen dem Vermögen (Aktiva)
und den Rücklagen, Ergebnisvortrag und
Bilanzergebnis, Sonderposten und Schul-
den, sowie ggf. einem passiven Rech-
nungsabgrenzungsposten.
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90. Vermögensnachweis
Darstellung der Anfangsbestände, Verän-
derungen und Endbestände der nicht im
Sachbuch oder dem Verwahr- und Vor-
schussbuch enthaltenen Vermögenspositi-
onen, Rücklagen, Sonderposten und Schul-
den, als Teil der daraus abzuleitenden Bi-
lanz.

91. Vermögensübersicht
Vereinfachte, im Verhältnis zum Vermö-
gensnachweis oder der Bilanz unvollstän-
dige Darstellung von Positionen des Ver-
mögens und der Schulden.

92. Verpflichtungsermächtigungen
Ermächtigung zum Eingehen von Ver-
pflichtungen, für Investitionen oder Inves-
titionsfördermaßnahmen in künftigen Jah-
ren.

93. Verstärkungsmittel
Zentral veranschlagte Haushaltsansätze
zur Deckung der Inanspruchnahme über-
und außerplanmäßiger Haushaltsmittel im
gesamten Haushalt. Verstärkungsmittel
(Deckungsreserven) können getrennt ver-
anschlagt werden (z. B. für Personalausga-
ben, Investitionsmaßnahmen und den üb-
rigen Haushalt).

94. Verwahrgelder
Einzahlungen, die vorläufig gebucht wer-
den und später abzuwickeln sind, oder die
für einen anderen angenommen und an die-
sen weitergeleitet werden (durchlaufende
Gelder). Sie sind im Jahresabschluss als
Verbindlichkeiten auszuweisen.

95. Vorbücher
Bücher (z. B. vorgelagerte Verfahren), in
denen zur Entlastung für Zeit- und Sach-
buch Einnahmen und Ausgaben gesam-
melt werden können. Die Salden werden in
das Zeit- und Sachbuch übertragen, dies
kann in einer Summe pro Haushaltsstelle
erfolgen.

96. Vorräte
Alle Vermögensgegenstände des Umlauf-
vermögens, die betriebswirtschaftlich den
„Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen“ oder
den „Waren sowie unfertigen und fertigen
Erzeugnissen“ sowie den unfertige Leis-
tungen und geleistete Anzahlungen zuge-
ordnet werden (Aktiv-Position B.I der Bi-
lanzgliederung für kirchliche Körperschaf-
ten gemäß Anlage I).

97. Vorschüsse
Auszahlungen, bei denen die Verpflich-
tung zur Leistung zwar feststeht, die end-
gültige Buchung aber noch nicht möglich
ist. Sie sind im Jahresabschluss als Forde-
rungen auszuweisen.

98. Wirtschaftsplan
Zusammenstellung der Aufwendungen
und Erträge betriebswirtschaftlich geführ-
ter Einrichtungen

99. Zahlstellen
Außenstelle der Kasse zur Annahme von
Einzahlungen und Leistung von Auszah-
lungen (siehe Bürokasse).

100. Ziele
Zustände und Wirkungen, die in einem be-
stimmten Zeitraum erreicht werden sollen
und die qualitativ sowie quantitativ be-
schrieben und überprüft werden können

101. Zuschreibung
Erhöhung des Wertansatzes eines Vermö-
gensgegenstandes im Vergleich zum Wert
in der vorhergehenden Bilanz aufgrund
von Wertaufholungen, nur bis zur Höhe der
Anschaffungs- und Herstellungskosten
möglich. Nicht erfasst sind nachträgliche
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten
aufgrund von Sanierungen.

102. Zuwendungen
Zuweisungen
Zahlungen an Dritte oder von Dritten in-
nerhalb des kirchlichen Bereiches
Zuschüsse
Zahlungen an Dritte oder von Dritten au-
ßerhalb des kirchlichen Bereiches

103. Zweckvermögen
Vermögensteile der Körperschaft, die be-
stimmten Zwecken gewidmet sind.“

Artikel 2
Das Kirchengesetz zur Einführung des Kirchengeset-
zes über die Haushalts-, Kassen- und Vermögensver-
waltung der Evangelischen Kirche Berlin-Branden-
burg-schlesische Oberlausitz (EGHKVG) vom
17. April 2010 (KABl. S. 108) wird wie folgt geändert:
1. § 1 wird aufgehoben.
2. § 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Ordnung für das kirchliche Haushalts-, Kas-
sen- und Rechnungswesen der Evangelischen Kir-
che in Berlin-Brandenburg (HKRO) in der Fassung
vom 20. Dezember 1991 (KABl.-EKiBB S. 182,
ABl. EKD 1992 S. 105) sowie der Verordnung für
die Vermögens- und Finanzverwaltung der Kir-
chengemeinden, Kirchenkreise und Kirchlichen
Verbände in der Evangelischen Kirche der Union
– Kirchliche Verwaltungsordnung (VwO) – vom
1. Juli 1998 i. d. F. der Verordnung zur Umstellung
der Währung vom 6. Juni 2001 (ABl. EKD S. 418)
sowie das Kirchengesetz über die Verwaltung des
Vermögens und die Aufsicht in Finanzangelegen-
heiten (Vermögensgesetz) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Februar 1998 (KABl.-
EKiBB S. 14; geändert durch Kirchengesetz vom
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5. Mai 2001, KABl.-EKiBB S. 87) treten außer
Kraft.“

3. § 3 wird wie folgt gefasst:
„§ 3

Übergangsphase
(1) Abweichend von § 10 Absatz 6 des Kirchen-
gesetzes über die Haushalts-, Kassen- und Vermö-
gensverwaltung der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz (HKVG)
können
1. Kirchenkreise und Verbände bis zum Haus-

haltsjahr 2019,
2. Kirchengemeinden bis zum Haushaltsjahr 2021

sowie Kirchengemeinden mit eigenen Einnah-
men im Sinne von § 6 Finanzgesetz von
a) bis zu 25.000 € bis zum Haushaltsjahr

2022,
b) bis zu 20.000 € bis zum Haushaltsjahr

2023,
c) bis zu 15.000 € bis zum Haushaltsjahr

2024
d) bis zu 10.000 € bis zum Haushaltsjahr

2025 und
e) bis zu 7.500 € bis zum Haushaltsjahr 2026

den Haushalt in Form eines Haushaltsplans auf-
stellen.
(2) Abweichend von § 10 Absatz 7 Satz 1 HKVG
ist die Aufstellung eines gemeinsamen Haushalts
für mehrere kirchliche Körperschaften längstens
bis zum 31. Dezember 2023 zulässig, wenn
1. gemeinsame Haushaltsführung der selben

kirchlichen Körperschaften seit dem Haus-
haltsjahr 2018 ununterbrochen bestand,

2. eine steuerrechtlich gegebenenfalls erforderli-
che Einzelveranlagung sichergestellt ist und

3. bis spätestens zum 31. Dezember 2019 vertrag-
liche Regelungen über eine mögliche Vermö-
gensauseinandersetzung getroffen wurden.

(3) Mit Jahresabschluss 2018 bestehende Betriebs-
mittel- und Ausgleichsrücklagen werden in die Ri-
sikorücklage nach § 72 Absatz 1 Nummer 1 um-
gewidmet.“

4. § 4 wird aufgehoben.

Artikel 3
Das Kirchengesetz über das Bauwesen der Evangeli-
schen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Ober-
lausitz vom 15. November 2014 (KABl. S. 200) wird
wie folgt geändert:
In § 28 Absatz 1 wird nach Nummer 3 eine Nummer
3a mit folgendem Wortlaut eingefügt:

„ 3a. Veräußerung, Weitergabe für die Dauer von
länger als einem Jahr oder wesentliche Ände-
rung von Gegenständen, welche einen ge-

schichtlichen, wissenschaftlichen oder Kunst-
wert haben,“

Artikel 4
Das Konsistorium kann das Kirchengesetz über die
Haushalts-, Kassen- und Vermögensverwaltung der
Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesi-
sche Oberlausitz (HKVG) vom 17. April 2010 in der
sich aus Artikel 1 ergebenden Fassung, das Kirchen-
gesetz zur Einführung des Kirchengesetzes über die
Haushalts-, Kassen- und Vermögensverwaltung der
Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesi-
sche Oberlausitz (EGHKVG) vom 17. April 2010 in
der sich aus Artikel 2 ergebenden Fassung sowie das
Kirchengesetz über das Bauwesen der Evangelischen
Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz
(Kirchenbaugesetz) vom 15. November 2015 in der
sich aus Artikel 3 ergebenden Fassung mit neuem Da-
tum neu bekannt machen und dabei Unstimmigkeiten
des Wortlauts beseitigen.

Artikel 5
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Berlin, den 27. Oktober 2018
Sigrun Neuwerth

(L. S.) Präses

*

Rechtsverordnung über die
Benutzungsgebühren für evangelische

Friedhöfe in Berlin
(Friedhofsgebührenordnung ev. –

FGebO ev.)

Vom 16. November 2018

Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 52 Absatz 1
Nr. 2 des Kirchengesetzes über die evangelischen
Friedhöfe (Friedhofsgesetz ev. – FhG ev.) vom
29. Oktober 2016 (KABl. S. 183; KABl. 2017 S. 234)
die folgende Rechtsverordnung beschlossen:

§ 1
Gebührentarife

Für die evangelischen Friedhöfe in Berlin gelten fol-
gende Gebühren:
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Je Jahr
1. Grabberechtigungsgebühren

Erwerb des Nutzungsrechtes an Grabstätten entsprechend der Zuordnung in dem bei
der Friedhofsverwaltung ausliegenden Gesamtplan, je Jahr (soweit nicht anders be-
stimmt)
1.1 Wahlgrabstätten je Grabstelle

1.1.1 40,-
1.1.2 51,-
1.1.3 63,-
1.1.4 74,-

1.2 Reihengrabstätten
1.2.1 Reihengrabstätten 25,-
1.2.2 Reihengrabstätten in Rasen (einschließlich Anlage, einfacher Pflege

und Instandhaltung durch die Friedhofsverwaltung)
40,-

1.3 Kindergrabstätten
1.3.1 Kinderwahlgrabstätten

1.3.1.1 Kinder vor Vollendung des 2. Lebensjahres 32,-
1.3.1.2 Kinder ab Vollendung des 2. Lebensjahres bis vor Vollen-

dung des 12. Lebensjahres
35,-

1.3.2 Kinderreihengrabstätten
1.3.2.1 Kinder vor Vollendung des 2. Lebensjahres 22,-
1.3.2.2 Kinder ab Vollendung des 2. Lebensjahres bis vor Vollen-

dung des 12. Lebensjahres
24,-

1.4 Urnenwahlgrabstätten für die unterirdische Beisetzung von Urnen
1.4.1 der Größe von 1,50 m x 1,50 m (bis zu 4 Urnen)

1.4.1.1 38,-
1.4.1.2 50,-

1.4.2 der Größe von 1 m x 1 m (bis zu 4 Urnen)
1.4.2.1 33,-
1.4.2.2 44,-

1.4.3 der Größe von 0,70 m x 0,70 m (bis zu 2 Urnen)
1.4.3.1 30,-
1.4.3.2 42,-

1.5 Urnenwahlgrabstätten für die oberirdische Beisetzung von Urnen (Urnen-
wandgrabstätten) einschließlich Verschlussplatte ohne Beschriftung
1.5.1 bis zu 4 Urnen

1.5.1.1 80,-
1.5.1.2 92,-

1.5.2 bis zu 3 Urnen
1.5.2.1 66,-
1.5.2.2 77,-

1.5.3 bis zu 2 Urnen
1.5.3.1 52,-
1.5.3.2 64,-
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Je Jahr
1.5.4 nur 1 Urne

1.5.4.1 47,-
1.5.4.2 59,-

1.6 Urnenreihengrabstätten für die unterirdische Beisetzung von Urnen der Größe
von 0,50 m x 0,50 m

19,-

1.7 Urnengemeinschaftsgrabstätten für die unterirdische Beisetzung von Urnen auf
die Dauer von 20 Jahren (einschließlich Anlage, Instandhaltung und Pflege
durch die Friedhofsverwaltung), je Urne

648,-

1.8 Sonderregelung
Ist bei Bestattungen auf einer Erd- oder Urnenwahlgrabstätte, an der bereits ein
Nutzungsrecht besteht, zur Einhaltung der Ruhefrist die Verlängerung des
Nutzungsrechtes erforderlich, wird für die Verlängerungszeiträume, die ganze
abgeschlossene Jahre umfassen, die jährliche Grabberechtigungsgebühr nach
den Tarifstellen gemäß 1.1, 1.3.1, 1.4 und 1.5 sowie für Verlängerungszeiträu-
me, die weniger als ganze Jahre umfassen, für jeden abgeschlossenen Monat
ein Zwölftel der jährlichen Grabberechtigungsgebühr nach den Tarifstellen
gemäß 1.1, 1.3.1, 1.4 und 1.5 erhoben.

2. Bestattungsgebühren
2.1 Erdbestattungen (einschließlich Annahme und Aufbewahrung des Sarges, Be-

reitstellen des Sarges zur Bestattung/Trauerfeier, Herstellen und Schließen des
Grabes, bis zu sechs Sargträger einschließlich Kapellenwart)
2.1.1 unterirdische Bestattung in einem Erdwahl- oder Erdreihengrab 753,-
2.1.2 unterirdische Bestattung in einem Erdwahl- oder Erdreihengrab für

Kinder
2.1.2.1 Kinder vor Vollendung des 2. Lebensjahres 281,-
2.1.2.2 Kinder ab Vollendung des 2. Lebensjahres bis vor Vollen-

dung des 12. Lebensjahres
502,-

2.2 Urnenbeisetzungen (einschließlich Annahme und Aufbewahrung der Urne,
Bereitstellen der Urne zur Beisetzung/Trauerfeier, Urnenträger/Kapellenwart)
bei einer
2.2.1 unterirdischen Beisetzung (einschließlich Herstellen und Schließen

des Grabes, Sandschale)
171,-

2.2.2 oberirdischen Beisetzung in einer Urnenwandgrabstätte (einschließ-
lich Einstellen durch Urnenträger und ggf. Verschließen sowie unter-
irdische Beisetzung in Sammelgrabstätte nach Ablauf des Nutzungs-
rechts)

211,-

2.3 Sonderregelung
Bei Durchführung von Bestattungen am Sonnabend nach 13.00 Uhr kann ein
Zuschlag auf die Bestattungsgebühren nach den Tarifstellen gemäß 2.1 und 2.2
von 3,00 € pro Stunde je eingesetztem Friedhofsmitarbeitenden erhoben wer-
den.

3. Leistungen bei Trauerfeiern
3.1 Aufbahrung in der Kapelle/Feierhalle (einschließlich Ausschmückung mit

Pflanzendekoration und Kerzen, Bereitstellung des Musikinstrumentes [insbe-
sondere Orgel oder Harmonium] oder der Musikübertragungsgeräte)
3.1.1 bis zu 30 Minuten 146,-
3.1.2 je weiterer angefangener 10 Minuten 48,-
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Je Jahr
3.2 Aufbahrung in der Kapelle/Feierhalle zur stillen Abschiednahme (ohne Trau-

erredner und ohne musikalische Begleitung), einschließlich einfacher Aus-
schmückung mit Pflanzendekoration und Kerzen für bis zu 15 Minuten

110,-

3.3 Aufbahrung des offenen Sarges für eine Abschiednahme vor Beginn der Trau-
erfeierlichkeiten für bis zu 15 Minuten (nur in Verbindung mit den Tarifstellen
gemäß 3.1 oder 3.2)

51,-

3.4 Instrumentenspiel (insbesondere Orgel- oder Harmoniumspiel) durch vom
Friedhofsträger gestellte Instrumentalisten (einschließlich Präludium, Postlu-
dium und bis zu drei Chorälen oder Instrumentalstücken), nur in Verbindung
mit Tarifstelle gemäß 3.1
3.4.1 Trauerfeier ohne besonderen musikalischen Aufwand 49,-
3.4.2 Trauerfeier mit besonderem musikalischen Aufwand (insbesondere

Begleitung von Solisten, Repertoirerecherche, instrumentengerechte
Einrichtung besonderer Wünsche und Ähnliches)

67,-

3.5 Sonderregelung
Für die Nutzung von zur Durchführung des Totengebetes für Verstorbene an-
derer Glaubensrichtungen vorgehaltenen Räumen oder Örtlichkeiten finden die
Tarifstellen gemäß 3.1 und 3.2. entsprechende Anwendung.

4. Grabmale, Einfassungen und Bänke
4.1 Zustimmung zur Errichtung

4.1.1 von stehenden Grabmalen (einschließlich jährlicher Standsicherheits-
prüfung für 20 Jahre und Beräumung und Entsorgung nach Erlöschen
des Nutzungsrechtes)
4.1.1.1 bis zu einer Breite von 0,80 m 129,-
4.1.1.2 bei einer Breite von mehr als 0,80 m 157,-

4.1.2 von liegenden Grabmalen (einschließlich Beräumung und Entsorgung
nach Erlöschen des Nutzungsrechtes)

55,-

4.1.3 von Stelen (freistehende Pfeiler mit Relief oder Inschrift ab 1,00 m
Höhe, einschließlich jährlicher Standsicherheitsprüfung für 20 Jahre
und Beräumung und Entsorgung nach Erlöschen des Nutzungsrech-
tes)

110,-

4.1.4 von Holzkreuzen und sonstigen Denkzeichen (einschließlich Beräu-
mung und Entsorgung nach Erlöschen des Nutzungsrechtes)

27,-

4.1.5 von Hockern, Bänken und anderen Sitzgelegenheiten sowie Laternen,
Vasen mit Sockel und Pflanzschalen von mehr als 35 cm Durchmesser
nach Maßgabe der jeweiligen Gestaltungsvorschrift (einschließlich
regelmäßiger Standfestigkeitskontrollen für 20 Jahre)

46,-

4.1.6 von Einfassungen nach Maßgabe der jeweiligen Gestaltungsvorschrift
(einschließlich Beräumung und Entsorgung nach Erlöschen des Nut-
zungsrechtes)
4.1.6.1 für eine einstellige Wahl- oder Reihengrabstätte 92,-
4.1.6.2 für jede weitere zu einer Wahlgrabstätte gemäß 4.1.6.1 zu-

gehörige Grabstelle
64,-

4.1.6.3 für eine Urnenwahl- oder Urnenreihengrabstätte 55,-
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Je Jahr
4.2 Sonderregelungen

4.2.1 Für Grabmale, für die die Zustimmung nach Inkrafttreten dieser Ge-
bührenordnung erteilt worden ist, werden auf Antrag die bei stehenden
Grabmalen (Tarifstellen gemäß 4.1.1), liegenden Grabmalen (Tarif-
stelle 4.1.2), Stelen (Tarifstelle 4.1.3) und Einfassungen (Tarifstellen
gemäß 4.1.6) erhobenen Gebühren abzüglich 38,- € erstattet, wenn die
oder der Nutzungsberechtigte den Gegenstand einschließlich der tra-
genden Fundamente in Absprache mit der Friedhofsverwaltung selbst
entfernt und entsorgt und den Antrag innerhalb eines halben Jahres
seit Erlöschen des Nutzungsrechtes gestellt hat.

4.2.2 Standsicherheitsprüfung bzw. Standfestigkeitskontrolle bei Verlän-
gerung des Nutzungsrechtes an Grabstätten mit stehenden Grabmalen
(Tarifstellen gemäß 4.1.1), Stelen (Tarifstelle 4.1.3) und Hockern und
dergleichen (Tarifstelle 4.1.5), wobei bei gleichzeitigem Vorhanden-
sein von stehenden Grabmalen oder Stelen einerseits und Hockern und
dergleichen andererseits auf einer Grabstätte die Gebühr nur einmal
anfällt, je Jahr

4,-

4.3 Zustimmung zur Veränderung oder zum Austausch von Grabmalen und sons-
tigen Grabeinrichtungen nach den Tarifstellen gemäß 4.1 bei gleichbleibenden
Maßen

9,-

5. Ausbetten, Umsetzen und Versenden
5.1 Ausbetten einer Leiche oder von deren Überresten auf Antrag (einschließlich

Antragsbearbeitung, Öffnen und Schließen der Grabstätte sowie Bergung des
Sarges)

2.102,-

5.2 Ausbetten einer Urne auf Antrag (einschließlich Antragsbearbeitung, Öffnen
und Schließen der Grabstätte sowie Bergung der Urne)

210,-

5.3 Umsetzen einer Urne auf Antrag (oberirdisch) 40,-
5.4 Wiederbestattung einer ausgebetteten Leiche oder von deren Überresten Gebühren nach den

Tarifstellen gemäß
2.1 und 2.3

5.5 Wiederbeisetzung einer ausgebetteten Urne Gebühren nach den
Tarifstellen gemäß

2.2 und 2.3
5.6 Übersenden einer Urne 61,-

6. Einzelleistungen
6.1 zusätzlicher Träger/Kapellenwart, je Person (soweit nicht von 2.1 und 2.2 er-

fasst)
6.1.1 bis zu 60 Minuten 40,-
6.1.2 je weiterer angefangener 30 Minuten 22,-

6.2 Merkschild 8,-
6.3 Bearbeitung von Suchanfragen außerhalb der Ruhefrist 38,-
6.4 Zulassung auf Antrag von Gewerbetreibenden je Friedhof, soweit kein Selbst-

vorbehalt des Friedhofsträgers, die Zulassungsfreiheit oder eine Zulassungs-
fiktion nach Maßgabe der kirchengesetzlichen Bestimmungen vorliegt
6.4.1 je Jahr 114,-
6.4.2 Einzelzulassung für einmalige Arbeiten, je Grabmal, Grabstätte oder

Bestattung
28,-

6.4.3 Ablehnung oder Widerruf einer Zulassung 14,-
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Je Jahr
6.4.4 Anzeige der gewerblichen Tätigkeit je Friedhof 9,-
6.4.5 Untersagung der gewerblichen Tätigkeit 9,-

6.5 Nutzungsrecht
6.5.1 Zustimmung zur Übertragung 9,-
6.5.2 Zulassung eines Teilverzichts 9,-

6.6 Ändern oder Stornieren eines vereinbarten Trauerfeier- oder Bestattungster-
mins (weniger als 10 Tage vor dem vereinbarten Termin)

17,-

6.7 Ersatzvornahme zur Pflege einer Grabstätte (einschließlich einmaliger Un-
krautbeseitigung, Aufbringen von Erde, Anlegen einer bodenbedeckenden Be-
grünung und Wässern der Grabstätte)
6.7.1 Wahlgrabstätte (Tarifstellen gemäß 1.1) 79,-
6.7.2 Reihengrabstätte (Tarifstellen gemäß 1.2) 70,-
6.7.3 Kinderwahlgrabstätte (Tarifstellen gemäß 1.3.1)

6.7.3.1 Kinder vor Vollendung des 2. Lebensjahres 43,-
6.7.3.2 Kinder ab Vollendung des 2. Lebensjahres bis vor Vollen-

dung des 12. Lebensjahres
62,-

6.7.4 Kinderreihengrabstätte (Tarifstellen gemäß 1.3.2)
6.7.4.1 Kinder vor Vollendung des 2. Lebensjahres 39,-
6.7.4.2 Kinder ab Vollendung des 2. Lebensjahres bis vor Vollen-

dung des 12. Lebensjahres
57,-

6.7.5 Urnenwahlgrabstätte (Tarifstellen gemäß 1.4)
6.7.5.1 der Größe von 1,50 m x 1,50 m 69,-
6.7.5.2 der Größe von 1,00 m x 1,00 m 36,-
6.7.5.3 der Größe von 0,70 m x 0,70 m 22,-

6.7.6 Urnenreihengrabstätte (Tarifstelle 1.6) 16,-

§ 2
Inkrafttreten

(1)  Die vorstehende Gebührenordnung tritt am 1. Ja-
nuar 2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Rechtsver-
ordnung über die Benutzungsgebühren für evangeli-
sche Friedhöfe in Berlin (Friedhofsgebührenordnung
ev. – FGebO ev.) vom 16. Oktober 2015 (KABl.
S. 191), geändert durch Rechtsverordnung vom
18. November 2016 (KABl. S. 232) außer Kraft.
(2)  Maßgebend für die Anwendung ist der Tag der
Entstehung der Gebühren.

Berlin, den 16. November 2018
Kirchenleitung

(L. S.) Dr. Markus Dröge

*

Rechtsverordnung über die
Leistungsentgelte für evangelische

Friedhöfe in Berlin

Vom 16. November 2018

Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 52 Absatz 1
Nr. 3 des Kirchengesetzes über die evangelischen
Friedhöfe (Friedhofsgesetz ev. – FhG ev.) vom
29. Oktober 2016 (KABl. S. 183; KABl. 2017 S. 234)
die folgende Rechtsverordnung beschlossen:

§ 1
Tarif der Leistungsentgelte für

evangelische Friedhöfe in Berlin
Für die evangelischen Friedhöfe in Berlin gelten fol-
gende Leistungsentgelte:
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Netto
Euro

+ 19 %
MwSt.
Euro

= Brutto
Euro

1. Wässern der Grabstätten und der Anpflanzungen nach Bedarf montags bis freitags (außer Feiertage)
vom 1. April bis 30. September

1.1 Wahlgrabstätten
1.1.1 Wahlgrabstätten mit einer Grabstelle 101,68 € 19,32 € 121,00 €
1.1.2 Wahlgrabstätten mit zwei Grabstellen 173,95 € 33,05 € 207,00 €
1.1.3 Wahlgrabstätten mit drei Grabstellen 242,86 € 46,14 € 289,00 €
1.1.4 Wahlgrabstätten mit mehr als drei Grabstellen,

je weiterer Grabstelle
62,18 € 11,82 € 74,00 €

1.2 Reihengrabstätten 87,39 € 16,61 € 104,00 €
1.3 Kindergrabstätten
1.3.1 Kindergrabstätten für Kinder vor Vollendung des 2. Lebensjahres 60,50 € 11,50 € 72,00 €
1.3.2 Kindergrabstätten für Kinder ab Vollendung des 2. Lebensjahres

bis vor Vollendung des 12. Lebensjahres
77,31 € 14,69 € 92,00 €

1.4 Urnengrabstätten
1.4.1 Urnengrabstätten mit einer Größe bis zu 1 m² 56,30 € 10,70 € 67,00 €
1.4.2 Urnengrabstätten mit einer Größe über 1 m² 66,39 € 12,61 € 79,00 €
1.5 Wässern der Heckenpflanzen, je lfd. Meter 21,01 € 3,99 € 25,00 €
1.6 Für einen Zeitraum von drei aufeinander folgenden Monaten werden 75 %, für andere, jeweils ganze

Monate umfassende Zeiträume werden je Monat 30 % der Sätze nach den Nummern 1.1 bis 1.5,
höchstens jedoch die sich nach den Nummern 1.1 bis 1.5 ergebenden Sätze erhoben.

2. Sauberhalten der Grabstätten nach Bedarf montags bis freitags (außer Feiertage)
vom 1. April bis 30. September

2.1 Wahlgrabstätten, je Stelle 65,55 € 12,45 € 78,00 €
2.2 Reihengrabstätten 59,66 € 11,34 € 71,00 €
2.3 Kindergrabstätten
2.3.1 Kindergrabstätten für Kinder vor Vollendung des 2. Lebensjahres 44,54 € 8,46 € 53,00 €
2.3.2 Kindergrabstätten für Kinder ab Vollendung des 2. Lebensjahres

bis vor Vollendung des 12. Lebensjahres
54,62 € 10,38 € 65,00 €

2.4 Urnengrabstätten
2.4.1 Urnengrabstätten mit einer Größe bis zu 1 m² 41,18 € 7,82 € 49,00 €
2.4.2 Urnengrabstätten mit einer Größe über 1 m² 47,06 € 8,94 € 56,00 €
3. Für sonstige bestellte Leistungen (z. B. zusätzlichen Blumenschmuck, einmalige Unkrautbeseitigung

auf Grabstätten, einmalige Säuberung, Bepflanzung der Grabstätten, Eindecken und Ausschmücken
der Gräber), die weder im Gebührentarif noch in vorstehendem Tarif aufgeführt sind, richten sich
die Entgelte nach dem Angebot der Friedhofsverwaltung oder, wenn ein solches nicht vorliegt, nach
den der Friedhofsverwaltung entstandenen persönlichen und sachlichen Aufwendungen.

§ 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Januar 2019 in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Rechtsverordnung über die
Leistungsentgelte für evangelische Friedhöfe in Berlin
vom 16. Oktober 2015 (KABl. S. 195) außer Kraft.

Berlin, den 16. November 2018
Kirchenleitung

(L. S.) Dr. Markus Dröge
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II. Bekanntmachungen

U r k u n d e
über die Änderung des Namens der

Kirchengemeinde Berlin-Hellersdorf,
Evangelischer Kirchenkreis

Lichtenberg-Oberspree

Mit Zustimmung der Beteiligten hat das Konsistorium
aufgrund von Artikel 12 Absatz 3 der Grundordnung
der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schle-
sische Oberlausitz vom 21./24. November 2003
(KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL 3/2003 S. 7), zu-
letzt geändert durch Kirchengesetz vom 14. April
2018 (KABl. S. 74), beschlossen:

§ 1
Der Name der Kirchengemeinde Berlin-Hellersdorf,
Evangelischer Kirchenkreis Lichtenberg-Oberspree,
wird geändert in „Evangelische Kirchengemeinde
Berlin-Hellersdorf“.

§ 2
Diese Urkunde tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Berlin, den 27. November 2018
Az.: 1000-01:37/015

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

*

U r k u n d e
über die Vereinigung der

Evangelischen Kirchengemeinde
Beetz-Sommerfeld und der

Kirchengemeinden Kremmen und
Staffelde, sämtlich Evangelischer
Kirchenkreis Oberes Havelland

sowie
über die Aufhebung

der dauernden Verbindung
der Evangelischen Kirchengemeinde

Beetz-Sommerfeld und der
Kirchengemeinden Kremmen und
Staffelde, sämtlich Evangelischer
Kirchenkreis Oberes Havelland,

zu einem Pfarrsprengel

Mit Zustimmung der Beteiligten hat das Konsistorium
aufgrund von Artikel 12 Absatz 3 und Artikel 33 Ab-
satz 1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom
21./24. November 2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-
EKsOL 3/2003 S. 7), zuletzt geändert durch Kirchen-
gesetz vom 14. April 2018 (KABl. S 74), beschlossen:

§ 1
(1)  Die Evangelische Kirchengemeinde Beetz-Som-
merfeld, die Kirchengemeinde Kremmen und die Kir-
chengemeinde Staffelde, sämtlich Evangelischer Kir-
chenkreis Oberes Havelland, werden zu einer Kir-
chengemeinde vereinigt.
(2)  Die vereinigte Kirchengemeinde trägt den Namen
„Evangelische Kirchengemeinde Kremmen“. Sie ist
Rechtsnachfolgerin der in Absatz 1 genannten Kir-
chengemeinden.

§ 2
Die bisherige Verbindung der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Beetz-Sommerfeld, der Kirchengemeinde
Kremmen und der Kirchengemeinde Staffelde, sämt-
lich Evangelischer Kirchenkreis Oberes Havelland,
zum Pfarrsprengel Kremmen wird aufgehoben.

§ 3
Die Pfarrstellen der Kirchengemeinden des bisherigen
Pfarrsprengels Kremmen werden auf die Evangelische
Kirchengemeinde Kremmen übertragen.
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§ 4
Diese Urkunde tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Berlin, den 26. Juni 2018
Az.: 1002-01:0278

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

*

U r k u n d e
über die Vereinigung

der Evangelischen Dreieinigkeits-
kirchengemeinde Vehlefanz und der

Evangelischen Kirchengemeinde
Schwante, beide Evangelischer
Kirchenkreis Oberes Havelland

sowie
über die Aufhebung der dauernden

Verbindung der Evangelischen
Dreieinigkeitskirchengemeinde

Vehlefanz und der Evangelischen
Kirchengemeinde Schwante,

beide Evangelischer Kirchenkreis
Oberes Havelland, zu einem

Pfarrsprengel

Mit Zustimmung der Beteiligten hat das Konsistorium
aufgrund von Artikel 12 Absatz 3 der Grundordnung
der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schle-
sische Oberlausitz vom 21./24. November 2003
(KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL 3/2003 S. 7), zu-
letzt geändert durch Kirchengesetz vom 14. April
2018 (KABl. S. 74), beschlossen:

§ 1
(1)  Die Evangelische Dreieinigkeitskirchengemeinde
Vehlefanz und die Evangelische Kirchengemeinde
Schwante, beide Evangelischer Kirchenkreis Oberes
Havelland, werden zu einer Kirchengemeinde verei-
nigt.
(2)  Die vereinigte Kirchengemeinde trägt den Namen
„Evangelische Kirchengemeinde Schwante-Vehle-
fanz“. Sie ist Rechtsnachfolgerin der in Absatz 1 ge-
nannten Kirchengemeinden.

§ 2
Die bisherige Verbindung der Evangelischen Dreiei-
nigkeitskirchengemeinde Vehlefanz und der Evange-
lischen Kirchengemeinde Schwante, beide Evangeli-
scher Kirchenkreis Oberes Havelland, zum Pfarr-
sprengel Vehlefanz-Schwante wird aufgehoben.

§ 3
Die Pfarrstellen der Kirchengemeinden des bisherigen
Pfarrsprengels Vehlefanz-Schwante werden auf die
Evangelische Kirchengemeinde Schwante-Vehlefanz
übertragen.

§ 4
Diese Urkunde tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Berlin, den 13. November 2018
Az.: 1002-01:0519

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

*

U r k u n d e
über die Vereinigung

der Kirchengemeinden Löwenbruch,
Genshagen, Groß Schulzendorf und
Wietstock, sämtlich Evangelischer

Kirchenkreis Zossen-Fläming

Mit Zustimmung der Beteiligten hat das Konsistorium
aufgrund von Artikel 12 Absatz 3 der Grundordnung
der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schle-
sische Oberlausitz vom 21./24. November 2003
(KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL 3/2003 S. 7), zu-
letzt geändert durch Kirchengesetz vom 14. April
2018 (KABl. S. 74), beschlossen:

§ 1
(1)  Die Kirchengemeinde Löwenbruch, die Kirchen-
gemeinde Genshagen, die Kirchengemeinde Groß
Schulzendorf und die Kirchengemeinde Wietstock,
sämtlich Evangelischer Kirchenkreis Zossen-Flä-
ming, werden zu einer Kirchengemeinde vereinigt.
(2)  Die vereinigte Kirchengemeinde trägt den Namen
„Evangelische Kirchengemeinde St. Anna Löwen-
bruch“. Sie ist Rechtsnachfolgerin der in Absatz 1 ge-
nannten Kirchengemeinden.
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§ 2
Diese Urkunde tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Berlin, den 20. November 2018
Az.: 1002-01:0455

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

*

U r k u n d e
über die Aufhebung der dauernden
Verbindung der Kirchengemeinden

Löwenbruch, Genshagen, Groß
Schulzendorf und Wietstock, sämtlich
Evangelischer Kirchenkreis Zossen-

Fläming, zu einem Pfarrsprengel

Mit Zustimmung der Beteiligten hat das Konsistorium
aufgrund von Artikel 12 Absatz 3 und Artikel 33 Ab-
satz 1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom
21./24. November 2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-
EKsOL 3/2003 S. 7), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Kirchengesetzes vom 14. April 2018 (KABl.
S. 74), beschlossen:

§ 1
Die bisherige Verbindung der Kirchengemeinde Lö-
wenbruch, der Kirchengemeinde Genshagen, der Kir-
chengemeinde Groß Schulzendorf und der Kirchen-
gemeinde Wietstock, sämtlich Evangelischer Kir-
chenkreis Zossen-Fläming, zum Pfarrsprengel Lö-
wenbruch wird aufgehoben.

§ 2
Die Pfarrstelle der Kirchengemeinden des bisherigen
Pfarrsprengels Löwenbruch wird auf die Evangelische
Kirchengemeinde St. Anna Löwenbruch übertragen.

§ 3
Diese Urkunde tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Berlin, den 20. November 2018
Az.: 02-01:0455

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

U r k u n d e
über die dauernde Verbindung

der Evangelischen Kirchengemeinden
Zur Heimat und Schönow-

Buschgraben und der Evangelischen
Stephanus-Kirchengemeinde Berlin-
Zehlendorf, sämtlich Evangelischer
Kirchenkreis Teltow-Zehlendorf,

zu einem Pfarrsprengel

Mit Zustimmung der Beteiligten hat das Konsistorium
aufgrund von Artikel 12 Absatz 3 und Artikel 33 Ab-
satz 1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom
21./24. November 2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-
EKsOL 3/2003 S. 7), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Kirchengesetzes vom 14. April 2018 (KABl.
S. 74), beschlossen:

§ 1
Die Evangelische Kirchengemeinde Zur Heimat, die
Evangelische Kirchengemeinde Schönow-Buschgra-
ben und die Evangelische Stephanus-Kirchengemein-
de Berlin-Zehlendorf, sämtlich Evangelischer Kir-
chenkreis Teltow-Zehlendorf, werden dauernd zum
Pfarrsprengel Zehlendorf-Süd verbunden.

§ 2
Die Pfarrstelle der Evangelischen Kirchengemeinde
Zur Heimat, die Pfarrstellen der Evangelischen Kir-
chengemeinde Schönow-Buschgraben und die Pfarr-
stelle der Evangelischen Stephanus-Kirchengemeinde
Berlin-Zehlendorf werden auf die Kirchengemeinden
des Pfarrsprengels Zehlendorf-Süd übertragen.

§ 3
Diese Urkunde tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Berlin, den 23. November 2018
Az.: 1002-01:0522

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

*
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U r k u n d e
über die Veränderung

der pfarramtlichen Verbindung
im Pfarrsprengel Kyritz,

Evangelischer Kirchenkreis Prignitz,
sowie

über die Aufhebung der dauernden
Verbindung der Kirchengemeinden

Gantikow und Mechow, beide
Evangelischer Kirchenkreis Prignitz,

zu einem Pfarrsprengel

Mit Zustimmung der Beteiligten hat das Konsistorium
aufgrund von Artikel 12 Absatz 3 und Artikel 33 Ab-
satz 1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom
21./24. November 2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-
EKsOL 3/2003 S. 7), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Kirchengesetzes vom 14. April 2018 (KABl.
S. 74), beschlossen:

§ 1
(1)  Die Kirchengemeinde Gantikow wird aus dem
Pfarrsprengel Gantikow ausgegliedert und in den
Pfarrsprengel Kyritz eingegliedert.
(2)  Die Kirchengemeinde Mechow wird aus dem
Pfarrsprengel Gantikow ausgegliedert und in den
Pfarrsprengel Kyritz eingegliedert.
(3)  Der Pfarrsprengel Kyritz besteht aus den Kirchen-
gemeinden Kyritz, Drewen, Holzhausen, Tornow,
Wulkow, Gantikow und Mechow.

§ 2
(1)  Der Pfarrsprengel Gantikow wird aufgehoben.
(2)  Die Pfarrstelle der Kirchengemeinden des ehema-
ligen Pfarrsprengels Gantikow wird auf die Kirchen-
gemeinden des Pfarrsprengels Kyritz überragen

§ 3
Diese Urkunde tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Berlin, den 13. November 2018
Az.: 1002-01:0282

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

*

U r k u n d e
über die Veränderung des

Kirchenkreises Potsdam und des
Evangelischen Kirchenkreises

Mittelmark-Brandenburg

Die Landessynode hat aufgrund von Artikel 40 Ab-
satz 1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom
21./24. November 2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-
EKsOL 3/2003 S. 7), zuletzt geändert durch Kirchen-
gesetz vom 14. April 2018 (KABl. S. 74), beschlossen:

§ 1
Die Evangelische Heilig-Geist-Kirchengemeinde
Werder (Havel) wird aus dem Kirchenkreis Potsdam
ausgegliedert und in den Evangelischen Kirchenkreis
Mittelmark-Brandenburg eingegliedert.

§ 2
Diese Urkunde tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Berlin, den 26. Oktober 2018
Az.: 1002-01:0103

Sigrun Neuwerth
(L. S.) Präses

*

U r k u n d e
über die Errichtung einer

(5.) Kreispfarrstelle zur besonderen
Verfügung im Evangelischen

Kirchenkreis Tempelhof-Schöneberg

Aufgrund von Artikel 61 der Grundordnung der Evan-
gelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische
Oberlausitz vom 21./24. November 2003 (KABl.
EKiBB S. 159, ABl. EKsOL 2003/3), zuletzt geändert
durch Kirchengesetz vom 14. April 2018 (KABl.
S. 74), hat die Kreissynode des Evangelischen Kir-
chenkreises Tempelhof-Schöneberg am 10. Novem-
ber 2018 beschlossen:

§ 1
Im Evangelischen Kirchenkreis Tempelhof-Schöne-
berg wird eine (5.) Kreispfarrstelle zur besonderen
Verfügung errichtet.
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§ 2
Die Urkunde tritt vorbehaltlich der Genehmigung
durch das Konsistorium am 1. Januar 2019 in Kraft.

Berlin, den 20. November 2018

Kreissynode des Evangelischen
Kirchenkreises Tempelhof-Schöneberg

Der Präses
(L. S.) Manuel Starck

Kirchenaufsichtlich genehmigt.
Berlin, den 27. November 2018

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

*

U r k u n d e
über die Errichtung einer

(3.) Kreispfarrstelle zur besonderen
Verfügung im Evangelischen
Kirchenkreis Zossen-Fläming

Aufgrund von Artikel 61 der Grundordnung der Evan-
gelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische
Oberlausitz vom 21./24. November 2003 (KABl.
EKiBB S. 159, ABl. EKsOL 2003/3), zuletzt geändert
durch Kirchengesetz vom 29. Oktober 2016 (KABl.
S. 175), hat die Kreissynode des Evangelischen Kir-
chenkreises Zossen-Fläming am 17. November 2018
beschlossen:

§ 1
Im Evangelischen Kirchenkreis Zossen-Fläming wird
eine (3.) Kreispfarrstelle zur besonderen Verfügung
errichtet.

§ 2
Die Urkunde tritt vorbehaltlich der Genehmigung
durch das Konsistorium am 1. Januar 2019 in Kraft.

Zossen, den 17. November 2018

Kreissynode des Evangelischen
Kirchenkreises Zossen-Fläming

Der Präses
(L. S.) Bernhard Gutsche

Kirchenaufsichtlich genehmigt.
Berlin, den 4. Dezember 2018

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

*

U r k u n d e
über die Errichtung einer

Kreispfarrstelle für die
Superintendentin oder den

Superintendenten des Evangelischen
Kirchenkreises Wittstock-Ruppin

Aufgrund von Artikel 61 der Grundordnung der Evan-
gelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische
Oberlausitz vom 21./24. November 2003 (KABl.
EKiBB S. 159, ABl. EKsOL 2003/3) ), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Kirchengesetzes vom 28. Ok-
tober 2017 (KABl. S. 222, 223), hat die Kreissynode
des Evangelischen Kirchenkreises Wittstock-Ruppin
am 10. November 2018 beschlossen:

§ 1
Im Evangelischen Kirchenkreis Wittstock-Ruppin
wird eine Kreispfarrstelle für die Superintendentin
oder den Superintendenten errichtet.

§ 2
Die Urkunde tritt vorbehaltlich der Genehmigung
durch das Konsistorium am 1. Januar 2019 in Kraft.

Wittstock, den 10. November 2018

Kreissynode des Evangelischen
Kirchenkreises Wittstock-Ruppin

Der Präses
(L. S.) Christian Gilde

Kirchenaufsichtlich genehmigt.
Berlin, den 27. November 2018

Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

– Konsistorium –
(L. S.) Dr. Jörg Antoine

*
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Genehmigung von neuen
Kirchensiegeln

1. Konsistorium Berlin, den 14. November 2018
Az.: 1312-03:87/007-30.07

Die Evangelische Kirchengemeinde Criewen,
Evangelischer Kirchenkreis Uckermark, hat mit
Genehmigung des Konsistoriums das unten ab-
gebildete Kirchensiegel mit dem Beizeichen
„Stern“ eingeführt.

Die Umschrift lautet: „EVANG KIRCHENGE-
MEINDE CRIEWEN“.

2. Konsistorium Berlin, den 12. November 2018
Az.: 1312-03:06/054

Die Evangelische Kirchengemeinde am Wein-
berg, Evangelischer Kirchenkreis Berlin Stadt-
mitte, hat mit Genehmigung des Konsistoriums
das unten abgebildete Kirchensiegel mit dem
Beizeichen „X“ eingeführt.

Die Umschrift lautet: „EVANGELISCHE KIR-
CHENGEMEINDE AM WEINBERG“.

,

3. Konsistorium Berlin, den 6. November 2018
Az.: 1312-03:81/210-10.01

Die Evangelische Kirchengemeinde Kolrep,
Evangelischer Kirchenkreis Prignitz, hat mit Ge-
nehmigung des Konsistoriums das unten abge-
bildete Kirchensiegel eingeführt.

Die Umschrift lautet: „EVANGELISCHE KIR-
CHENGEMEINDE KOLREP“.

4. Konsistorium Berlin, den 6. November 2018
Az.: 1312-03:81/212-10.03

Die Evangelische Kirchengemeinde Dannenwal-
de, Evangelischer Kirchenkreis Prignitz, hat mit
Genehmigung des Konsistoriums das unten ab-
gebildete Kirchensiegel eingeführt.

Die Umschrift lautet: „EV. KIRCHENGEMEIN-
DE DANNENWALDE“.

5. Konsistorium Berlin, den 6. November 2018
Az.: 1312-03:81/234-34.01

Die Evangelische Kirchengemeinde Brüsenha-
gen, Evangelischer Kirchenkreis Prignitz, hat mit
Genehmigung des Konsistoriums das unten ab-
gebildete Kirchensiegel eingeführt.

Die Umschrift lautet: „EV. KIRCHENGEMEIN-
DE BRÜSENHAGEN“.

6. Konsistorium Berlin, den 6. November 2018
Az.: 1312-03:81/235-34.02

Die Evangelische Kirchengemeinde Vehlow,
Evangelischer Kirchenkreis Prignitz, hat mit Ge-
nehmigung des Konsistoriums das unten abge-
bildete Kirchensiegel eingeführt.

Die Umschrift lautet: „EVANGELISCHE KIR-
CHENGEMEINDE VEHLOW“.
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*

Außergeltungsetzung von
Kirchensiegeln

1. Konsistorium Berlin, den 6. November 2018
Az.: 1312-03:81/210-10.01

Das Kirchensiegel der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Kolrep, Evangelischer Kirchenkreis

Prignitz, mit der Umschrift „EVANG. PFARR-
AMT KOLREP“ wird außer Geltung gesetzt.

2. Konsistorium Berlin, den 6. November 2018
Az.: 1312-03:81/212-10.03

Das Kirchensiegel der Kirchengemeinde Dan-
nenwalde, Evangelischer Kirchenkreis Prignitz,
mit der Umschrift „DANNENWALDER KIR-
CHENSIEGEL“ wird außer Geltung gesetzt.

3. Konsistorium Berlin, den 6. November 2018
Az.: 1312-03:81/234-34.01

Das Kirchensiegel der Kirchengemeinde Brüsen-
hagen, Evangelischer Kirchenkreis Prignitz, mit
der Umschrift „EVANGELISCHE KIRCHEN-
GEMEINDE ZU BRÜSENHAGEN“ wird außer
Geltung gesetzt.

4. Konsistorium Berlin, den 6. November 2018
Az.: 1312-03:81/235-34.02

Das Kirchensiegel der Kirchengemeinde Veh-
low, Evangelischer Kirchenkreis Prignitz, mit der
Umschrift „EVANGELISCHE KIRCHENGE-
MEINDE ZU VEHLOW“ wird außer Geltung
gesetzt.

III. Stellenausschreibungen

Ausschreibung
von Pfarrstellen

1. Die (4.) Pfarrstelle der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Tiergarten, Evangelischer Kirchen-
kreis Berlin Stadtmitte, ist zum 1. Februar 2019
mit 100 % Dienstumfang durch Gemeindewahl
neu zu besetzen.
Die Gemeinde:
Die Evangelische Kirchengemeinde Tiergarten ist
eine seit 2016 fusionierte Gemeinde mit vier Kir-
chen und knapp 12.000 Mitgliedern. Die Gemein-
de ist eingebettet in ein von vielfältigen gesell-
schaftlichen Faktoren geprägtes hauptstädtisches
Umfeld. Auf dem Gemeindegebiet befinden sich
eine jüdische und eine muslimische Einrichtung,
mit denen gute Zusammenarbeit gepflegt wird.
Den daraus resultierenden geistlichen, gesell-
schaftlichen und organisatorischen Aufgaben wid-
met sich ein großes Team aus ehren- und haupt-
amtlichen Mitarbeiterinnen und MItarbeitern. Das
Pfarrteam besteht aus zwei weiteren Pfarrpersonen
in Vollzeit. Die Arbeitsteilung erfolgt aufgaben-
bezogen. Darüber hinaus arbeiten in der Gemeinde
15 Hauptamtliche. In der gemeindeeigenen Kita
und einem Familienzentrum sind weitere 17 be-
ruflich Mitarbeitende beschäftigt. Die Personal-

und Haushaltsführung wird von einer hauptamtli-
chen Geschäftsführerin verantwortet.
Weiterführende Einzelheiten und Eindrücke aus
dem Leben der Gemeinde sind dem Internetportal
www.ev-gemeinde-tiergarten.de zu entnehmen.
Dort kann auch das Gemeindemagazin „Evange-
lisch in Tiergarten“ heruntergeladen werden.
Die Aufgaben:
Die Arbeitsschwerpunkte der Pfarrstelle liegen in
der Arbeit mit Kindern und Familien sowie der
Arbeit im Bereich Diakonie, Gemeinwesen und
Seelsorge.
Die Gemeinde wünscht sich eine Pfarrerin oder ei-
nen Pfarrer, die oder der
- Aufgeschlossenheit dafür mitbringt, das kirch-

liche Leben in einer gesellschaftlich breit di-
versifizierten urbanen Umgebung innovativ
und kreativ mit zu gestalten. Dies schließt die
Arbeit mit Kindern und Familien ebenso ein
wie die teamorientierte fachliche Begleitung
ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter,

- Freude hat an der Verkündigung des Evangeli-
ums und diese auf wahrhaftige und lebensnahe
Weise mit eigenen Ideen und Akzenten ver-
wirklicht,
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- offen und engagiert ist für Ökumene und inter-
religiösen Dialog,

- sich mit kommunikativem Geschick als aktiv
und initiativ gestaltendes Mitglied eines Teams
von Haupt- und Ehrenamtlichen versteht,

- im städtischen Umfeld offen auf Menschen un-
terschiedlichen Alters, sozialen Status‘ und
kulturellen Hintergrunds zugeht,

- Ideen für die Gestaltung der Zukunft der Ge-
meinde einbringt.

Eine attraktive geräumige Pfarrdienstwohnung im
Gemeindegebiet ist vorhanden.
Weitere Auskünfte erteilen der Vorsitzende des
Gemeindekirchenrats Fabian Eidtner, Telefon:
0151/40166648, Pfarrer Sascha Gebauer, Telefon:
030/64435039, und Superintendent Dr. Bertold
Höcker, Telefon: 030/258185-100.
Weitere Informationen zu Kontaktpersonen finden
sich auf den Webseiten www.ev-gemeinde-tier-
garten.de und www.kkbs.de.
Bewerbungen werden bis zum 14. Januar 2019 er-
beten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

2. Die (1.) Pfarrstelle der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Mühlenfließ, Evangelischer Kirchen-
kreis Lichtenberg-Oberspree, ist ab dem 1. Fe-
bruar 2019 mit 100 % Dienstumfang durch das
Konsistorium wieder zu besetzen.
Die Gemeinde liegt am östlichen Rand von Berlin
in den Doppeldörfern Fredersdorf-Vogelsdorf und
Petershagen/Eggersdorf mit 30.000 Einwohnern.
Zur Gemeinde mit ihren 2.500 Gemeindegliedern
gehören vier Predigtstätten, eine Kita in diakoni-
scher Trägerschaft, drei Seniorenheime mit mo-
natlichem Gottesdienst und drei kirchliche Fried-
höfe. Das vielgestaltige Gemeindeleben findet in
vier Gemeindehäusern statt.
Die Gemeinde zeichnet sich durch eine reiche kir-
chenmusikalische Arbeit aus. Mehrere Chöre ge-
stalten Gottesdienste, Konzerte, Musicals. Ein
weiterer Schwerpunkt ist die Konfirmanden- und
Jugendarbeit. Siehe auch www.Muehlenfliess.net.
In der Gemeinde sind zurzeit eine Pfarrerin und ein
Pfarrer, eine hauptamtliche Kantorin, eine Religi-
onspädagogin sowie weitere Mitarbeiter in der
Verwaltung und auf den Friedhöfen in unterschied-
lichem Dienstumfang tätig. Die Pfarrerin wechselt
zum 1. Februar 2019 in eine neue Tätigkeit.
Die Gemeinde sucht eine Pfarrerin oder einen Pfar-
rer, die oder der teamfähig ist und flexibel mit den
verschiedenen Anforderungen umzugehen weiß:
zeitgemäße Verkündigung, seelsorgerische Auf-
gaben, Gewinnung neuer Gemeindeglieder, kultu-
relle Angebote.
Es wird erwartet, dass die guten Kontakte zur öf-
fentlichen und kommunalpolitischen Ebene wei-
tergeführt und die reichhaltige ökumenische Arbeit
fortgesetzt werden.

Ein geräumiges saniertes Pfarrhaus steht im Ge-
meindebezirk Eggersdorf zur Verfügung.
Weitere Auskünfte erteilen die Mitarbeitenden der
Gemeinde (Telefonnummern siehe Homepage) so-
wie Superintendent Hans-Georg Furian, Telefon:
030/577953020.
Bewerbungen werden bis zum 28. Januar 2019 er-
beten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

3. Die (2.) Pfarrstelle in der Kirchengemeinde
Dahlem, Evangelischer Kirchenkreis Teltow-
Zehlendorf, ist zum 1. März 2019 mit 100 %
Dienstumfang durch das Konsistorium wieder zu
besetzen.
In der Gemeinde Dahlem, gelegen im familien-
freundlichen Berliner Südwesten, sind fast 6.000
Seelen verbunden. Zusammen mit der (1.) Pfarr-
stelle (ebenfalls 100 % DU) und gut abgestimmt
mit einer Reihe weiterer ehrenamtlicher Mitarbei-
tenden im Verkündigungsdienst (Emeriti und Prä-
dikantin) werden Gottesdienste in zwei Kirchen
gefeiert. Bei der Jesus-Christus-Kirche mit ihrer
herausragenden Akustik stehen umfangreiche Sa-
nierungsarbeiten an.
Zum Kreis der beruflich Mitarbeitenden gehören
ein Kirchenmusiker (100 % RAZ), eine Küsterin
(100 % RAZ), ein Mitarbeiter für Migration und
Diversität (75 % RAZ), ein bei einem Verein an-
gestellter Leiter Erinnerungsarbeit im Martin-Nie-
möller-Haus (100 % RAZ), zwei Jugendmitarbei-
ter (zusammen 100 % RAZ), Haus- und Kirch-
wartdienste (150 % RAZ) sowie die Teams der drei
Kindertagesstätten.
Neben einem ausgeprägten Interesse an theologi-
schen und gesellschaftlichen Themen ist die Ge-
meindearbeit durch drei inhaltliche Schwerpunkte
gekennzeichnet:
- Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und ihren Fa-

milien: Sie findet statt in drei Kindertagesstät-
ten (135 Plätze), regelmäßigen Familiengottes-
diensten und einer theologischen Begleitung
der ehrenamtlich durchgeführten Kindergottes-
dienste und weiteren Veranstaltungen, dazu in
einer ausgeprägten Konfirmandenarbeit (80 Ju-
gendliche) und einer überregionalen Koopera-
tion in der Jugendarbeit,

- Kirchenmusik mit zwei Chören und Kinder-
chören, musikbetonten Gottesdiensten und ei-
nem reichen Konzertprogramm,

- Erinnerung an den Widerstand der Bekennen-
den Kirche und Engagement für gesellschafts-
politisch relevante Themen im Martin-Niemöl-
ler-Haus. Diese Arbeit wird von einem Verein
getragen, in dem die Gemeinde mit dem Kir-
chenkreis und weiteren Akteuren Bildungsan-
gebote entwickelt.

Das hohe Engagement zahlreicher engagierter,
kompetenter und selbstbewusster Ehrenamtlicher
ermöglicht eine vielfältige und breit aufgestellte
Gemeindearbeit mit einer Fülle von Kontakten zu
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Partnern im kirchlichen und außerkirchlichen Be-
reich.
Die Kirchengemeinde freut sich auf eine Pfarrper-
son, die
- theologisch und gesellschaftlich reflektiert ist

und Freude hat an einer öffentlichen Verkün-
digung des Evangeliums auf der Höhe der Zeit,

- innovativ und in der Lage ist, im Teamspiel
neue Akzente zu setzen,

- den christlichen Auftrag sozialräumlich und
gemeindeübergreifend denkt und mit kommu-
nikativem Geschick vertreten kann,

- Leitungsverantwortung und Geschäftsfüh-
rungsaufgaben strukturiert wahrnimmt und mit
einem Leitungsteam zusammenarbeitet.

Eine Dienstwohnung ist vorhanden, ein freies Wo-
chenende im Monat wird in Aussicht gestellt.
Weitere Auskünfte erteilen die Vorsitzende des
Gemeindekirchenrats Dr. Anne Dietrich, Telefon:
030/8417050 (Gemeindebüro), und Superinten-
dent Johannes Krug, Telefon: 030/200094011.
Bewerbungen werden bis zum 28. Januar 2019 er-
beten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

4. Die (1.) Pfarrstelle der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Berlin-Mariendorf, Evangelischer
Kirchenkreis Tempelhof-Schöneberg, ist zum
1. April 2019 mit 100 % Dienstumfang durch das
Konsistorium zu besetzen.
Die Kirchengemeinde Berlin-Mariendorf ist eine
von drei Mariendorfer Gemeinden im Kirchenkreis
Tempelhof-Schöneberg. Sie hat über 7.000 Ge-
meindeglieder und verfügt über drei Pfarrstellen.
Das Gemeindegebiet ist großstädtisch geprägt. Die
Gemeinde verfügt über die zweitälteste Berliner
Dorfkirche und die historisch bedeutsame Martin-
Luther-Gedächtniskirche (Denkmal von nationaler
Bedeutung und Nagelkreuzzentrum). Die Dorfkir-
che als überwiegende Gottesdienststätte und das
Gemeindezentrum liegen zentral am U-Bahnhof
Alt-Mariendorf. Außerdem verfügt die Gemeinde
über weitere auch gemeindlich genutzte Liegen-
schaften.
Eine bedeutsame Rolle nimmt die Kindertagesstät-
te ein. Im Gemeindegebiet befinden sich sieben
Senioren- und Pflegeeinrichtungen.
In der Gemeinde sind zahlreiche hauptamtliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tätig: zwei Küs-
terinnen, zwei Haus- und Kirchwarte, ein Kirchen-
musiker, eine Mitarbeiterin für Kinder, Jugend,
Konfirmanden sowie eine Mitarbeiterin in der Se-
niorenarbeit. Getragen wird die Arbeit ferner von
einer Reihe überaus engagierter Ehrenamtlicher.
Die enge Zusammenarbeit und Kommunikation
der Gremien sowie zwischen bezahlten wie unbe-
zahlten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist Basis
der gemeinsamen Arbeit.
Die Gemeinde wünscht sich eine Pfarrerin oder ei-
nen Pfarrer, die, der bzw. dem

- lebendige und frohe Gottesdienste und An-
dachten in unterschiedlichen Formen eine Her-
zenssache sind,

- Seelsorge als wesentliche Hilfe für den Nächs-
ten versteht,

- Kasualien liebevoll gestaltet,
- ökumenisch, interreligiös und interkulturell

orientiert ist,
- über Gemeindegrenzen hinaus denkt und an

Vernetzung in der Region interessiert ist,
- Teamfähigkeit und Entscheidungskompetenz

selbstverständlich sind,
- fröhliche Kreativität für unabdingbares Hand-

werkszeug hält.
Schwerpunkt des Betätigungsfeldes ist „aufsu-
chende“ Kirche in Besuchsdienst, Begleitung
zweier Altenpflegeeinrichtungen, Kirchenmusik
und der Erinnerungsarbeit der Martin-Luther-Ge-
dächtniskirche.
Der Bereich der Arbeit mit Seniorinnen und Seni-
oren, Kontakt zur kreiskirchlichen Tansaniapart-
nerschaft sowie die Betreuung der Kreise der „Of-
fenen Kirchen“ und des Kirch- und Lektorinnen-
und Lektorendienstes liegen künftig in der Verant-
wortung der Stelleninhaberin oder des Stellenin-
habers, ebenso wie Gesprächs- und Bibelkreise.
Die Lust, an Profil und Selbstverständnis der Ge-
meinde wie auch des Kirchenkreises mitzuwirken,
wird vorausgesetzt.
Die Gemeinde bietet:
- einen kooperativen Gemeindekirchenrat,
- ein aktives Gemeindeleben mit Angeboten für

alle Altersgruppen und Interessen,
- eine hervorragende infrastrukturelle Anbin-

dung an ÖPNV, Kindergarten, alle Schulfor-
men, Krankenhäuser etc.,

- einen reizvollen Kiez.
Eine Pfarrdienstwohnung in einem Einfamilien-
haus wird nach Sanierung voraussichtlich Ende des
Jahres 2019 zur Verfügung gestellt. Für die Über-
gangszeit ist die Gemeinde, abhängig vom Bedarf,
bei der Suche nach geeignetem Wohnraum im Ge-
meindegebiet behilflich.
Weitere Auskünfte erteilt der Vorsitzende des Ge-
meindekirchenrats Pfarrer Detlef Lippold, Tele-
fon: 030/7065005, und Superintendent Michael
Raddatz, Telefon: 030/755151610.
Bewerbungen werden bis zum 28. Januar 2019 er-
beten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

5. Die Kreispfarrstelle für die Leitung des Zent-
rums für Dialog und Wandel im Evangelischen
Kirchenkreis Cottbus ist ab 1. April 2019 mit
100 % Dienstumfang zu besetzen.
Gesucht wird eine Pfarrerin oder ein Pfarrer bzw.
eine ordinierte Gemeindepädagogin oder ein ordi-
nierter Gemeindepädagoge, die oder der Freude

260 Kirchliches Amtsblatt Nr. 12/2018



daran hat, die Fortführung eines zusammenführ-
enden Dialograumes als kirchlichen Beitrag zum
Strukturwandel in der Lausitz maßgeblich mitzu-
gestalten.
Die Übertragung der Pfarrstelle erfolgt zunächst
für die Dauer von viereinhalb Jahren. Das „Zen-
trum für Dialog und Wandel“ begleitet den Struk-
turwandel in der Lausitz durch theologische Re-
flexion, spirituelle Angebote und zielgruppenori-
entierte Dialogformate. Das „Zentrum für Dialog
und Wandel“ wird gemeinsam getragen von der
Landeskirche und den Lausitz-Kirchenkreisen in
der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz.
Zu den Aufgaben der Pfarrstelle gehören:
- theologische Reflexion der unterschiedlichen

Aspekte des Strukturwandels und spirituelle
Angebote,

- Pflege von Kontakten zu relevanten gesell-
schaftlichen, politischen und wirtschaftlichen
Institutionen und Akteuren des Wandels in der
Lausitz – auf kommunaler, Landes- und Bun-
desebene – sowie Gewinnung von Kooperati-
onspartnern, auch international,

- Beratung und Begleitung von Betroffenen,
- Geschäftsführung, Vertretung des Zentrums

nach außen und Gewinnung weiterer Mitarbei-
tenden.

Erwartet wird:
- Gemeindeerfahrung und die Fähigkeit zu eige-

ner theologischer Reflexion im interdisziplinä-
ren Horizont,

- Bereitschaft, sich auf die spezifische Situation
in der Lausitz einzulassen,

- Erfahrungen und Kompetenzen auf dem Gebiet
der Steuerung von Umstrukturierungsprozes-
sen,

- Bereitschaft zur kollegialen Zusammenarbeit
mit den Mitarbeitenden der Lausitz-Kirchen-
kreise,

- Führerschein Klasse B.
Dienstsitz ist Cottbus OT Kahren. Die Bereitschaft
zur Reisetätigkeit wird vorausgesetzt.
Eine kleine Dienstwohnung ist vorhanden. Bei an-
derem Wohnbedarf wird Unterstützung geleistet.
Weitere Auskünfte erteilen Generalsuperintenden-
tin Theresa Rinecker, Telefon: 03581/744-157, E-
Mail: t.rinecker@ekbo.de, und Pfarrer Burkhard
Behr, Telefon: 0355/48394701, E-Mail: b.behr@
zdw.ekbo.de.
Bewerbungen werden bis zum 28. Januar 2018 er-
beten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

6. Die (2.) Pfarrstelle der Kirchengemeinden des
Pfarrsprengels Bernau, Evangelischer Kir-
chenkreis Barnim, ist zum 1. Mai 2019 mit
100 % Dienstumfang durch Gemeindewahl wieder
zu besetzen.

Zum Pfarrsprengel Bernau gehören die Evangeli-
sche Kirchengemeinde von St. Marien zu Bernau
mit ca. 2.200 und die eigenständigen Dorfgemein-
den Börnicke, Ladeburg und Willmersdorf mit ins-
gesamt ca. 500 Gemeindegliedern.
In der Trägerschaft der Kirchengemeinde Bernau
befinden sich eine Kita und ein Friedhofsverbund.
Eine enge Zusammenarbeit gibt es mit der Evan-
gelischen Grundschule Bernau in Trägerschaft der
Hoffbauer-Stiftung.
Das lebendige Gemeindeleben wird zum einen
durch eine breit gefächerte kirchenmusikalische
Arbeit, zum anderen durch die Arbeit mit Kindern,
Jugendlichen und Familien geprägt. Viele Ehren-
amtliche engagieren sich im Lektorendienst, im
Besuchsdienst, im Kindergottesdienst und im Be-
reich der Kirchenführungen. Da die Stadt Bernau
starken Zuzug zu verzeichnen hat, wächst auch die
Kirchengemeinde und steht zugleich vor der He-
rausforderung, neue Gemeindemitglieder für die
Gemeinde zu begeistern und zu binden.
Zentrum der Kirchengemeinde ist die gotische St.
Marienkirche mit einer reichen vor- und nachre-
formatorischen Ausstattung. Sonntägliche Gottes-
dienste, Konzerte, Führungen und Andachten fin-
den hier statt. Derzeit wird umfassend am Pfarr-
haus gebaut, auch wird ein neues Gemeindezent-
rum am Kirchplatz in Bernau errichtet. Die damit
verbundenen besonderen Aufgaben werden von ei-
nem aktiven Gemeindekirchenrat mitgetragen.
Nach Abschluss der derzeitigen Baumaßnahmen
steht eine grundsanierte, ausgebaute und geräumi-
ge Pfarrwohnung im Pfarrhaus zur Verfügung.
Monatlich werden in den Dorfkirchen Börnicke,
Ladeburg und Willmersdorf Gottesdienste gefei-
ert, alle anderen Aufgabenbereiche werden in Ber-
nau abgedeckt.
Zum Team im Pfarrsprengel Bernau gehören eine
Pfarrerin, eine Kantorin, eine Gemeindepädago-
gin, ein Kreisjugendwart und zwei Gemeindese-
kretärinnen.
Die Kirchengemeinden und das Team freuen sich
auf das Einbringen von Begabungen und Stärken,
erfrischende Impulse, auf seelsorgerliche Kompe-
tenz und eine vertrauensvolle Zusammenarbeit.
Sie wünschen sich eine Pfarrerin oder einen Pfar-
rer, die oder der gemeinsam mit dem Team Beste-
hendes wie

- die Gestaltung einladender und auch immer
wieder besonderer Gottesdienste zu verschie-
densten Anlässen und für verschiedene Ziel-
gruppen,

- die Arbeit mit Kindern und Konfirmandinnen
und Konfirmanden und die Begleitung der ju-
gendlichen Teamerinnen und Teamer,

- die Seniorenarbeit,
- Gesprächsgruppen und Gemeindekreise,
- die Zusammenarbeit mit der Kita und der Evan-

gelischen Grundschule,
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- die Begleitung und Förderung der Ehrenamtli-
chen,

- die Zusammenarbeit mit dem Förderverein St.
Marien Bernau,

- kompetente Leitung und Verwaltung
fortführt und Neues mitentwickelt.
Die ehemalige Kreisstadt Bernau mit ca. 40.000
Einwohner befindet sich nordöstlich von Berlin im
S-Bahnbereich, hat eine sehr gut entwickelte In-
frastruktur mit zahlreichen Kindertagesstätten,
Grund- und weiterführenden Schulen, Musikschu-
len, Sportvereinen und kulturellen Angeboten.
Zwischen der Stadt und der Kirchengemeinde gibt
es in vielen Bereichen eine stetig gewachsene, gute
Zusammenarbeit.
Weitere Auskünfte erteilen Pfarrerin Konstanze
Werstat in Bernau, Kirchplatz 6, Telefon: 03338/
761570, E-Mail: werstat@bernaustmarien.de, und
der Vorsitzende des kreiskirchlichen Leitungskol-
legiums Pfarrer Christoph Brust, Telefon: 03334/
3878021, E-Mail: c.brust@kirche-barnim.de.
Bewerbungen werden bis zum 14. Januar 2019 er-
beten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

7. Die (2.) Pfarrstelle der Kirchengemeinden des
Pfarrsprengels St. Marien Domgemeinde Fürs-
tenwalde (Spree) und Umland, Evangelischer
Kirchenkreis Oderland-Spree, ist ab 1. Oktober
2019 mit 100 % Dienstumfang durch das Konsis-
torium wieder zu besetzen.
Der St. Marien Dom aus dem 15. Jahrhundert, nach
Kriegszerstörung mit modernen Elementen als Ge-
meindezentrum wiederaufgebaut 1995, ist histori-
scher Mittelpunkt der mittelgroßen Stadt mit
34.000 Einwohnerinnen und Einwohnern. Zum
Pfarrsprengel gehören neben der St. Marien Dom-
gemeinde mit ca. 2.500 Gemeindegliedern auch
mehrere Orte im Umland von Fürstenwalde mit
weiteren ca. 1.000 Gemeindegliedern. Eine enge
regionale Zusammenarbeit besteht mit der benach-
barten Evangelischen Martin-Luther-Kirchenge-
meinde Fürstenwalde-Süd.
Weitere kirchliche Einrichtungen (Samariteran-
stalten, Katholisches Schulzentrum Bernhardi-
num) und ökumenische Partner bringen sich in das
kirchliche Leben ein. Gesellschaftliche Entwick-
lungen betreffen die Kirche hier unmittelbar. Das
bietet Raum, Neues auszuprobieren und Ideen zu
entwickeln, wie Kirche für die Menschen da sein
kann – als Partnerin und Motor für positive Ent-
wicklungen für das Leben in der Region.
Im Pfarrsprengel arbeiten insgesamt drei Pfarre-
rinnen bzw. Pfarrer, ein Kirchenmusiker, zwei Ge-
meindepädagoginnen, eine Gemeindesekretärin,
zwei technische Mitarbeitende in Teilzeit sowie
zahlreiche aktive Ehrenamtliche mit.
In der benachbarten Kirchengemeinde gibt es eine
weitere Pfarrstelle sowie eine Kindertagesstätte.

Durch den Pfarrerwechsel von zwei langjährig be-
setzten Pfarrstellen wird sich das Team der Haupt-
amtlichen neu zusammensetzen. Die Kirchenge-
meinden nehmen diesen Umstand, ausgehend von
der bewährten Arbeit in den Gemeinden, als He-
rausforderung für neue Aufbrüche und Schwer-
punktsetzungen wahr. Gespräche über intensivere
regionale Zusammenarbeit haben begonnen.
Der Dienst der ausgeschriebenen (2.) Pfarrstelle ist
in diesem Rahmen besonders bestimmt zur Beglei-
tung der St. Marien Domgemeinde und von ein-
zelnen weiteren kleineren Kirchengemeinden des
Pfarrsprengels
Die Gemeindekirchenräte suchen eine Pfarrerin
oder eine Gemeindepädagogin bzw. einen Pfarrer
oder einen Gemeindepädagogen
- mit der Lust und der Neugier, sich am aktuellen

Prozess der regionalen Umgestaltung und Neu-
orientierung zu beteiligen,

- mit Freude an der Gestaltung von Gottesdiens-
ten, am theologischen Diskurs und an Teamar-
beit,

- ausgestattet mit der Fähigkeit, auf Menschen
zuzugehen und in Teams von Haupt- und Eh-
renamtlichen mitzuarbeiten,

- mit der Bereitschaft, sich kommunikativ und
seelsorgerlich auf eine Vielfalt von Einzelnen
und Gemeindegruppen mit unterschiedlichen
Bedürfnissen und Fähigkeiten einzustellen.

Dienstsitz ist Fürstenwalde, eine Pfarrwohnung ist
vorhanden.
Fürstenwalde liegt am süd-östlichen Rand von
Berlin auf halber Strecke zwischen Berlin und
Frankfurt (Oder) und ist verkehrstechnisch sehr gut
angebunden. In der landschaftlich reizvollen Um-
gebung bieten sich unterschiedlichste Freizeit-
möglichkeiten. Die Stadt bietet ein umfangreiches
und differenziertes Kita- und Schulangebot sowie
eine gut ausgebildete Infrastruktur.
Die Homepage bietet einen Einblick in das Ge-
meindeleben: http://www.kirche-fuerstenwalde.de
Weitere Auskünfte erteilen Superintendent Frank
Schürer-Behrmann, Steingasse 1a, 15230 Frank-
furt (Oder), Telefon: 0335/5563131, und die Vor-
sitzende des Gemeindekirchenrats Susanne Rabe,
Telefon: 03361/567331.
Bewerbungen werden bis zum 28 Januar 2019 er-
beten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

*
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Erneute Ausschreibung
von Pfarrstellen

1. Die (3.) Pfarrstelle des Pfarrsprengels Beeskow,
Evangelischer Kirchenkreis Oderland-Spree,
ist ab sofort mit 50 % Dienstumfang durch Ge-
meindewahl wieder zu besetzen.
Der Pfarrsprengel Beeskow besteht aus der Evan-
gelischen Gesamtkirchengemeinde Beeskow und
der Evangelischen Kirchengemeinde Friedland-
Niewisch. Der Dienst der (3.) Pfarrstelle ist beson-
ders bestimmt zur Begleitung der Kirchengemein-
de Friedland-Niewisch mit ca. 600 Gemeindeglie-
dern.
Das Städtchen Friedland ist Verwaltungszentrum
einer Kommune mit 16 Orten und liegt am Tor zur
Niederlausitz in einer Region, die durch den
Schwielochsee und die Nähe zum Schlaubetal
ländlich und teils touristisch geprägt ist.
In der Kirchengemeinde ist ein engagierter Ge-
meindekirchenrat tätig. Gemeinsam mit der Pfar-
rerin oder dem Pfarrer werden neben der Gestal-
tung des gemeindlichen und gottesdienstlichen Le-
bens in den beiden Kirchen in Friedland und Nie-
wisch ein eigenes Rüstzeitheim in Niewisch (ca.
25 Plätze) betrieben. Die Arbeit mit Kindern ge-
schieht gemeinsam mit einer in der Region tätigen
Gemeindepädagogin. Ein Kirchenchor präsentiert
sich in besonderen Gottesdiensten und Konzerten.
Kirchenmusikalische Begleitung von Gottesdiens-
ten wird zu besonderen Anlässen auf Honorarbasis
organisiert. Weiteres kirchliches Leben wird ge-
meinsam mit den anderen Pfarrerinnen und Pfar-
rern, haupt- und nebenamtlichen Mitarbeitenden
und Gemeindegliedern im Pfarrsprengel und in der
Region gestaltet.
Die Gemeinde wünscht sich eine Pfarrerin oder ei-
nen Pfarrer, die oder der
- die ehrenamtlich Mitarbeitenden begleitet und

in ihrer Eigenverantwortung fördert,
- Menschen für die Mitarbeit in den Gemeinden

gewinnt, ihre Gaben entdeckt und entfaltet,
- in Seelsorge, Besuchsdiensten und Arbeit mit

Gruppen auf Menschen jeden Alters zugeht,
- Freude an der Zusammenarbeit in der Region

hat und zu verlässlichen Absprachen bereit ist,
- in ihrer oder seiner Arbeit der Kraft des Evan-

geliums und der Gemeinschaft der Mitarbei-
tenden traut.

Im Städtchen Friedland befinden sich das Amt, Ki-
ta und Grundschule und mehrere Ärzte. Der An-
schluss an den ÖPNV ist gut. Eine geräumige
Pfarrwohnung steht zur Verfügung.
Bei Bewerbung eines Ehepaars kann die Pfarrstelle
der benachbarten Kirchengemeinde Lieberose und
Land (100 %) gemeinsam mit der Pfarrstelle der
Kirchengemeinde besetzt werden, so dass dem
Ehepaar insgesamt 150 % Dienstumfang übertra-
gen werden können.

Gemeindekirchenrat und Kirchenkreis unterstüt-
zen gern und großzügig bei allen praktischen Fra-
gen des Umzugs und des Ankommens.
Weitere Auskünfte erteilen Superintendent Frank
Schürer-Behrmann, Steingasse 1a, 15230 Frank-
furt (Oder), Telefon: 0335/5563131, und der Vor-
sitzende des Gemeindekirchenrats Steffen Bahro,
Telefon: 033676/236 oder 245.
Bewerbungen werden bis zum 28. Januar 2019 er-
beten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

2. Die (1.) Pfarrstelle der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Lieberose und Land, Evangelischer
Kirchenkreis Oderland-Spree, ist ab sofort mit
100 % Dienstumfang durch Gemeindewahl wieder
zu besetzen.
Zur Kirchengemeinde in der Region Beeskow ge-
hören etwa 700 Gemeindeglieder, die in mehreren
Dörfern und dem Städtchen Lieberose leben. Die
sieben schönen Kirchen der Kirchengemeinde in
den Dörfern sowie die Wendische Kirche in Lie-
berose sind weitgehend saniert. Das Gemeindele-
ben gestaltet sich im Miteinander von Angeboten
in den einzelnen Orten und gemeinsamen Veran-
staltungen zu verschiedenen Höhepunkten. Aktive
Gemeindekirchenratsmitglieder und Ehrenamtli-
che übernehmen Verantwortung in verschiedenen
Bereichen.
Die Arbeit mit Kindern, Konfirmanden und Ju-
gendlichen wird gemeinsam in der Region mit wei-
teren Mitarbeitenden im Pfarrdienst und der Ge-
meindepädagogik geplant und durchgeführt. Akti-
ve Gemeindekirchenratsmitglieder und Ehrenamt-
liche übernehmen gern Verantwortung in verschie-
denen Bereichen.
Weitere Institutionen im Gemeinwesen (u. a. Feu-
erwehren, Straßenkinderarbeit mit Karuna e. V.,
Naturschutzorganisationen wie INA) freuen sich
über die Bereitschaft zur Zusammenarbeit.
Ein besonderer Schwerpunkt in der Gemeindear-
beit liegt in der Dokumentationsstätte KZ-Außen-
lager Lieberose 1943-45 / Sowjetisches Spezialla-
ger Nr. 6 1945-47 in Trägerschaft der Kirchenge-
meinde, die an Tausende von jüdischen Opfern der
Schoah sowie an weitere Tausende Opfer der sta-
linistischen Internierungslager der unmittelbaren
Nachkriegszeit erinnert.
Eine Herausforderung für die Gemeinde ist ge-
meinsam mit Kooperationspartnern die weitere
Entwicklung der gesicherten Ruine der Stadtkirche
Lieberose mit Potenzial für eine künstlerisch-kul-
turelle Nutzung.

Die Kirchengemeinde wünscht sich eine Pfarrerin
oder einen Pfarrer, die oder der

- gemeinsam mit den engagierten Ehrenamtli-
chen auf der Grundlage des Vorhandenen neue
und attraktive Formen des christlichen Zusam-
menlebens entwickelt,
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- offen auf Menschen und Institutionen außer-
halb der Kirchengemeinde zugeht,

- Interesse an der Weiterentwicklung der regio-
nalen Zusammenarbeit und am Engagement in
der Region hat,

- sich aktiv in die Arbeit um die gemeindliche
Dokumentationsstelle Jamlitz einbringt.

Eine Verwaltungsmitarbeiterin unterstützt stun-
denweise die Pfarrstelleninhaberin bzw. den Pfarr-
stelleninhaber. Die Gottesdienste werden von ei-
nem Gemeindechor, einem Bläserchor und ehren-
amtlichen Kirchenmusikerinnen und Kirchenmu-
sikern begleitet.
Das Gemeindegebiet ist landschaftlich reizvoll
(Schlaubetal, Lieberoser Heide, Spreewald). Eine
Grundschule ist am Ort. Ein geräumiges Pfarr- und
Gemeindehaus mit historischem Charme und gro-
ßem Garten steht im historischen Stadtkern von
Lieberose zur Verfügung und kann den Erforder-
nissen angepasst werden.
Gemeindekirchenrat und Kirchenkreis unterstüt-
zen gern und großzügig bei allen praktischen Fra-
gen des Umzuges und des Ankommens.
Bei Bewerbung eines Ehepaars kann die Pfarrstelle
der benachbarten Kirchengemeinde Friedland
(50 %) gemeinsam mit der Pfarrstelle der Kirchen-
gemeinde besetzt werden, so dass dem Ehepaar
insgesamt 150 % Dienstumfang übertragen wer-
den.
Weitere Auskünfte erteilen der stellvertretende
Vorsitzende des Gemeindekirchenrats Manfred
Peschel, Telefon: 033671/30550, das Evangeli-
sche Pfarramt Lieberose und Land, Telefon:
033671/2140, und Superintendent Frank Schürer-
Behrmann, Telefon: 0335/5563131.
Bewerbungen werden bis zum 28. Januar 2019 er-
beten an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgen-
kirchstraße 69, 10249 Berlin.

3. Die (3.) Pfarrstelle der Kirchengemeinde
des Pfarrsprengels Hoyerswerda-Elsterheide,
Evangelischer Kirchenkreis Schlesische Ober-
lausitz, ist ab sofort mit 100 % Dienstumfang
durch Gemeindewahl wieder zu besetzen.
Der Pfarrsprengel Hoyerswerda-Elsterheide mit
insgesamt ca. 2.500 Gemeindegliedern teilt sich in
zwei Seelsorgebezirke auf. Der Dienst der Pfarr-
stelle ist überwiegend für die Dörfer der Elsterhei-
de, wo etwa die Hälfte der Gemeindeglieder leben,
bestimmt. Der Dienstsitz ist in Bluno.
Die Elsterheide liegt im Lausitzer Seenland. Die
Region entwickelt sich zu einer Urlaubsregion und
zur größten Wasserlandschaft Europas. Die Infra-
struktur verbessert sich stetig.
Sonntäglich finden zwei Gottesdienste statt. Un-
terstützt wird die Pfarrerin oder der Pfarrer durch
einen fest eingeplanten ehrenamtlichen Küster-
und Lektorendienst. Ein ehrenamtlicher Organist
und eine ehrenamtliche Organistin begleiten die
Gottesdienste. Lektoren und eine Prädikantin über-

nehmen gern auch Gottesdienste. Die Arbeit mit
Kindern und Jugendlichen wird ehrenamtlich
durch Mütter und Väter verantwortet, ein Helfer-
kreis und Bauausschuss entlasten die Pfarrerin
oder den Pfarrer. Eine Sekretärin ist wöchentlich
ca. acht Stunden im Gemeindebüro vor Ort.
Die Gemeinden sind geprägt von einem guten Mit-
einander zwischen Gemeindekirchenrat und Pfarr-
dienst und sind offen für zukunftsweisende Ver-
änderungsprozesse.
Die Gemeinden freuen sich auf eine Pfarrerin oder
einen Pfarrer, die oder der
- biblisch und missionarisch-fundiert predigt,
- die Gemeinden geistlich zurüstet,
- die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen be-

fördert (Konfirmandenunterricht),
- sich auf die Arbeit mit Seniorinnen und Senio-

ren einlässt,
- sich ins Dorfleben einbringt und mit der Ge-

meinde lebt,
- Zeit für die Gemeinde und ihre Mitglieder mit-

bringt,
- offen auf Menschen zugeht,
- gern mit Ehrenamtlichen zusammenarbeitet.
Ein im Jahr 2013 vollsaniertes, schönes und ge-
räumiges Pfarrhaus mit separatem Amtszimmer
sowie ein angrenzendes neu erbautes Gemeinde-
haus (ca. 1996) stehen zur Verfügung.
Weitere Auskünfte erteilen der Vorsitzende des
Gemeindekirchenrats der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Bluno Michael Stramke, Telefon:
03564/30149, und der Superintendent des Evan-
gelischen Kirchenkreises Schlesische Oberlausitz
Dr. Thomas Koppehl, Telefon: 03588/259139, E-
Mail: sup.sol@kkvsol.net.
Bewerbungen werden bis 14. Januar 2019 erbeten
an das Konsistorium, Abteilung 3, Georgenkirch-
straße 69, 10249 Berlin.

*

Ausschreibung
einer Kirchenmusikstelle

Im Kirchenkreis Spandau ist in der Melanchthon-
Kirchengemeinde die unbefristete Stelle einer Kir-
chenmusikerin oder eines Kirchenmusikers (C-Stelle,
25 %) mit Beginn des Monats Januar im Jahre 2019
zu besetzen.
In der Gemeinde tätig sind
- zwei Pfarrpersonen, 100 % und 60 %,
- eine Erzieherin (Kinder, Konfirmanden und Ju-

gend), 25 %,
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- eine Gemeindepädagogin, zusätzlich Einsatz in der
Region (Familienarbeit), 25 %,

- eine Küsterin, 75 %,
- ein Haus- und Kirchwart, 100 %.
Ca. 4.500 Gemeindeglieder rechnen sich zurzeit zu der
im Herzen der Wilhelmstadt gelegenen Gemeinde. Zu
ihr gehören eine Kindertagesstätte und eine Krippe.
Die Gemeinde wünscht sich eine Kirchenmusikerin
oder einen Kirchenmusiker, die oder der neben der
gottesdienstlichen Versorgung einen Chor aufbaut,
der alle Generationen anspricht.
Folgende Instrumente stehen zur Verfügung: eine G.
F. Steinmeyer-Orgel, eine elektronische hochwertige
Allen-Orgel (digital), im Gemeindesaal ein Schwech-
ten-Flügel.
Zu den Aufgaben gehören:
a) musikalische Gestaltung der Gottesdienste an

den Sonn- und Feiertagen,
b) Leitung eines Chors, der alle Generationen glei-

chermaßen anspricht.
Die genaue Festlegung der Arbeitsaufgaben erfolgt in
Absprache mit der Bewerberin oder dem Bewerber bei
Dienstantritt auf Grundlage der in der Landeskirche
geltenden Richtlinien zur Berechnung des Beschäfti-
gungsumfanges. Eine Mitgliedschaft in einer der
Evangelischen Kirchen wird bei einer Festanstellung
vorausgesetzt. Um einen entsprechenden Vermerk in
den Bewerbungsunterlagen wird gebeten.
Die Vergütung erfolgt je nach Qualifikation (bis Ent-
geltgruppe 6) nach dem zurzeit geltenden Tarifvertrag.
Bewerbungen werden bis zum 18. Januar 2019 per
Mail erbeten an Pfarrer Erko Sturm, E-Mail: e.sturm
@melanchthon-kirche.de, Pichelsdorfer Straße 79,
13595 Berlin, Telefon: 030/36287487.

*

Stellenangebot
Die Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. (JUH) hat um die
Veröffentlichung des folgenden Stellenangebots ge-
beten:

Stellenausschreibung
Evangelische Pfarrerin oder Pfarrer
für die Johanniter-Unfall-Hilfe e. V.,

Bundesgeschäftsstelle in Berlin
Die Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. (JUH) ist mit mehr
als 22.000 hauptamtlichen Mitarbeitern und über
35.000 ehrenamtlichen Aktiven eine der großen Wohl-
fahrts- und Hilfsorganisationen in Deutschland. Sie
steht in der Tradition des evangelischen Johanniteror-
dens, dessen wichtigste Anliegen seit Jahrhunderten
sind, den christlichen Glauben zu verbreiten und den
Menschen in Not oder Krankheit zu helfen. Die JUH

engagiert sich in den Bereichen Rettungs- und Sani-
tätsdienst, Katastrophenschutz, Betreuung und Pflege
von alten und kranken Menschen, Fahrdienst für Men-
schen mit eingeschränkter Mobilität, Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen, Hospizarbeit und anderen Hil-
feleistungen im karitativen Bereich sowie in der hu-
manitären Hilfe im Ausland.
Für die Leitung des Vorstandsbereichs Theologie un-
serer Bundesgeschäftsstelle (BG) in Berlin suchen wir
zum 1. Mai 2019 eine Pfarrerin oder einen Pfarrer. Die
bzw. der Geistliche steht im Angestelltenverhältnis.
Die Vergütung erfolgt nach der Besoldung der jeweils
zuständigen Landeskirche der Bewerberin oder des
Bewerbers. Die Dienstzeit beträgt 6 Jahre, eine Ver-
längerung ist möglich.
Zu den Aufgaben der Pfarrerin oder des Pfarrers ge-
hören pastorale Aufgaben, wie die folgenden:
- Halten von Andachten und Gottesdiensten in der

BG und bei besonderen Anlässen im Gesamtver-
band

- Seelsorge für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der BG

- Planung, Organisation und Durchführung von Ver-
anstaltungen wie „Einkehrtagen“, „Glaubenssemi-
naren“

Zudem verantworten Sie die systematische Weiter-
entwicklung des „Christlichen Profils“ der JUH, bei-
spielsweise durch:
- Mitgestaltung der Bundespfarrertagung,
- Implementierung theologischer Grundlagen in das

Verbandsleben
- Beratung der Johanniterdienste in theologischen

Fragen sowie die Mitarbeit an Bildungsangeboten.
Daneben nimmt der Kontakt zu Kirche und Diakonie
eine wichtige Rolle ein. Dies umfasst:
- Inhaltliche und organisatorische Mitarbeit beim

Deutschen Evangelischen Kirchentag
- Proaktiver Kontakt zur Evangelischen Kirche Ber-

lin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz
- Teilnahme an Fachkongressen der Diakonie als

Repräsentant der JUH
Innerhalb der JUH bildet die psychosoziale Notfall-
versorgung für Einsatzkräfte einen weiteren Schwer-
punkt der Tätigkeit. Dabei geht es insbesondere um:

- Betreuung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
mit seelischen Belastungen vor und nach Einsätzen

- bundesweite Koordination und Fortbildung in der
Einsatznachsorge für die Johanniter

- Leitung bundesweiter Gremien, z. B. Leitungs-
kreis Einsatznachsorge

- konzeptionelle Arbeit in diesem Themenfeld und
deren Umsetzung

Auf dem Gebiet der psychosozialen Notfallversor-
gung für Opfer, Ersthelfer und Angehörige (Akuthilfe)
arbeitet die JUH eng mit der Notfallseelsorge der
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evangelischen Landeskirchen zusammen. Die Kon-
takte zur Konferenz der Notfallseelsorge (KEN), die
praktische Zusammenarbeit vor Ort und der fachliche
Austausch sind wahrzunehmen und zu gestalten.
Erwartet wird ein vertrauensvolles Miteinander mit
dem ehrenamtlichen Bundespfarrer und den haupt-
und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, eine gute Zusammenarbeit mit dem Johanniter-
orden, eine integrierende Arbeit mit allen Fachberei-
chen sowie Teamfähigkeit und Flexibilität zur Bewäl-
tigung der vielfältigen Aufgaben.

Weitere Auskünfte erteilt Ihnen gerne der derzeitige
Stelleninhaber: Pfarrer Knuth Fischer, Telefon: 030
26997231, E-Mail: Knuth.Fischer@johanniter.de.

Ordinierte Pfarrerinnen und Pfarrer, die an der Stelle
Interesse haben, senden ihre vollständigen Bewer-
bungsunterlagen bitte innerhalb von vier Wochen
nach Erscheinen des Amtsblattes an: personal@jo-
hanniter.de oder Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. Bun-
desgeschäftsstelle, Personalabteilung, Lützowstr. 94,
10785 Berlin.

IV. Personalnachrichten

Die Inhalte des Abschnitts ‚Personalnachrichten‘ sind im Internet nicht einsehbar.
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V. Mitteilungen
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Die nächste Ausgabe des Kirchlichen Amtsblatts (Heft Nr. 1/2019) erscheint am 23. Januar 2019. Redaktions-
schluss für diese Ausgabe ist der 7. Januar 2019.
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